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Schrumpfende Wirtschaft, 
hohe Inflation und illegale 
Migration: Pino sieht genug 
Diskussionsbedarf. Die Aufre-
gerthemen sind aber andere. 
Der Rathauskater fragt sich, 
ob die Politiker noch wissen, 
was die Menschen im Land 
wirklich bewegt.  Seite 19

Bayerisches BreitbandForum, 12  Oktober 2023,  
Stadthalle Gunzenhausen, www.bayerisches-breitbandforum.de

Gemeinsam gestalten wir Zukunft
18. bis 19. Oktober 2023 in den Nürnberger Messehallen

Deutschlands größte Fachmesse für den kommunalen Bedarf 
zeigt Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie Beschaf-
fungsentscheidenden die Zukunftstrends in Kommunen, Städ-
ten und Gemeinden: https://www.kommunale.de/

Wie üblich findet zusammen mit der KOMMUNALE die Lan-
desversammlung des Bayerischen Gemeindetags statt. https://
www.bay-gemeindetag.de/media/25786/programm-flyer-kom-
munale_2023.pdf

Tickets sichern!

Wir laden Sie herzlich ein, uns auf unserem Stand 9-159 zu besu-
chen. Tickets – gerne auch für Kolleginnen und Kollegen – kön-
nen Sie bereits online buchen: https://www.kommunale.de/de/
besucher/tickets  
Wenn Sie den Code KOM23BAYGZ eingeben, sind Ihre Tickets  
kostenfrei.  r

Virtuelles KPV-Kommunal-Kaffee:

Kommunen stärken 
und unterstützen!

Aktuelle kommunalpolitische Themen sowie kommu-
nale Forderungen für die Landtags- und Bezirkstagswahl 
am 8. Oktober standen im Mittelpunkt eines virtuellen 
KPV-Kommunal-Kaffees, zu dem der KPV-Landesvorsit-
zende, Landrat Stefan Rößle, als Ehrengäste CSU-Gene-
ralsekretär Martin Huber, MdL, sowie Kommunalminis-
ter Joachim Herrmann, MdL, willkommen hieß. Zahlreiche 
Kommunalpolitiker aus ganz Bayern nahmen an der Ex-
pertendiskussion teil.

Wie KPV-Chef Stefan Röß-
le eingangs feststellte, „ist jede 
Stimme für die CSU eine Stimme 
für starke und erfolgreiche Kom-
munen“. Die CSU präge die Poli-

3. Migration steuern und In-
tegration fördern – Kommu-
nen sind Stabilitätsanker bei der 
Migration
4. Bildungs- und Betreuungsan-

V.l.: Kommunalminister Joachim Herrmann, KPV-Landesvorsitzen-
der Landrat Stefan Rößle und CSU-Generalsekretär Martin Huber, 
MdL   Bild: KPV

tik in den bayerischen Kommu-
nen seit Jahrzehnten wie keine 
andere Partei und dies zeige sich 
auch im aktuellen CSU-Regie-
rungsprogramm zur Landtags- 
und Bezirkstagswahl 2023, das 
mit einem starken kommunalpo-
litischen Kern aufwarte und die 
Zukunft der Städte, Gemeinden, 
Landkreise und Bezirke stärke.

Die zehn wichtigsten  
kommunalen Themen

1. Sichere Kommunalfinanzen 
für Bayern – Die CSU steht für 
stabile Finanzen in unseren 
Kommunen
2. Weniger Bürokratie in den 
Kommunen – Mehr Good Go-
vernance für die Menschen und 
Rathäuser

gebote stärken – Bayern ist das 
Familienland Nr  1
5. Ländliche Räume stärken – 
Gleichwertige Lebensverhältnis-
se in ganz Bayern
6. Gesundheitsversorgung vor 
Ort – Beste Gesundheitsversor-
gung in Bayern sichern
7. Neue Mobilität für Stadt und 
Land – Moderne und funktions-
fähige Infrastruktur für Bayern
8. Wohnen und leben in Bayern 
– Mehr Wohnraumförderung 
für die Menschen
9. Neue Energien vor Ort för-
dern – Bayern ist das Land von 
Wasser, Sonne und Wind
10. Ehrenamt und kommunales 
Engagement – Menschen und 
technologischen Fortschritt 
fördern.

Der Schlüssel zum Erfolg

Staatsminister Joachim Herr-
mann und Generalsekretär 
Martin Huber machten deutlich, 
dass die Bayerische Staatsregie-
rung seit Jahren sehr erfolgreich 
den zentralen Rahmen für die 
künftige Entwicklung der baye-
rischen Kommunen schaffe. Da-
bei seien eine enge Zusammen-
arbeit und ein regelmäßiger Aus-
tausch mit den einzelnen Kom-
munen sowie den bayerischen 
kommunalen Spitzenverbänden 
der Schlüssel zum Erfolg.

Zum aktuellen Thema „Asyl“ 
stellte Herrmann fest, dass der 
Freistaat bislang mehr Asylbe-
werber als Frankreich aufge-
nommen habe und wie kein 
anderes Bundesland die Men-
schen in Arbeit integriere  Au- 
ßerdem übernehme Bayern 100 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Mammutaufgaben 
und Stellschrauben

Das Wachstumschancengesetz mit den geplanten Steuer- 
ausfällen für die Kommunen stößt bei den Städten auf 
scharfe Kritik. Wie Markus Lewe, Präsident des Deutschen 
Städtetages und Oberbürgermeister der Stadt Münster, ge-
genüber den Zeitungen der Funke Mediengruppe betonte, 
enthalte der 10-Punkte-Plan der Bundesregierung für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland mit dem Wachstums- 
chancengesetz „eine echte Hiobsbotschaft für die Städte“.

Wenn das Wachstumschan-
cengesetz so komme, wie es 
jetzt geplant ist, bedeute das 
für die Kommunen voraussicht-
lich bundesweit Steuerausfäl-
le von mehr als sieben Milliar-
den Euro, so Lewe. Dies sei für 
die Städte kaum zu verkraften. 
Bei Wärmewende, Mobilitäts-
wende, Gebäudeenergiegesetz 
und Klimaanpassung stünden 
sie vor echten Mammut-Aufga-
ben. „Es ist völlig unklar, wie die 
Städte hier immer mehr inves-
tieren sollen, wenn uns die Bun-
desregierung gleichzeitig Milli-
arden streichen will  Wir brau-
chen deutlich mehr, nicht we-
niger Geld  Die kommunalen 
Investitionen würden mit die-
sem Wachstumschancengesetz 
zwangsläufig einbrechen. Der 
10-Punkte-Plan soll eigentlich 
die Konjunktur ankurbeln. Wie 
das gelingen soll, wenn vor Ort 
die öffentlichen Investitionen 
zurückgefahren werden müss-
ten, ist uns schleierhaft“, stell-
te der Verbandschef fest und er-
gänzte: „Mit dem Wachstums- 
chancengesetz in seiner jetzigen 
Form würde der Bund der Wirt-
schaft einen Bärendienst erwei-
sen  Denn es schadet auch den 
Unternehmen und ihren Stand-
orten, wenn die Städte etwa bei 
der Infrastruktur vor Ort sparen 
müssten “

Kritik an vereinfachten 
Einbürgerungen

Kritik übt der Deutsche Städte-
tag auch mit Blick auf die Bundes-
kabinettsentscheidung zu ver- 
einfachten Einbürgerungen (Re-
form des Staatsbürgerschafts-
rechts). Gegenüber den Westfä-
lischen Nachrichten wies Haupt-
geschäftsführer Helmut Dedy 
darauf hin, dass der Druck auf 
die Ausländerbehörden seit Jah-
ren wachse  Dies liege u a  an 
der hohen Zahl von Geflüch-
teten, die nach Deutschland 
kommen. „Mehr als eine Milli-

on Menschen aus der Ukraine, 
mehrere hunderttausend Men-
schen in diesem Jahr aus Syrien, 
Afghanistan, der Türkei und an-
deren kriegs- und krisengebeu-
telten Ländern – das sorgt bei 
den Behörden vor Ort für ho-
he Fallzahlen. Viele dieser Men-
schen sind vom Aufenthaltssta-
tus her ‚geduldet‘ und brauchen 
deshalb immer wieder neue 
Aufenthaltstitel. Auch das er-
höht den zeitlichen Aufwand bei 
den Ausländerbehörden.“

Stark belastete Behörden

Darüber hinaus sei in den 
vergangenen Jahren das Auf-
enthaltsrecht immer komple-
xer geworden. Anfang des Jah-
res wurde beispielsweise be-
reits das Chancen-Aufenthalts-
recht eingeführt. Damit können 
Menschen, die bisher nur ei-
ne Duldung haben, unter be- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bundes-SGK:

Positionen zur  
Pflegefinanzierung

Der Vorstand der Bundes-SGK fordert eine auskömmliche 
Finanzierung der Pflege. „Wegschauen nutzt nichts, wir sind 
bereits mitten in einer akuten Pflegekrise, die sich Tag für 
Tag verschärft“, unterstreichen die sozialdemokratischen 
Kommunalpolitiker in einem aktuellen Positionspapier.

Der Bedarf an ambulanten 
Pflegediensten ist bereits heu-
te sehr hoch, wächst aber zu-
nehmend weiter, nicht zuletzt 
aufgrund der älter werdenden 
Gesellschaft. Trotzdem muss 
Pflegebedürftigen oder deren 
Angehörigen schweren Her-
zens zunehmend abgesagt wer-
den  So mussten nach aktuell 
erhobenen Zahlen der Diako-
nie Deutschland bereits 89 Pro-
zent der ambulanten Dienste in 
den vergangenen sechs Mona-
ten Neukunden ablehnen  Darü-
ber sind immer mehr ambulan-
te Dienste sogar gezwungen, ih-
re Tätigkeit aus wirtschaftlichen 
Erwägungen oder aufgrund von 
Personalmangel einzustellen 

Stetig steigende Kosten

Die Gründe hierfür sind laut 
Bundes-SGK vielschichtig, „un-
ter anderem deshalb, weil die 
Kosten stetig steigen, es aber 
keine ausreichende Refinan-
zierung gibt und die Regelun-
gen die Gewinnung von Ar-
beitskräften erschweren; zu-
dem sind die Träger immer neu-
en gesetzlichen Anforderungen 
ausgesetzt “ Nach wie vor sei 
die häusliche Pflege in der Fa-
milie der größte „Pflegedienst“ 
Deutschlands, jedoch in großen 
Teilen nur mit Unterstützung 
bzw. in Kombination eines am-
bulanten Pflegedienstes.

Sollte diese Unterstützung 
wegbrechen, seien pflegerische 
Versorgungsmängel gegenüber 
den Pflegebedürftigen und die 
Überforderung der pflegenden 
Angehörigen die unausweich-
liche Folge  Werde dem nicht 
entgegengesteuert, komme es 
„eher über kurz als über lang“ zu 
einer Pflegekatastrophe für die 
zu Pflegenden und deren Ange-

hörigen, heißt es in dem Papier.
Darüber hinaus plädiert die 

Bundes-SGK für eine grundle-
gende Reform der Pflegeversi-
cherung, die eine auskömmli-
che Finanzierung und verbes-
serte Rahmenbedingungen für 
alle Akteure in der Pflege be-
rücksichtigt. Es gelte, die Pflege 
zukunftsfähig zu gestalten und 
daher die Rolle der Kommunen 
weiter zu stärken. Als notwen-
dig wird deshalb erachtet, sie 
mit mehr Kompetenz in der Pla-
nung, Steuerung, Beratung und 
Entscheidung im Bereich Pfle-
ge und Pflegevermeidung aus-
zustatten. Nur so sei eine sozi-
alräumlich orientierte Pflege- 
infrastruktur zu erreichen, die 
auf dem Land anders aussehen 
muss als in der Stadt 

Gemeinsame, integrierte  
Beratungsstrukturen

Überdies sollen Gesundheits-
förderung und Prävention vor 
Ort gestärkt und finanziell aus-
kömmlich ausgestattet werden 
können. Auch sollen Pflegekas-
sen und Kommunen gemeinsa-
me, aufeinander abgestimmte 
und integrierte Beratungsstruk-
turen schaffen und unterhalten. 
Stationäre und ambulante Pfle-
ge müssten enger verzahnt wer-
den, um eine moderne sekto-
renübergreifende Pflegepolitik 
für die Bürgerinnen und Bürger 
zu ermöglichen.

Kommunen verstärkt in die Pro-
zesse zur Anerkennung von nied-
rigschwelligen Angeboten zur 
Pflege einzubinden sei schließ-
lich ebenso erforderlich wie eine 
größere Entlastung von Pflegebe-
dürftigen und deren Angehörigen 
von steigenden Eigenanteilen in 
der Pflege durch eine veränderte 
Pflegeversicherung.  DK
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Landrat Wilhelm Schneider 

97437 Haßfurt  
am 19.9.

Bürgermeister Ludwig Wayand 
85107 Baar-Ebenhausen  

am 25.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Matthias Klement 

97711 Maßbach  
am 16.9.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage 

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ14  September 2023

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Bayerisches BreitbandForum mit Schafkopfturnier
12. Oktober 2023, 9:00 - 16:30 Uhr
Stadthalle Gunzenhausen, Isle-Platz 1, 91710 Gunzenhausen

Bei der Versorgung der bayerischen Bevölkerung mit ausreichen-
den Kapazitäten für ein schnelles Internet stehen die hiesigen Kom-
munen vor sehr großen finanziellen, technischen und rechtlichen 
Herausforderungen. Dabei müssen sie mit dem Geld ihrer Bürger 
sorgsam wirtschaften. Obwohl die Bereitstellung von schnellem In-
ternet nach wie vor keine zentrale Aufgabe der Daseinsvorsorge 
darstellt, ist sie essenzieller Standortfaktor. Nur durch flächende-
ckenden hochbitratigen Breitbandanschluss kann echter Wettbe-
werb den Standort Bayern allgemein stärken. 

Es ist die Pflicht der kommunalen Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger hierfür die beste Lösung zu finden und die Fi-
nanzierung sicherzustellen. Auf dem Bayerischen BreitbandForum 
kommen Sie mit den relevanten Ansprechpartnerinnen und -part-
nern in Kontakt.
Anmeldung: www.bayerisches-breitbandforum.de
Teilnahmegebühr: Für Kommunalvertreter kostenfrei, Abonennten 
55,- Euro, Wirtschaftsvertreter 95,- Euro (jeweils zzgl. MwSt.) r

Social Media für Kommunen
16. November 2023, 10:00 - 12:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt  r

Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes:

Bayerischer Rahmenvertrag geschlossen 
Bayerische Bezirke, Verbände der freien Wohlfahrtspflege  

und der privaten Leistungserbringer einigen sich nach intensiven Verhandlungen

Nach mehr als drei Jahren Verhandlungszeit haben die bayeri-
schen Bezirke als Kostenträger der Eingliederungshilfe und die 
Verbände der Leistungserbringer den bayerischen Rahmenver-
trag zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) unter-
zeichnet. Als maßgebliche Interessenvertretung der Menschen 
mit Behinderungen hat die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthil-
fe Bayern e. V. mitgewirkt. Mit dem Vertrag werden die Rahmen-
bedingungen für die Unterstützungsleistungen für Menschen mit 
Behinderungen an die neue Gesetzgebung angepasst. Er regelt 
grundsätzlich, welche Leistungen für Menschen mit Behinderun-
gen erbracht werden, wie die dafür notwendigen Kosten abge-
rechnet werden und welche Pflichten die sogenannten Leistungs-
erbringer, also die Einrichtungen und Dienste für Menschen mit 
Behinderungen, zu erfüllen haben.

Die Vorsitzende der Freien 
Wohlfahrtspflege Bayern, Diako- 
niepräsidentin Dr. Sabine Wein-
gärtner, zeigte sich zufrieden und 
betont: „Wir haben die Weichen 
für die Zukunft der Behinderten-
hilfe hin zu mehr Personenzent-
rierung, individueller Leistungs-
gestaltung und besseren Teilha-
bechancen für Menschen mit Be-
hinderung gestellt “

Mehr Teilhabe   
am gesellschaftlichen Leben

Der Rahmenvertrag ermög-
liche mehr Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben durch die in-
dividuelle Gestaltung von Leis-
tungen, so Bezirketagspräsident 
Franz Löffler: „Die bayerischen 
Bezirke sind froh, dass es nun 
nach Jahren intensiver Verhand-
lungen über den Rahmenvertrag 
zu einer Einigung gekommen ist, 
die diesen Namen auch verdient  
Mit dem geschlossenen Kom-
promiss ist es gelungen, die Un-
terstützungsleistungen für Men-
schen mit Behinderungen in die 
Zukunft zu führen und individu-
eller auszugestalten “

„Der neue Rahmenvertrag er-
möglicht den Einrichtungen und 
Diensten weiterhin eine quali-
tativ hochwertige Leistungser-
bringung unter strukturell und 
wirtschaftlich angemessenen 
Bedingungen“, ergänzt der Lan-
desvorsitzende des Bundesver-
bandes privater Anbieter sozia-
ler Dienste (bpa), Kai A. Kasri.

Zeitgemäße 
Weiterentwicklung

Der Geschäftsführer der LAG 
Selbsthilfe Bayern, Thomas 
Bannasch, ist mit dem Ergebnis 
ebenfalls zufrieden: „Nach in-
tensiven und langen Verhand-
lungen sind wir froh, dass der 
neue Rahmenvertrag jetzt zu 
einem erfolgreichen Ende ge-
kommen ist. Für die Zukunft 
müssen nun die darin enthal-
tenen Potenziale zur zeitgemä-
ßen Weiterentwicklung der Ein-
gliederungshilfeleistungen auf 
Grundlage der UN-Behinderten- 
rechtskonvention genutzt wer- 
den  Gemeinsam mit allen Be-
teiligten müssen wir auch wei-
terhin das Ziel der uneinge-
schränkten selbstbestimmten 
Teilhabe von Menschen mit Be- 

hinderungen im Blick behalten “

Vorbereitung auf den  
allgemeinen Arbeitsmarkt

Die Neuregelung des Rah-
menvertrags war nötig gewor-
den, da sich mit der Einführung 
des BTHG zur Umsetzung der 
UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderun-
gen die gesetzlichen Grundlagen 
für diese Teilhabeleistungen ge-
ändert hatten: flexiblere Ange-
bote, individuelle Leistungsfest-
stellung und -erbringung und 
mehr Transparenz 

Mit dem bayerischen Rah-

menvertrag wurde auch eine 
erste Rahmenleistungsverein-
barung (RLV) geschlossen. Sie 
regelt die konkrete Leistungs-
erbringung in den Werkstätten 
für Menschen mit Behinderun-
gen. „Die Werkstätten sind mit 
ihrem Angebot nun mehr auf 
die Vorbereitung auf den allge-
meinen Arbeitsmarkt ausgerich-
tet, gerade auch, weil gleichzei-
tig Menschen mit höherem Un-
terstützungsbedarf passgenau-
er begleitet werden können. Mit 
der oder dem Qualifizierungs-
beauftragten für den allgemei-
nen Arbeitsmarkt findet sich 
zukünftig in jeder Werkstatt ei-
ne Fachkraft, die interessier-
te Menschen individuell unter-
stützt, um auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt einen Arbeitsplatz 
und ein Auskommen zu finden“, 
so Weingärtner.

Löffler: Gute Regelungen  
im Sinne der Menschen

Weitere RLV für andere Ar-
beitsfelder werden folgen, er-
läutert Bezirketagspräsident 
Löffler und betont: „Wir wollen 

in Bayern gute Regelungen im 
Sinne der Menschen mit Behin-
derungen treffen. Deswegen ist 
es gut und richtig, im Vorfeld in-
tensiv mit allen Beteiligten zu 
diskutieren.“

Finanzierung über die  
bayerischen Bezirke

In Bayern erhalten rund 
150 000 Menschen mit Behin-
derungen Leistungen der Ein-
gliederungshilfe. Die Ausgaben 
belaufen sich dabei auf über 4,4 
Milliarden Euro jährlich. Die Ver-
bände der Freien Wohlfahrts-
pflege (AWO Landesverband 
Bayern, Landes-Caritasverband 
Bayern, Diakonisches Werk Bay-
ern, Paritätischer Wohlfahrts-
verband Landesverband Bayern, 
das Bayerische Rote Kreuz, Lan-
desverband israelitischer Kul-
tusgemeinden in Bayern) sowie 
der Lebenshilfe-Landesverband 
Bayern erbringen gemeinsam 
rund 85 Prozent der Leistungen 
der Eingliederungshilfe. Rund 
15 Prozent werden von priva-
ten (organisiert im bpa – Bun-
desverband privater Anbieter 
sozialer Dienste und im Verband 
Deutscher Alten- und Behin-
dertenhilfe VDAB) und öffent-
lichen Einrichtungsträgern er-
bracht  Finanziert werden die-
se Leistungen über die bayeri-
schen Bezirke   r

Modernisierter Artikel 87 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO)

Schub bei der kommunalen Energiewende
Seit 1. August 2023 ist es amtlich: Der im Sinne der energetischen 
Zukunft bayerischer Kommunen modernisierte Artikel 87 der 
Bayerischen Gemeindeordnung (GO) erweitert deren Handlungs-
spielraum spürbar. Entsprechend dem von der Politik so gern be-
mühten Begriff des „jetzt gezündeten Turbos“ soll die nachhaltige 
Entwicklung der Energiewende sowie der Energie- und Wasser-
versorgung in den Kommunen befördert, die Umweltbelastungen 
minimiert und die kommunale Unabhängigkeit in diesen Berei-
chen gestärkt werden.

Dafür dürfen die im überra-
genden öffentlichen Interesse 
handelnden Kommunen künf-
tig zum Beispiel eigene Energie-
erzeugungsanlagen bauen und 
betreiben. Die Kommunen sol-
len ermutigt werden, mehr Geld 
in den Ausbau der erneuerba-
ren Energien zu stecken und so 
CO2 zu vermeiden. Auch kön-
nen durch gezielte Fördermaß-
nahmen die Privatinvestitionen 
in die ökologisch korrekte Ener-
gieversorgung angeregt wer-
den, um kommunale Energiezie-
le und Energiesparmaßnahmen 
leichter zu erreichen  

Energiekosteneinsparungen

Neben der damit verbunde-
nen Verbesserung der innerört-
lichen Lebens- und Umweltqua-
lität sollen dadurch auch Ener-
giekosteneinsparungen möglich 
werden. Gleichzeitig könnten 
die Kommunen über den Bau 
und Betrieb eigener Anlagen Ar-
beitsplätze schaffen, Einnahmen 
durch den Verkauf von regene-
rativem Strom und Nahwärme 
generieren und damit Mehrein-
nahmen für den öffentlichen 
Haushalt erwirtschaften. Gleich-
zeitig eröffnet die regionale/lo-
kale Unabhängigkeit ein Mehr 
an Versorgungssicherheit und 
ein Weniger bei internationalen 
Energiepreissteigerungen 

Berechtigte Interessen  
kleinerer Unternehmen 
berücksichtigen

Wichtig dabei ist, dass die Ge-
meinden dafür sorgen, dass bei 
verbundenen Tätigkeiten wie 
der Energie- und Wasserversor-
gung der Bevölkerung die be-
rechtigten Interessen kleine-
rer Unternehmen, insbesonde-
re des Handwerks, berücksich-
tigt werden. So soll verhindert 
werden, dass ein kommunales 
Unternehmen kleine, selbstän-
dige Betriebe in Landwirtschaft, 
Handwerk, Handel, Gewer-
be und Industrie wirtschaftlich 
schädigt oder übernimmt. Ent-
scheidend wird für die Kommu-

nen sein, in diesem Sinne durch 
Einbindung der Öffentlichkeit 
vor Ort Vertrauen zu schaffen 
und die Bürgerinnen und Bür-
ger an den Planungen und Pro-
jekten zu beteiligen. Das Hand-
lungsspektrum der Kommunen 
in Sachen Bürgerbeteiligung, 
energetischer Technologie- und 
Innovationsförderung ist durch 
die neue Rechtslage wesent-
lich erweitert worden und gibt 
den bayerischen Kommunen 
die notwendigen rechtlichen In-
strumente an die Hand. Sie gel-
ten als mit der Strom-, Wärme-, 
Gas- und Wasser-Versorgung 
verbundene Tätigkeiten. Ab so-
fort dürfen kommunale Unter-
nehmen Photovoltaikanlagen 
bauen und betreiben und Lade-
einrichtungen für Elektroautos 
ebenso installieren wie den Ein-
bau von Wasserleckageüber-
wachungssystemen hinter dem 
Hausanschluss in der Kunden-
anlage von Gebäuden vorneh-
men  Solche Gewerke seitens 
der Kommune sind nun zuläs-
sig, denn sie dienen in erster Li-
nie vor allem der Energiewende 
und dem Klimaschutz und nicht 
der Gewinnerzielung 

Synergieeffekte nutzen

Zudem ist künftig auch eine 
überkommunale Zusammen-
arbeit in den Bereichen Ener-
gie und Wasser möglich, so dass 
sich Erfahrungen teilen und Res-
sourcen schonen lassen 

Detlef Fischer, Hauptge-
schäftsführer des VBEW - Ver-
band der Bayerischen Energie- 
und Wasserwirtschaft e.V., be-
grüßt die für die Energie- und 
Mobilitätswende positiven Ver-
änderungen in der bayerischen 
Gemeindeverordnung, die die 
Bayerische Staatsregierung mit 
dieser wegweisenden Initia-
tive in die Wege geleitet hat. 
„Wir empfehlen den kommuna-
len Versorgern, gerne in Zusam-
menarbeit mit dem örtlichen 
Handwerk, regen Gebrauch von 
diesen neuen Möglichkeiten zu 
machen. Die Kunden verlangen 
nach Lösungen aus einer Hand 

und nur wenn alle personellen 
und technischen Ressourcen ge-
bündelt und zielgerichtet ein-
gesetzt werden, besteht über-
haupt eine Chance, die Klima-
neutralität bis 2040 zu errei-
chen“, so Fischer wörtlich.

Insbesondere die Moderni-
sierung des Artikel 87 der Bay-
erischen Gemeindeordnung ge-
steht den Kommunen also vor 
Ort eine deutlich aktivere Rolle 
bei der Zielerreichung der Ener-
giewende zu  Die kommuna-
le Hoheit über die Energie- und 
Wasserversorgung bringt nicht 
nur einen ökologischen Gewinn, 
sondern auch ökonomische und 
soziale Vorteile für die Bevölke-
rung. Und natürlich stärkt sie die 
Vorreiterposition Bayerns im Be- 
reich erneuerbare Energien   JK

Ulrike Scharf: 
Bürokratie-Ungeheuer 
Kindergrundsicherung 

Bayerns Familienministerin 
Ulrike Scharf betonte nach der 
Vorstellung der Eckpunkte zur 
Kindergrundsicherung: „Meiner 
Forderung nach einer Neube-
rechnung des Existenzminimums 
für Kinder kommt die Bundesre-
gierung nun endlich nach  Das ist 
zumindest ein Lichtblick für die 
Familien und wichtig, um Kinder 
entsprechend den aktuellen Le-
benssituationen zu unterstüt-
zen  Insgesamt bin ich mit den 
vorgestellten Eckpunkten aber 
nicht zufrieden. Ich sehe kei-
nen großen Wurf zur dauerhaf-
ten Vermeidung von Kinderar-
mut  Die Digitalisierung und der 
vereinfachte Zugang zu Leistun-
gen müssen im Jahr 2023 eine 
Selbstverständlichkeit sein! Mit 
der geplanten Bündelung der 
Leistungen wird ein neues Büro-
kratie-Ungeheuer geschaffen.“

Weiter erklärt die Familienmi-
nisterin: „Nachdem die Bundes-
regierung endlich ihre Entschei-
dungsschwäche bei diesem The-
ma überwunden hat, benötigen 
die Bundesländer, die Landkrei-
se und Kommunen konkrete Ant-
worten zur Umsetzung der Kin-
dergrundsicherung  Wir sind hier 
massiv betroffen. Ich fordere im 
weiteren Verfahren eine aktive 
Beteiligung! Das Wohl und der 
Schutz der Kinder ist das Herz-
stück einer modernen Familien-
politik – diesem Auftrag müssen 
wir gemeinsam gerecht werden “

Katzenschutzgesetz:

Die Kommunen sind gefordert
Schleppende Umsetzung in Bayern  
Kastration von Katzen ist Tierschutz

Unterernährt, krank und von Parasiten befallen: Millionen Stra-
ßenkatzen kämpfen hierzulande jeden Tag um ihr Überleben. Kat-
zenmütter bekommen bis zu drei Mal im Jahr zwei bis sechs Junge. 
Die Tiere vermehren sich rasant. An die 300.000 freilebende Kat-
zen leben nach Schätzungen im Freistaat. Mit einer Kastration  
ihrer Tiere können Katzenhalter einen erheblichen Beitrag leis-
ten, um das Elend zu mindern.

In mehr als 1 100 deutschen 
Städten und Gemeinden ist es 
bereits Pflicht, seine Katze kas-
trieren zu lassen, wenn es sich 
um Freigänger handelt. In der 
Regel ist diese mit einer Kenn-
zeichnungs- und Registrierungs-
pflicht verbunden.

Aktuell bestehen zwei Mög-
lichkeiten, Verordnungen zur 
Kastrationspflicht umzusetzen: 
entweder über das kommuna-
le Ordnungsrecht oder über das 
Tierschutzgesetz. Seit 2013 kön-
nen Bundesländer mit dem Pa-
ragrafen 13b des Tierschutzge-
setzes selbst eine landesweite 
Verordnung erlassen oder dies 
über eine Zuständigkeitsver-
ordnung den Landkreisen oder 
Kommunen überlassen.

In Bayern läuft die Umsetzung 
jedoch schleppend. Zwar haben 
dort die Kommunen laut Um-
weltministerium 2015 die Er-
laubnis bekommen, die Verord-
nungen zu erlassen  Aber bis-
her tut es kaum eine, obwohl 
seit 2019 im Landeshaushalt so-
gar finanzielle Mittel dafür be-
reit stehen – dieses Jahr voraus-
sichtlich zwei Millionen Euro 

Nach Angaben von Andrea 

Mittermeir, Vorstand Tierfreun-
de Brucker Land e.V., war Lau-
fen im Berchtesgadener Land 
Anfang des Jahres bayernweit 
die erste Gemeinde mit einer 
KSVO, die aufgrund des An-
trags des Vereins Katzenhilfe 
Salzachtal e.V. eingeführt wur-
de; Aschaffenburg zog kurz dar- 
auf nach. In Dachau, Pfaffen-
hofen und im Landkreis Lands-
berg ist die Verordnung noch in 
der Abstimmung, in Denklingen, 
Egling an der Paar, Penzing und 
Utting am Ammersee soll sie ab 
Januar 2024 gelten.

Angewiesen auf  
menschliche Fürsorge

Das Leid der Straßenkatzen ist 
über die Jahre zu einem der größ-
ten unbemerkten Tierschutzpro-
bleme in Deutschland geworden  
Denn freilebende Katzen sind 
keine Wildtiere, die allein gut zu-
rechtkommen, sondern domesti-
zierte Haustiere, die auf mensch-
liche Fürsorge und Pflege ange-
wiesen sind  Um ihr Leid lang-
fristig zu beenden, ist es deshalb 
höchste Zeit, in den Kommunen 
endlich tätig zu werden.  DK

Scharf zu neuer Förderrichtlinie beim Ganztagesausbau:

Flexible Förderung
„Wir unterstützen die Kommunen finanziell bei der Schaffung der 
notwendigen 130.000 Plätze für die Betreuung von Grundschul-
kindern“, versicherte Bayerns Familienministerin Ulrike Scharf. 
Sie habe sich zur Förderung beim Ganztagsausbau für pragmati-
sche und flexible Wege zugunsten der Kommunen eingesetzt. 

Auch bei der Gewinnung von 
Fachkräften habe die Bayeri-
sche Staatsregierung „die Se-
gel richtig gesetzt“. Aktuell sind 
114 000 Menschen in bayeri-
schen Kindertageseinrichtun-
gen tätig – das sind fast 80 Pro-
zent mehr als 2011  Zudem hat 
Scharf ein neues Gesamtkon-
zept für die berufliche Weiter-
bildung von Quereinsteigerin-
nen und Quereinsteiger auf den 
Weg gebracht um zusätzliches 
Personal zu qualifizieren.

Sämtliche Angebote der Be-
treuung für Grundschulkinder 
in Bayern sind grundsätzlich för-

derfähig – verlängerte Mittags-
betreuung, offener und gebun-
dener Ganztag und Angebote 
der Kinder- und Jugendhilfe wie 
Horte und Häuser für Kinder. Die 
Kommunen entscheiden, wel-
ches Angebot vor Ort entstehen 
oder ausgebaut werden soll  Ne-
ben der „Grundförderung“ wird 
jeder zusätzlich geschaffene 
Platz für Kinder im Grundschul-
alter mit einer Pauschale in Hö-
he von 4.500 Euro oder 6.000 
Euro gefördert, abhängig von 
der Art des Angebots 
www.verkuendung-bayern.de/
baymbl/2023-436/  r

https://www.bayerisches-breitbandforum.de/
http://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2023-436/ 
http://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2023-436/ 


B L I C K P U N K T E 3GZ

in rund einem Monat ist es 
soweit: In Bayern findet die 
Landtags- und Bezirkstags-
wahl statt und damit steht 
auch für die bayerische Kom-
munalpolitik eine wichtige 
Entscheidung über die weite-
re Zukunft unserer Kommu-
nen an.

Für uns als KPV ist klar: Die 
kommunalfreundliche Politik 
der Bayerischen Staatsregie-
rung hat unsere Städte, Ge-
meinden, Landkreise und Be-
zirke, trotz all der aktuellen Herausforderungen 
und globalen Krisen, gestärkt. Exemplarisch für 
die erfolgreiche Arbeit des Freistaats seien hier 

der konstant hohe Kommunale Finanzausgleich, 
die vergangenen Corona-Hilfen u. a. über einen 
Gewerbesteuerausgleich, die Verdoppelung der 
Sportförderung, die deutliche Erhöhung der Feu-
erwehrzuschüsse und der Bäderförderung sowie 
die Unterstützung des Freistaates bei den Asyl-
kosten genannt. 

Ein weiteres Erfolgsrezept für den bayerischen 
Weg ist die enge Einbindung der kommunalen 
Ebenen sowie der regelmäßige Austausch zwi-
schen Freistaat und den Kommunalen Spitzen-
verbänden bei politischen Entscheidungspro-

zessen. Das alles ist kein Zu-
fall und keine Selbstverständ-
lichkeit wie der Blick in andere 
Bundesländer zeigt, sondern 
der kommunalfreundlichen Li-
nie der Bayerischen Staatsre-
gierung zu verdanken. Natür-
lich läuft auch in Bayern nicht 
alles reibungslos, aber es läuft 
in Bayern einfach besser!

Auch das CSU-Regierungs-
programm für 2023 – 2028 
kann sich aus kommunalpoli-
tischer Perspektive sehen las-
sen. So findet sich dort das 
klare Versprechen für stabi-
le Kommunalfinanzen in den 

nächsten Jahren, eine deutliche Entbürokrati-
sierungsoffensive für schnellere Genehmigungs- 
und Planungsverfahren sowie mehr freie Ent-
scheidungsspielräume der kommunalen Ebe-
nen. Ebenso finden sich dort eine klare Stärkung 
der Bildungs- und Betreuungsangebote vor Ort. 
Auch sollen die ländlichen Regionen weiter ge-
stärkt und die Gesundheitsversorgung durch 
mehr Investitionsmittel für Krankenhäuser in 
ländlichen Regionen gesichert werden. Diese 
und viele weitere Themen aus dem CSU-Wahl-
programm für die nächste Legislaturperiode 
stimmen uns als KPV sehr positiv für die Zeit 
nach der Landtags- und Bezirkstagswahl 2023. 
Die Entscheidung darüber liegt bei den bayeri-
schen Wählerinnen und Wählern. 

Für die KPV ist klar: Jede Stimme für die CSU 
ist eine Stimme für starke und lebenswerte Kom-
munen in ganz Bayern! 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Landtags- und  
Bezirkstagswahl 2023

Entscheidung über die Zukunft  
der bayerischen Kommunen

Liebe Leserinnen
und Leser,

14  September 2023

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Bayerischer Landkreistag und Bayerischer Gemeindetag:

Keine Kürzung von Fördermitteln 
zu Lasten des ländlichen Raums!

Die bayerischen Landräte laufen Sturm gegen mögliche Kürzungs-
pläne des Bundes für den ländlichen Raum. „Wenn die Bundes-
regierung unter anderem die Fördermittel für die sogenannte 
Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) tat-
sächlich um 300 Millionen Euro kürzt, werden das die Bürger im 
ländlichen Raum deutlich spüren. Zahlreiche Projekte, die das Le-
ben in unseren Landkreisen ausmachen, werden nicht fortgeführt 
werden können. Vom Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnisse 
in allen Teilen der Bundesrepublik entfernt sich der Bund immer 
mehr“, erklärte der Erste Vizepräsident des Bayerischen Land-
kreistags, Thomas Habermann, Rhön-Grabfeld.

Der am 5. Juli 2023 vom Bun-
deskabinett beschlossene Ent-
wurf des Bundeshaushalts 2024 
sieht massive Kürzungen bei der 
GAK sowie eine vollständige 
Streichung des Sonderrahmen-
plans „Ländliche Entwicklung“ 
vor. Sind im Haushaltsentwurf 
des Bundes für 2023 die Förder-
mittel noch mit 1,13 Milliarden 
Euro angesetzt, stehen im Ent-
wurf für 2024 nur noch Mittel 
in Höhe von 840 Millionen Euro. 
Der Bundestag wird sich nach 
der Sommerpause mit dem 
Haushaltsentwurf befassen. Der 
Appell an die Ampelkoalition im 
Bund wird von allen 71 Landrä-
ten in Bayern unterstützt 

Berliner Entscheidungen  
zu Lasten der Menschen 

„In den vergangenen Mona-
ten mussten wir leider erleben, 
dass in Berlin oft Entscheidun-
gen getroffen werden, die zu 
Lasten unserer Bürger im länd-
lichen Raum gehen“, unterstrich 
Habermann. Unter anderem sei 
von Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach eine Reform 
angestoßen worden, die die Ge-
sundheitsversorgung in der Flä-
che gefährdet. Die Notwendig-
keit, eine gemeinsame Lösung 
für den Ausbau des ÖPNV-Ange-
bots im ländlichen Raum zu fin-
den, werde nur einseitig gese-
hen. Dabei nütze der günstigste 
Tarif nichts, wenn es das Ange-
bot nicht gibt  Auch sei man mit 
der Asylkrise erst einmal allein 
gelassen worden 

„Jetzt hat der Bund die För-
dermittel für den ländlichen 
Raum im Visier. Man könnte 
fast einen roten Faden erken-
nen“, machte der Vize-Präsident 
deutlich und unterstrich: „We-
der unsere Bürger noch unsere 
Wirtschaft und erst recht nicht 
die Politik haben etwas davon, 
wenn irgendwann alle in die Bal-
lungsgebiete umsiedeln müs-
sen, weil der ländliche Raum 
und mit ihm seine Wirtschaft in 
die Knie gezwungen wurde.“

Der ländliche Raum  
gerät ins Hintertreffen

Entsetzt zeigte sich auch der 
Bayerische Gemeindetag über 
die geplanten Mittelkürzungen: 
„Das ist ein Schlag gegen die 
gleichwertigen Lebensbedin-
gungen und die ländlichen Räu-
me. Jeder Euro der GAK-Bun-
desmittel wird in der Regel mit 
einem gleichen Betrag aus Lan-
desmitteln verstärkt und trägt 
damit erheblich zur Stärkung der 
Investitionskraft in den ländli-
chen Räumen bei“, betonte Ver-
bandspräsident Dr. Uwe Brandl. 
„Wenn die aus diesen Mitteln 
gespeisten Projekte nicht mehr 
umgesetzt werden können, wird 
der ländliche Raum massiv ins 
Hintertreffen geraten. Dies ge-
rade in einer Zeit, wo die In-
vestitionsfähigkeit der öffentli-
chen Hand entscheidend für die 
Überwindung der Wirtschafts-
krise sein wird “

Brandl bat die Bundesregie-
rung, die Pläne zu überden-
ken und gegebenenfalls in an-
deren Bereichen entsprechen-
de Einsparpotenziale zu heben  
Aus seiner Sicht sollte die ver-
fassungsrechtlich geforderte 
Gleichwertigkeit der Lebensbe-

dingungen nicht aufs Spiel ge-
setzt werden 

Die Ämter für Ländliche Ent-
wicklung in Bayern erhielten al-
lein im Jahr 2023 rund 49 Mio. 
Euro aus dem Sonderrahmen-
plan des Bundes  Rund 45 Mio  
Euro bekam der Freistaat im Jahr 
2023 aus regulären GAK-Mit-
teln  Insgesamt stehen im bay-
erischen Haushalt 2023 Förder-
mittel in Höhe von 172 Millionen 
Euro für die Ländliche Entwick-
lung zur Verfügung.

Dramatische Auswirkungen

Mittel würden laut Bayeri-
schem Gemeindetag im struk-
turschwachen ländlichen Raum 
fehlen: für Projekte der Ländli-
chen Entwicklung, in der Dorf- 
erneuerung, in der Flurneuord-
nung, der Integrierten Ländli-
chen Entwicklung, in Boden-, 
Natur-, und Biodiversitätspro-
grammen für den ländlichen 
Raum. Bei Maßnahmen der Kli-

maanpassung, im ländlichen 
Wegebau und bei der Unter-
stützung von Kleinstunterneh-
men der Grundversorgung  Die 
Ländliche Entwicklung werde 
bei der Einleitung neuer Dorfer-
neuerungsverfahren restriktiv 
reagieren. Projekte werden sich 
verzögern. Gemeinden werden 
auf bereits bewilligte Fördermit-
tel warten müssen 

In einem Schreiben an Stamm-
bachs Bürgermeister Karl Philipp 
Ehrler verdeutlicht Lothar Wink-
ler, Behördenleiter ALE Ober-
franken, mögliche dramatische 
Auswirkungen  Werde der Son-
derrahmenplan im Bundeshaus-
halt gestrichen, fehlten jährlich 
49 Millionen Euro (davon rund 
29 Millionen Euro Bundesmit-
tel) für Projekte der Ländlichen 
Entwicklung. Dazu fielen voraus-
sichtlich weitere GAK-Mittel auf-
grund der allgemeinen Kürzung 
der GAK-Mittel weg.

Verlierer sind die Kommunen

Sollten die Mittelkürzungen 
wie geplant umgesetzt werden, 
würde das ALE Oberfranken si-
cherlich über ein Drittel sei-
ner Fördermittel verlieren, hob 
Winkler hervor und ergänzte: 
„Wir als Amt müssen damit ir-
gendwie umgehen, aber die Ver-
lierer sind die Kommunen mit 
ihren Bürgerinnen und Bürgern 
im ländlichen Raum.“  DK

Initiative 1000 Schulen für unsere Welt:

Neue Schirmherrin
Bundesentwicklungsministerin Svenja Schulze wird Schirmherrin 
der vor fünf Jahren von den kommunalen Spitzenverbänden ins 
Leben gerufenen Gemeinschaftsinitiative „1000 Schulen für unse-
re Welt“. Unter dem Dach der Initiative sammeln deutsche Städ-
te, Landkreise und Gemeinden gemeinsam mit ihren Bürgerinnen 
und Bürgern sowie der lokalen Wirtschaft Spenden für Schulbau-
projekte im Globalen Süden. Leitgedanke ist dabei, dass Bildung 
Armut verringern, Geschlechterungleichheiten überwinden und 
Perspektiven vor Ort schaffen kann. 

Insgesamt konnten deutlich 
mehr als 200 Schulbauprojekte 
angestoßen werden. Zur Über-
nahme der Schirmherrschaft 
über die Gemeinschaftsinitia-
tive „1000 Schulen für unsere 
Welt“ sagten die Präsidenten 
der kommunalen Spitzenver-
bände Oberbürgermeister Mar-
kus Lewe (Deutscher Städte-
tag), Reinhard Sager (Deutscher 
Landkreistag) und Bürgermeis-
ter Dr  Uwe Brandl (Deutscher 
Städte- und Gemeindebund): 
„Wir freuen uns sehr, dass die 
Bundesentwicklungsministerin 
Schirmherrin der Initiative wird 
und uns auf dem Weg unter-
stützt, 1000 Schulen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern zu 
errichten  Denn Bildung bedeu-
tet, Kindern eine Zukunft, Men-
schen Chancen auf Beschäfti-
gung, auf Verbleib in der Heimat 
und auf eine freie Gestaltung ih-
res Lebens zu bieten “

Investition in die Zukunft

„Bildung ist eine Investition 
in die Zukunft eines jeden Kin-
des  Sie ist eine Chance, den 
Kreislauf der Armut zu durch-
brechen und zentral für eine gu-
te Entwicklung der ganzen Ge-
sellschaft. Ohne gut ausgebil-
dete junge Menschen funktio-
niert keine Wirtschaft und keine 
Gesundheitsversorgung  Ohne 
Bildung gibt es keine Gleichbe-
rechtigung, keine Demokratie 
und kein selbstbestimmtes Le-
ben  Das gilt ganz besonders 
für Mädchen und junge Frau-
en  Und in vielen Teilen der Welt 
sind Schulen noch viel mehr 
– sie sind Orte der Sicherheit 
und der Hoffnung. Daher freue 
ich mich, die Schirmherrschaft 
der 1000 Schulen Initiative der 
kommunalen Spitzenverbände 

zu übernehmen. Die Initiative 
leistet einen wertvollen Beitrag 
zur Mobilisierung von Städten, 
Landkreisen und Gemeinden für 
die Entwicklungszusammenar-
beit  Überall in Deutschland set-
zen sich engagierte Menschen 
dafür ein, Kindern weltweit ei-
ne Chance auf eine bessere Zu-
kunft zu ermöglichen“, so Bun-
desministerin Svenja Schulze.

„Es erfüllt uns mit Stolz, dass 
über unsere Initiative bereits 
fast 230 Schulbauprojekte ange-
stoßen und über neun Millionen 
Euro an privaten Spenden mo-
bilisiert werden konnten  Wir 
möchten an dieser Stelle auch 
nochmals nachdrücklich dem 
Ideengeber der Gemeinschafts-
initiative „1000 Schulen für un-
sere Welt“, Landrat Stefan Röß-
le (Landkreis Donau-Ries), sowie 
dem bisherigen Schirmherrn 
Dr  Gerd Müller, Bundesent-
wicklungsminister a D , danken  
Denn ohne deren Engagement 
stünden wir nicht dort, wo wir 
heute sind“, so die Präsidenten 
der kommunalen Spitzenver-
bände abschließend.

Bildung ist Schlüsselressource

Bildung ist die Schlüsselres-
source für wirtschaftliche und 
soziale Prosperität. In vielen 
Ländern des Globalen Südens 
sind die Schulgebäude jedoch in 
einem sehr schlechten Zustand 
bzw. die Wege zur nächsten 
Schule sind zu lang für Grund-
schulkinder  Genau hier setzt 
die 2018 von den kommunalen 
Spitzenverbänden ins Leben ge-
rufene Initiative „1000 Schu-
len für unsere Welt“ an. Die Ge-
meinschaftsinitiative lebt dabei 
vom Engagement der Städte, 
Landkreise und Gemeinden, die 
zu Spenden für Schulbauprojek-

te in Entwicklungs- und Schwel-
lenländern aufrufen. Gemein-
sam mit ihren Bürgerinnen und 
Bürgern und der lokalen Wirt-
schaft tragen sie so zur globalen 
Gerechtigkeit bei. 

Unter dem Dach der Gemein-
schaftsinitiative „1000 Schulen 
für unsere Welt“ wurden bis-
her 226 Schulbauprojekte in 
29 Ländern angestoßen. Davon 
sind 163 Projekte bereits voll fi-
nanziert und 133 Schulen wur-
den bereits eröffnet. Insgesamt 
konnten bereits 9,1 Millionen 
Euro an privaten Spendengel-
dern für den Schulbau mobili-
siert werden 

Informationen  
und Beteiligung

Weitere Informationen zur 
Gemeinschaftsinitiative „1000 
Schulen für unsere Welt“ sowie 
den Möglichkeiten einer Betei-
ligung: www.1000schulenfuer-
unserewelt de    r

Holetschek fordert Geld  
vom Bund für Arztpraxen

Bayerns Gesundheitsminister bei Berliner Kundgebung des 
Verbandes medizinischer Fachberufe am Brandenburger Tor

Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek hat die Bundes-
regierung aufgefordert, die ambulante ärztliche Versorgung zu 
stärken. Holetschek sagte anlässlich einer Kundgebung des Ver-
bandes medizinischer Fachberufe vor dem Brandenburger Tor in 
Berlin: „Zu einer Stärkung der ambulanten Versorgung gehört für 
mich unweigerlich eine größere Wertschätzung für die medizini-
schen Fachangestellten. Die medizinischen Fachangestellten sind 
das Rückgrat der Haus-, Fach- und Zahnarztpraxen. Sie tragen mit 
ihrem Einsatz einen erheblichen Teil dazu bei, die Gesundheits-
versorgung vor Überlastung zu schützen.“

Der Minister forderte: „Des-
wegen wäre es in der aktuel-
len wirtschaftlichen Krisensitu-
ation angezeigt, dass der Bund 
die Praxen stärker unterstützt. 
Die Bundesregierung sollte bei 
den rechtlichen Vorgaben für 
die Festlegung der Honorare 
der Ärztinnen und Ärzte anset-
zen, um ihnen mehr wirtschaft-
lichen Spielraum zu geben  Das 
gilt nicht nur für Haus- und 
Fachärzte, sondern auch für die 
Zahnärzte. Das käme letztlich 
auch den medizinischen Fachan-
gestellten zugute  Dabei müss-

te aber bedacht werden, dass 
wir zuallererst die Gesetzliche 
Krankenversicherung finanziell 
stabilisieren müssen, damit sie 
für alle Versicherten bezahlbar 

tragen die Hauptlast der digita-
len Transformation, die wir so 
dringend im Gesundheitswesen 
brauchen. Dafür bekommen sie 
von der Bundesregierung bis-
lang nichts, nicht einmal warme 
Worte. Sinnvoll wäre eine vom 
Bund getragene Fortbildungs-
offensive für die Mitarbeiten-
den. Auch eine geförderte Wei-
terbildung zu ‚Digitalisierungs-
beauftragten‘ wäre ein konst-
ruktiver Schritt. Ich rufe Herrn 
Lauterbach auf, mit einem Pra-
xiszukunftsgesetz die Digitalisie-
rung in der Fläche voranzutrei-
ben, ohne die Praxen zu über-
fordern.“

Lauterbach muss sich gegen 
Finanzminister durchsetzen

Holetschek hatte im Deut-
schen Bundestag an der Haus-
haltsdebatte teilgenommen und 
Lauterbachs Etat-Entwurf scharf 
kritisiert. Dabei hatte er vor 
künftig steigenden Beiträgen für 
Kranken- und Pflegeversiche-
rung gewarnt und zugleich die 
geplanten massiven Leistungs-
kürzungen kritisiert.

Holetschek betonte: „Allein 
bei der gesetzlichen Kranken-
versicherung steuert Lauter-
bach 2024 auf ein Defizit von 
bis zu sieben Milliarden Euro zu  
Ohne Gegenmaßnahmen müs-
sen wir davon ausgehen, dass 
der Zusatzbeitrag um 0,2 bis 0,4 
Prozentpunkte steigen könnte.“

Höhere Beiträge verhindern

Der Minister fügte hinzu: 
„Lauterbach muss das den Men-
schen ehrlich sagen  Besser noch 
wären aber Maßnahmen, um 
höhere Beiträge zu verhindern. 
Dazu gehört vor allem, dass der 
Bund einerseits den Bundeszu-
schuss für versicherungsfrem-
de Leistungen angemessen er-
höht und andererseits endlich 
die skandalöse Unterfinanzie-
rung für die pflichtversicherten 
Bezieher von Bürgergeld be-
seitigt. Damit wäre man einen 
großen Schritt weiter. Aber der 
Bundesfinanzminister mauert. 
Ich kann Lauterbach deshalb nur 
raten, wichtige gesundheitspoli-
tische Schritte vehement gegen-
über dem Bundesfinanzminister 
zu vertreten “  r

bleibt. Ein wichtiger Schritt wäre 
auch, endlich die längst überfäl-
lige Novellierung der Gebühren-
ordnung für Ärzte (GOÄ) eben-
so wie für die Zahnärzte anzu-
gehen “

Praxen bei Digitalisierung 
nicht allein lassen

Holetschek ging auch auf die 
tragende Rolle der Arztpraxen 
bei der Digitalisierung ein  Er 
rief Bundesgesundheitsminister 
Lauterbach auf, die Praxen und 
ihr Personal dabei stärker zu un-
terstützen. Holetschek betonte: 
„Die Ärzte und die Praxisteams 

Klaus Holetschek. Bild:StMGP

http://www.1000schulenfuerunserewelt.de
http://www.1000schulenfuerunserewelt.de
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(Fortsetzung von Seite 1)
Prozent der Kosten für die Un-
terkunft der Asylbewerber. Zu-
gleich kritisierte der Innenminis-
ter die zu geringen Bundesmit-
tel für die Migration sowie die 
aktuellen Kürzungen der Integ-
rationsmittel durch die aktuelle 
Ampel-Regierung 

Erhebungen der Bundeslän-
der belegten, dass die vom Bund 
gewährten Gelder für 2022 und 
2023 nur für einen Bruchteil der 
Kosten im Bereich Asyl und In-
tegration ausreichten, erklärte 
Herrmann. Inzwischen sei der 
Bundesanteil sogar auf unter 20 
Prozent gesunken  Daher sei es 
gerechtfertigt, dass sowohl Län-
der als auch Kommunen mehr 
Geld fordern.

Asylpolitik: Falsche Anreize 

Dies gelte umso mehr, da der 
Bund die hohen Zugangszahlen 
im Bereich Asyl über falsche An-
reize mitverursacht habe und 
bislang eine Entspannung der 
Situation nicht absehbar sei, 
hob der Minister hervor. Erfor-
derlich sei es auch, mehr abge-
lehnte Asylbewerber abzuschie-
ben. Diejenigen, die vollziehbar 
ausreisepflichtig sind, müssten 
Deutschland verlassen, notfalls 
durch Abschiebungen 

Überdies wies Herrmann dar-
auf hin, dass der Freistaat Bay-
ern mit dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich für eine kons-
tant hohe Finanzausstattung 
der Kommunen sorge. Ein star-
kes Signal, wie wichtig dem Frei-

Fortsetzung von Seite 1)
stimmten Umständen eine dau-
erhafte Aufenthaltserlaubnis 
bekommen. Auch dies habe für 
viele neue Anträge bei den Äm-
tern gesorgt. Dedy zufolge ist es 
absehbar, „dass die geplante Re-
form des Staatsbürgerschafts-
rechts zu wesentlich mehr An-
trägen auf Einbürgerung führen 
wird  Das sind dann wieder zu-
sätzliche Fallzahlen bei den oh-
nehin schon stark belasteten 
Ausländer- und Einbürgerungs-
behörden.“

Fehlendes Personal

Die Städte bemühten sich in-
tensiv, zusätzliches Personal für 
die Ausländerbehörden zu fin-
den  Dies sei angesichts des 
Fachkräftemangels eine große 
Herausforderung, die sich nicht 
immer meistern lässt. „Ein In-
krafttreten der Reform schon 
zum 1. Januar 2024 sehen wir 
deshalb sehr kritisch. Wir brau-
chen mehr Zeit“, so der Haupt-
geschäftsführer. Der Bund müs-
se hier für ein realistisches Er-
wartungsmanagement sorgen  
In der Öffentlichkeit werde die 
geplante Reform aktuell so 
wahrgenommen, dass sie Ein-
bürgerungen nicht nur verein-
facht, sondern auch beschleu-
nigt. „Wenn die Reform aber 
schon in einem halben Jahr 
greift und Bund und Länder 
nicht schnell für eine deutliche 
Entlastung der Ausländerbehör-
den sorgen, wird die hohe An-
zahl von Neuanträgen zunächst 
zu langsameren statt schnelle-
ren Bearbeitungen führen.“

Nötig ist eine schnelle 
Initiative des Bundes

Laut Dedy wird eine schnelle 
Initiative des Bundes zur Verein-
fachung des Aufenthaltsrechts 
und der Prozesse in den Behör-
den benötigt. Viel helfen würde 
es schon, wenn Aufenthaltsti-
tel und Visa länger gültig wären 
und Bescheinigungen nicht im-
mer persönlich übergeben wer-
den müssten. Zudem liefen im 
März 2024 die bisherigen Auf-
enthaltstitel ukrainischer Ge-
flüchteter aus. Dafür bräuchten 
die Städte dringend kurzfristig die 
Sicherheit, dass die Verlängerung 
der EU-Massenzustromrichtlinie 
kommt  Dann müssten die Men-
schen aus der Ukraine weiter-
hin kein Asylverfahren durchlau-
fen und könnten eine Arbeit auf-
nehmen. „Für die kommunalen 
Ausländerbehörden wäre das ei-
ne große Erleichterung“, machte 
Dedy deutlich. Vor dem Hinter-
grund der aktuellen Wirtschafts-
daten kommentierte Dedy ge-
genüber Welt am Sonntag, dass 
der Deutsche Städtetag einen flä-
chendeckenden Einbruch bei den 
Gewerbesteuereinnahmen auf-
grund des Strukturwandels nicht 
befürchtet. Schließlich bedeute 
Strukturwandel nicht Deindus- 
trialisierung 

Einbrüche bei Steuereinnahmen

Allerdings, so Dedy, könne 
man nicht ausschließen, dass es 
mancherorts zu regionalen Ein-
brüchen von Steuereinnahmen 
kommen kann – insbesondere 

dann, wenn sich in einer Region 
viele Unternehmen konzentrie-
ren, die der Strukturwandel be-
sonders fordert. Genau deshalb 
müsse die Transformation vor 
Ort gut begleitet werden 

Hier spielten die Kommunen 
eine wichtige Rolle. Die gute In-
frastruktur für den Mittelstand 
und die Industrie gelte es, zu er-
halten und auszubauen – und 
dafür müsse der Staat investie-
ren. Jeder Euro an staatlichen 
Investitionen ziehe im Schnitt 
etwa sieben Euro private Inves-
titionen nach sich. Davon pro-
fitierten dann auch der Mittel-
stand und das Handwerk in den 
Städten.

Sanfter Ausbau  
der Gewerbesteuer

Mit Blick auf die finanziel-
le Ausstattung der Städte for-
dert der Deutsche Städtetag 
einen sanften Ausbau der Ge-
werbesteuer – zum Beispiel, in-
dem Freiberufler mit einbezo-
gen werden. „Hier scheint der 
Reformwille auf Bundesebene 
aber nicht besonders groß zu 
sein“, mutmaßte der Hauptge-
schäftsführer.

Ein drängenderes Problem 
seien für die Städte aber die 
schädlichen und aggressiven 
Steuergestaltungen einiger Un-
ternehmen, die drastisch zuge-
nommen haben – und bei wach-
sendem wirtschaftlichem Druck 
weiter zunehmen könnten. Im-
mer mehr Unternehmen verla-
gerten steuerliche Gewinne auf 
dem Papier in innerdeutsche 
Steueroasen, also Gemeinden 
mit besonders niedrigen Hebe-
sätzen. Der Schaden für die öf-
fentliche Hand sei groß, gera-
de für die Kommunen. „Da soll-
te die Bundesregierung auf je-
den Fall ran und diese Form der 
Gewinnverschiebung stoppen“, 
hob Dedy hervor und fuhr fort: 
„Wenn wir den Unternehmen 
vor Ort gute Rahmenbedingun-
gen bieten wollen, sollten wir 
auch darüber reden, wie wir Ab-
läufe erleichtern und Bürokratie 
abbauen können.“ „Wir müssen 
Ansiedlungen und den Aufbau 
neuer Standorte erleichtern 

Abbau der Bürokratie

Die Städte würden zum Bei-
spiel gerne schneller neue Ge-
werbeflächen ausweisen kön-
nen. Das dauert aktuell oft zu 
lang und könnte deutlich ein-
facher sein. Wenn zum Beispiel 
bestehende Gewerbeflächen er-
weitert werden sollen oder ein 
zusätzlicher Geschäftszweig auf 
der bestehenden Fläche hinzu-
kommt, wäre es hilfreich, wenn 
Unternehmen dafür nicht kom-
plett neue Verfahren durchlau-
fen müssten. Außerdem muss 
die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge für die Kommunen einfacher 
werden, denn auch das hilft der 
Wirtschaft vor Ort. Der Schwel-
lenwert für Direktaufträge, al-
so Aufträge, die ohne Ausschrei-
bung laufen können, sollte an-
gehoben werden  Wenn dann 
noch die Nachweis- und Begrün-
dungspflichten bei öffentlichen 
Aufträgen reduziert würden und 
wir einfacher an Generalplaner 
vergeben könnten, wäre schon 
viel geholfen.“

Und nicht zuletzt sollte der 
Bund aus Sicht des Hauptge-
schäftsführers auch einen Blick 
darauf werfen, wie wir die Un-
ternehmen vor Ort angesichts 
hoher Energiepreise entlas-
ten können. Eine einfache und 
schnell wirksame Maßnahme 
wäre, die Stromsteuer auf das 
europäische Mindestniveau ab-
zusenken  Dadurch würde der 
Nettopreis für Strom deutlich 
sinken. „All das sind Stellschrau-
ben, mit denen wir Unterneh-
men helfen und sie an unseren 
Standorten halten können“, so 
Dedy abschließend.  DK

Diskussion um neuerliche Meldepflicht und Impfappelle:

Keine Gefahren im Kaninchentest
Bei Senioren und Schwangeren wird für Impfung gegen RSV-Infektionen geworben

Was anfangs für „Unsinn“ gehalten wurde, ist inzwischen leider 
bestätigt: Tausendfach wurden Menschen durch Corona-Imp-
fungen geschädigt. Hunderte Impfopfer zogen inzwischen vor 
Gericht. Aufgearbeitet ist die Sache längst noch nicht. Dennoch 
werden derzeit neue Impfstoffe auf den Markt gebracht. So sol-
len nun – so die Werbung der Pharmaindustrie – Senioren und 
Schwangere gegen RSV-Infektionen geimpft werden. Bayerische 
Ärzte halten es nicht für ausgeschlossen, dass sogar neuerlich 
über eine Impfpflicht diskutiert wird.

 

 

Vor allem Kleinkinder, die wäh-
rend der Corona-Krise nicht mit 
dem Respiratorischen Synzytial 
Virus (RSV) in Kontakt kamen, sei-
en einem erhöhten Infektionsrisi-
ko ausgesetzt, warnte Ende des 
vergangenen Jahres die WHO. 
2022 waren tatsächlich viele baye 
rische Kinderintensivstationen 
wegen RSV überlastet. „Wir steu-
ern ungebremst auf die nächste 
Katastrophe zu“, warnte Florian 
Hoffmann, Kinderintensivmedi-
ziner in München und Präsident 
der Deutschen interdisziplinä-
ren Vereinigung für Intensiv- und 
Notfallmedizin (Divi).

Mit einer neuerlichen „RSV- 
Welle“ im Winterhalbjahr rech-
net auch Thomas Völkl, Chefarzt 
der Klinik für Kinder- und Jugend-
medizin am Josefinum in Augs-
burg. Der RSV-Erreger, warnt das 
Landratsamt München, sei alles 
andere als harmlos. „Ein be-
sonderes Risiko für schwere oder 
gar tödliche Verläufe der Infekti-
on besteht bei Vorliegen von Ri-
sikofaktoren, etwa bei Frühge-
borenen“, so Pressesprecherin 
Christina Walzner. Noch gefährli-
cher sei RSV für Kinder mit bron-
chopulmonaler Dysplasie oder 
angeborenem Herzfehler. 

Ob eine Impfung ggf. zusätzli-
ches Gefährdungspotenzial birgt, 
oder schützt, darüber gehen die 
wissenschaftlichen Meinungen 
auseinander  Mediziner die kri-
tisch auf das politische Hand-
ling der Corona-Krise zurückbli-
cken, kommt das, was aktuell in 
Sachen RSV geschieht, nicht ganz 
geheuer vor  Warum zum Bei-
spiel, fragen sie sich, wurde kürz-
lich in Windeseile eine RSV-Mel-
depflicht von Bundestag und 
Bundesrat beschlossen? „Ich 
kann den Sinn nicht verstehen“, 
sagt Mohammad Ahmadi, unter-

fränkischer Bezirksvorsitzender 
im Bayerischen Hausärztever-
band. Als Folge der Meldepflicht 
könnten eventuell wieder „Maß-
nahmen zur Eingrenzung“ ergrif-
fen werden, etwa Kindergarten- 
oder Schulschließungen, sagt er: 
„Über eine Impfpflicht als Folge 
lässt sich sicher spekulieren.“

Zehn-Milliarden-Dollar-Markt

Während der Corona-Krise sind 
Big Pharma-Player fabelhaft reich 
geworden. Nun wird RSV-Impf-
stoffen laut „Wallstreet online“ 
ein „Zehn-Milliarden-Dollar-Markt“ 
versprochen. Im Mai ließ die 
amerikanische Food and Drug 
Administration den Impfstoff 
Arexvy von GlaxoSmithKline zu. 
Im Rahmen des beschleunigten 
Bewertungsverfahrens wurde 
Arexvy im Juni ebenfalls von der 
Europäischen Arzneimittel-Agen-
tur (EMA) zugelassen. Die posi-
tive EMA-Stellungnahme stütz-
te sich auf Daten einer Studie an 
25 000 Erwachsenen, die einen 
Schutz von 83 Prozent für min-
destens sechs Monate versprach  
Seit August ist der Impfstoff auf 
dem Markt 

Während bei Corona auch 
noch im letzten Erdenwinkel je-
der Mensch geimpft werden soll-
te, sind bei RSV nun ausschließ-
lich Senioren und Schwangere im 
Visier. Die „Initiative freie Impf- 
entscheidung“, der die gebürti-
ge Münchnerin Angelika Müller 
vorsitzt, ist dennoch besorgt  Ir-
ritierend ist für die Organisation 
nicht zuletzt die Begründung der 
RSV-Meldepflicht. Der zuständi-
ge Bundestagsausschuss habe 
nicht mit einer Zunahme an In-
fektionen, sondern mit der Zulas-
sung von Impfstoffen argumen-
tiert, heißt es.

Im Laufe der Corona-Krise wur-
de deutlich, dass die in- und aus-
ländische Presse mehrheitlich 
bestimmte Sachverhalte unkor-
rekt und verkürzt darstellte. Auf 
andere Fakten wurde sogar ein-
hellig verzichtet  Auch dieses Mal 
wurde kaum ein „Mainstream- 
Leser“ über die Begründung der 
RSV-Meldepflicht korrekt infor-
miert. Wörtlich heißt es im Be-
richt des Ausschusses: „RSV ge-
winnt als der häufigste Atem-
wegserreger bei Kleinkindern 
und wegen des Fortschritts in der 
Impfstoff- und Prophylaxe-Ent-
wicklung zunehmend an Bedeu-
tung “ Die Meldedaten wiederum 
wären laut Ärzte-Zeitung „für die 
Beurteilung der Impfstoffe und 
die Ausrichtung von Impfstrate- 
gien hilfreich“.

Beschleunigte Verfahren

Die Pharmabranche hat ihre 
dynamische Entwicklung in den 
letzten Jahren vor allem politi-
schen Entscheidungen zu verdan-
ken  Ohne das grüne Licht von Be-
hörden hätte es nicht zu derart gi-
gantischen Umsätzen kommen 
können. Nachdem Arexvy im Ju-
ni zugelassen wurde, wurde auch 
Abrysvo von Pfizer vom EMA-Aus-
schuss für Humanarzneimittel 
(CHMP) nach einem beschleunig-
ten Verfahren am 20. Juli posi-
tiv bewertet. Abrysvo ist der ers-
te RSV-Impfstoff, der sowohl bei 
Menschen ab 60 Jahren als auch, 
über Schwangere als „Umweg“ 
bei Säuglingen eingesetzt werden 
soll. Die EU-Kommission gab am 
25  August ihr Okay 

Die Neuentwicklung von Me-
dikamenten und Impfstoffen ist 
fraglos wichtig, allerdings gilt es, 
genau auf Risikosignale zu ach-
ten. Solche Signale könnte es bei 
Abrysvo geben  Dies geht aus ei-
ner Aussage von Roland Elling, 
pädiatrischer Infektiologe aus 
Freiburg, gegenüber dem Scien-
ce Media Center (SMC) hervor. 
Er wisse von einer Studie zur ma-
ternalen RSV-Impfung mit einem 
vergleichbaren Impfstoff wie Ab-
rysvo, die unterbrochen wurde, 
weil es Hinweise auf ein erhöh-
tes Frühgeburts-Risiko gab, sag-
te er damals  Die Deutsche Apo-
theker-Zeitung berichtet darüber 
im Juli. Dass neue Arzneien fatale 
Nebenwirkungen haben können, 
ist an sich nicht ungewöhnlich.

Dunkle Punkte

Ein dunkler Punkt in der Ge-
schichte von Pfizer ist zum Bei-
spiel der Skandal um den ent-
zündungshemmenden Arznei- 
stoff Valdecoxib. 2005 wurde das 
Mittel in den USA, der EU und der 
Schweiz vom Markt genommen, 
nachdem ein erhöhtes Risiko  
kardiovaskulärer Komplikationen 
nach Bypass-Operationen fest-
gestellt wurde. Außerdem traten 
lebensbedrohliche Hautreaktio-
nen auf. 2009 überprüfte das In-
stitut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen das 
Antidepressivum Reboxetin von 
Pfizer. Dem Deutschlandfunk ge-
genüber erklärte Arzneiprüferin 
Beate Wieseler im Juni 2012, dass 
beim Blick auf alle Daten kein Nut-
zen nachweisbar gewesen wäre.

Was „Arexvy Pulver und Sus- 
pension zur Herstellung einer In-
jektionssuspension“ anbelangt, 
erklärt GlaxoSmithKline, dass 
„keine besonderen Gefahren für 
den Menschen“ erkennbar seien  
Dies hätten präklinische Daten 
basierend auf den konventionel-
len Studien zur Toxizität ergeben. 
Um die Sicherheit zu überprüfen 
seien Reproduktions- und Ent-
wicklungsstudien vorgenommen 
worden, außerdem sei Arexvy 
an Kaninchen getestet worden. 
Impfstoffbedingten Auswirkun-
gen auf die weibliche Hasen-Fer-
tilität, die Trächtigkeit, die em-

bryofetale Entwicklung oder die 
Entwicklung der Nachkommen 
der äußerst reproduktionsfreudi-
gen Kleintiere seien nicht zu er-
kennen gewesen, hieß es im Juni.

Kinderärzte in Sorge

Möglicherweise wurde in die 
RSV-Meldepflicht zu viel hineinin-
terpretiert. Oder könnte es doch 
sein, dass neuerlich eine Impf-
pflicht angestrebt wird? Die „Ärz-
tinnen und Ärzte für individuel-
le Impfentscheidung“ (ÄFI) sind 
nach wie vor in Sorge. ÄFI-Vor-
standssprecher Alexander Ko-
nietzky, Facharzt für Kinder- und 
Jugendmedizin aus Hamburg, be-
fürchtet eine möglichweise ein-
richtungsbezogene Verpflichtung 
zur RSV-Impfung. Man könnte sie 
„schnell und unauffällig in das 
vorhandene Infektionsschutzge-
setz“ eingliedern: „Etwa über ein 
Omnibusgesetz, wie jetzt bei der 
Meldepflicht.“

Andere Kollegen von ihm sind 
froh, dass endlich neue Erkennt-
nisse gewonnen wurden  Der En-
de August abgelaufenen S2k-Leit-
linie „Prophylaxe von schweren 
Erkrankungen durch Respiratory 
Syncytial Virus (RSV) bei Risiko-
kindern“ zufolge wünschen man-
che Ärzte eine Prävention von 
RSV-Erkrankungen durch eine ak-
tive Immunisierung. 2017 wur-
den laut Leitlinie 14 aktive Impf-
stoffe gegen RSV untersucht. Nun 
liegt mit Abrysvo ein bivalenter 
Subunit-Impfstoff vor. Durch die 
Impfung werden angeblich neu-
tralisierende Antikörper gebildet. 
Diese sollen die Plazenta pas-
sieren und dem Säugling bis zu 
sechs Monate Nestschutz bieten  
Bisher ist allerdings gerade die 
Plazenta-Gängigkeit gefährlich.

Zahlreiche Nebenwirkungen

Die einen also sind nun erleich-
tert über neue Impfstoffe, wäh-
rend sich andere mit Blick auf 
die zahlreichen Nebenwirkungen 
der Corona-Impfung Kopfzerbre-
chen machen  Wird es diesmal 
wirklich so sein, dass medizinisch 
nichts Unerwünschtes passiert? 
Wie auch beim Impfstoff gegen 
Corona sind die offiziell zitier-
ten Studienergebnisse positiv. 
In einer Studie wurden laut DAZ 
3.695 Schwangere in der 24. bis 
36. Schwangerschaftswoche mit
Abrysvo geimpft. 3.697 Schwan-
gere erhielten ein Placebo  Der 
Impfstoff soll bei den anschlie-
ßend geborenen Kindern 180 Ta-
ge lang Erkrankungen der unte-
ren Atemwege verhindert haben  
Wie kommt man zu so einer Be-
hauptung?

Bei Corona wurde den Men-
schen erzählt, sie stünden qua-
si am Rande des Grabes, sollten 
sie sich nicht impfen lassen. Heu-
te weiß man: Das war der Panik 
zuviel. RSV ist ein weit verbreite-
tes Atemwegsvirus, das normaler-
weise nur leichte, erkältungsähn-
liche Symptome verursacht  Die 
meisten Infizierten erholen sich in-
nerhalb von ein bis zwei Wochen  
Dennoch warnte die EU-Kommis-
sion im Juni. Europaweit, hieß es 
in einer Pressemitteilung, verursa-
che RSV alljährlich schätzungswei-
se 250.000 Klinikaufenthalte und 
17.000 stationäre Todesfälle bei 
Menschen ab 65 Jahren.

Bei Corona konnte sich jeder 
selbst davon überzeugen, dass 
die Situation so gespenstisch be-
drohlich, wie unermüdlich be-
richtet wurde, tatsächlich gar 
nicht war. Nun könnte erneut ei-
ne „künstliche Angstkulisse mit 
schweren Konsequenzen für alle 
Bereiche unseres Zusammenle-
bens“ gefördert werden, befürch-
tet der ehemalige Amtsarzt und 
ehemalige SPD-Bundestagsabge-
ordnete Wolfgang Wodarg. Die 
Einführung einer Meldepflicht für 
saisonale Atemwegsviren wie In-
fluenza, Coronaviren oder RSV 
hält er für „groben Unsinn.“

Laut Wolfgang Wodarg ist es 
normal, dass Viren die Menschen 
in der kalten Jahreszeit in Trab hal-
ten. Der Mediziner weist darauf 

staat leistungsfähige Kommu-
nen sind, seien die Schlüsselzu-
weisungen  Sie betragen 2023 
insgesamt 4,2 Milliarden Euro, 
davon gehen rund 2,7 Milliarden 
Euro allein an die bayerischen 
Städte und Gemeinden.

Praxisnahe Regelungen

Zudem habe Bayern mit der 
aktuellen Kommunalrechtsno- 
velle moderne und praxisnahe 
Regelungen für die kommuna-
len Mandatsträger in Bayern ge-
schaffen, fuhr der Minister fort. 
Mit der neuen Regelungslage 
werde das Kommunalrecht an 
aktuelle praktische Bedürfnisse 
angepasst, zudem würden kom-
munale Ämter attraktiver und 
familienfreundlicher, insbeson-
dere auch für Frauen. 

Kommunen könnten künf-
tig ihren Gremienmitgliedern 
mandatsbedingte Kosten für 
die Betreuung von Angehöri-
gen erstatten. Dies trage auch 
zu einer besseren Vereinbar-
keit von Familie und ehrenamt-
lichem kommunalen Mandat 
bei. Darüber hinaus falle die bis-
herige Höchstaltersgrenze für 
hauptamtliche Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister sowie 
Landrätinnen und Landräte ab 
dem 1. Januar 2024 weg. Künftig 
zähle allein der Wählerwille, be-
kräftigte Herrmann.

Insgesamt, so betonten Hu-
ber und Herrmann, sei es das 
gemeinsame Ziel, die Kommu-
nen im Freistaat weiter zu stär-
ken und zu unterstützen   DK

Kommunen stärken ...

Mammutaufgaben ...

hin, dass es Dutzende respiratori-
sche Viren gibt. Aus einer 2019 ver-
öffentlichten Arbeit der Epidemio-
login Sema Nickbakhsh aus Glas-
gow, die sich über einen Zeitraum 
von neun Jahren erstreckte, gehe 
hervor, dass sich bei den meisten 
grippeartige Infektionen keines 
der bekannten Viren finden lässt. 
Untersucht wurden Episoden von 
Atemwegserkrankungen in Hin-
sicht auf elf respiratorische Atem-
wegsviren, für die Tests zur Verfü-
gung standen. Von allen erkannten 
Atemwegsviren sei RSV nur das 
vierthäufigste gewesen.  Pat Christ



KO M M U N A L E  F I N A N Z T H E M E N 5GZ 14. September 2023

bayern.vr.de

Wir fi nden, die Welt braucht mehr Zuversicht.
Deshalb unterstützen wir alle, die den Mut haben,
ihre Zukunft selbst in die Hand zu nehmen.
Anpacker und Frühaufsteher, die Familien oder
Start-ups gründen, Hausbauer, Pläneschmieder –
gemeinsam schauen wir nach vorn und sagen:
Morgen kann kommen. Wir machen den Weg frei.

Unser wichtigstes

Investment:

die nächste Generation.

GVB-Verbandstag in München:

Aufruf zu mehr Freiheit 
und Unternehmertum

Neuer ehrenamtlicher Präsident: Gerhard Walther folgt auf Wolfgang Altmüller
Unter dem Motto „Genossenschaften gestalten Zukunft: Wir be-
wegen Bayern“ feierten die bayerischen Genossenschaften mit 900 
Gästen auf dem Nockherberg in München ihren 122. Verbandstag. 
Gemeinsam würdigten sie die Leistungen der knapp 200 Volks- und 
Raiffeisenbanken sowie fast 1.000 Waren- und Dienstleistungsge-
nossenschaften im Freistaat für Wirtschaft und Gesellschaft.

Als ehrenamtlicher Präsident 
des GVB begrüßte Wolfgang Alt-
müller zum letzten Mal die Gäs-
te, ehe er die Amtsgeschäfte an 
seinen Nachfolger Dr. Gerhard 
Walther, Vorstandsvorsitzender 
der VR-Bank Mittelfranken Mit-
te, übergab. Altmüller, Vorstands-
vorsitzender der ‚meine Volks-
bank Raiffeisenbank eG Rosen-
heim‘, hat sein Amt niedergelegt, 
da er den Verbandsratsvorsitz des 
Bundesverbands der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken in Berlin übernommen hat. Er 
bezeichnete die Genossenschaf-
ten als „lebendig, vielfältig, erfolg-
reich, sie bilden ein starkes Netz-
werk für den Mittelstand in Bay-
ern“. Die genossenschaftliche Un-
ternehmensform sei nicht nur ein 
wirtschaftliches, sondern ein de-
mokratisches Erfolgsmodell. „Die 
Mitglieder sind unsere Antriebs-
kraft, sie sind unsere Basis und un-
sere Zukunft.“

Gerhard Walther, der nun auch 
den Vorsitz des GVB-Verbands-
rats innehat, würdigte die Leis-
tungen seines Vorgängers: „Du 
hast in Deiner Zeit als ehrenamt-
licher Präsident die entscheiden-
den Weichen dafür gestellt, dass 
unser GVB heute absolut zukunfts-
fähig aufgestellt ist. Wir gelten in 
der genossenschaftlichen Fami-

lie des Verbunds, der Regionalver-
bände und auch beim Bundesver-
band BVR als anerkannter Partner 
und wertgeschätzter Mitstreiter, 
dessen Meinung gehört und des-
sen Wort zählt“, sagte der neue 
ehrenamtliche Präsident zu sei-
nem Vorgänger. Durch seine ge-
winnende Amtsführung habe Alt-
müller gezeigt, dass er Menschen 
mitnehmen, aber auch entschei-
den und handeln könne, wenn es 
darauf ankommt.

Faszinierende Idee

Walther selbst hat nach eigenen 
Angaben sein gesamtes Berufsle-
ben von der Lehre an bei der VR-
Bank Mittelfranken Mitte und ih-
ren Rechtsvorgängerinnen ver-
bracht. Er betrachtet sich als „Är-
melaufkrempler“, der Wege und 
Lösungen sucht. Von Anfang an 
habe ihn die Genossenschaftsidee 
fasziniert und begeistert, „weil es 
bei ihr darum geht, den Menschen 
wirtschaftlichen Nutzen zu bieten 
und ihre Potenziale für freies Un-
ternehmertum zu entfalten“.

„Die Genossenschaftsidee passt 
einfach zu Bayern: stark verankert 
in der Heimat, 130 Jahre Traditi-
on und die Zukunft fest im Blick“, 
stellte Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder fest. Die Genossen-

schaftsidee sei nicht überkom-
men, sondern hochaktuell: „Wir 
leben in einer Zeit der ständigen 
Transformation, wo funktionie-
rende Gesellschafts- und Wirt-
schaftsmodelle schnell über den 
Haufen geworfen werden, und wir 
erhalten aus Europa ständig Vor-
schläge, was wir alles neu machen 
müssen“, kritisierte Söder. Die Ge-
nossenschaftsidee biete in einer 
solchen Zeit Stabilität, weshalb 
alles dafür getan werden müsse, 
dieses Geschäftsmodell zu erhal-
ten. Da es sich in der Finanzkrise 
bewährt habe, verstehe er nicht, 
warum im politischen Reformpro-
zess nach der Krise versucht wor-
den sei, dieses Modell wegzura-
tionalisieren und den Geschäfts-
banken unterzuordnen. Internati-
onalität stehe nicht in Konkurrenz 
zu Regionalität. „Nur wer Regi-
onalität und die ländlichen Räu-
me ernst nimmt, erhält eine star-
ke Wirtschaftsstruktur und einen 
starken Mittelstand“, bemerk-
te Söder. Er habe nichts dagegen, 
dass Deutschland große Firmen 
aus dem Ausland anlocke, aber 
gleichzeitig die Mittelstandsfinan-
zierung auszutrocknen, sei der fal-
sche Ansatz.

Problem für die Demokratie

Der Ministerpräsident sprach 
sich außerdem dafür aus, die be-
währten Einlagensicherungssyste- 
me in Deutschland zu erhalten. 
Wenn die deutschen Sparer Angst 
um ihre Einlagen haben müssten, 
weil sich Banken in anderen eu-

ropäischen Ländern verzockt ha-
ben, sei das auch ein Problem für 
die Demokratie, warnte Söder. Die 
deutschen Banken hätten in der 
Finanzkrise ihren Beitrag geleis-
tet, einen Kollaps der Wirtschaft 
zu vermeiden. Es wäre ein Fehler, 
durch ein europäisches Haftungs-
system „die Guten zu bestrafen“. 
An Brüssel gerichtet warnte Sö-
der: „Finger weg von unseren Ein-
lagen. Wir wollen unsere bewähr-
ten Sicherungssysteme behalten, 
gerade bei den Genossenschafts-
banken und den Sparkassen.“

Rückgrat des Mittelstands

Gregor Scheller, Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bayern 
(GVB), hob die wichtige Rolle der 
Genossenschaften in unsicheren 
Zeiten hervor: „Volks- und Raiff- 
eisenbanken sind das finanziel-
le Rückgrat des bayerischen Mit-
telstands. Nahezu die Hälfte al-
ler mittelständischen Unterneh-
men steht in Verbindung mit ei-
ner Volks- oder Raiffeisenbank. 
Jeder vierte Euro an Kapitalbedarf 
der mittelständischen Wirtschaft 
kommt von einer Volks- und Raiff- 
eisenbank.“ Überdies verwies der 
Präsident auf Energiegenossen-
schaften, die die Energiewende 
vorantreiben und die Bürgerin-
nen und Bürger unmittelbar be-
teiligen. Er hob überdies das En-
gagement von Genossenschaf-
ten für den Erhalt und die Stär-
kung von Kultur und Gesellschaft 
hervor, wie beispielsweise Dorf- 
läden, Brauereien und Winzerge-
nossenschaften. Diese genossen-
schaftlichen Unternehmen bräch-
ten Menschen zusammen und trü-
gen zur Gestaltung der Heimat bei, 
wodurch der ländliche Raum le-
benswert und der regionale Kreis-
lauf intakt blieben.

Scheller betonte, dass die Wirt-
schaft wie auch Genossenschaften 

einen angemessenen Rahmen be-
nötigen, um ihre Kraft und identi-
tätsstiftende Wirkung voll entfal-
ten zu können. Er forderte mehr 
Freiheiten für Unternehmertum 
und Bürger sowie eine Regulato-
rik, die sich am tatsächlichen Ri-
siko ausrichtet. Der Verband setzt 
sich für eine Politik der Eigenver-
antwortung sowie ein differen-
ziertes Verbraucherbild ein, das 
den mündigen Verbraucher ins 
Zentrum stellt. Dazu gehört un-
ter anderem auch ein Nebenein- 
ander von Provisions- und Honor-
arberatung bei Finanzanlagen. 

Stabilitätsfaktor

Von der Politik forderte der 
GVB-Chef außerdem ein klares  
Statement gegen ein europäi-
sches Abwicklungssystem für 
Banken. Regionalbanken wie die 
Volks- und Raiffeisenbanken sei-
en der Stabilitätsfaktor für die Fi-
nanzwirtschaft in Bayern. Als Mit-
telstandsfinanzierer bewegten sie 
auch die Realwirtschaft. So kom-
me bei Mittelstandskrediten jeder 
vierte Euro von einer Volks- oder 
Raiffeisenbank. Für Mittelstand 

und Selbstständige in Bayern hät-
ten die bayerischen Genossen-
schaftsbanken über 2.300 Kredite 
der LfA Förderbank Bayern zuge-
sagt. Das sei nahezu die Hälfte al-
ler im vergangenen Jahr zugesag-
ten LfA-Förderkredite. Insgesamt 
hätten die bayerischen Volksban-
ken und Raiffeisenbanken 137 Mil-
liarden Euro an Krediten vergeben, 
und sie verwalteten Kundengelder 
in Höhe von 260 Milliarden Euro.

Dass Genossenschaften den 
Freistaat aber noch in vielen ande-
ren Bereichen bewegten, belegte 
der GVB-Präsident mit einer Rei-
he von Fakten. So hätten die ba- 
yerischen Volks- und Raiffeisen-
banken allein 2022 15 Millio-
nen Euro aus dem Gewinnspa-
ren gespendet und damit Ver-
eine und Initiativen vor Ort ge-
fördert. Die inzwischen mehr als 
300 bayerischen Energiegenos-
senschaften trieben Tag für Tag 
die Energiewende vor Ort voran. 
Allein die Netze der Nahwärmege-
nossenschaften umfassten zusam-
mengenommen inzwischen über 
1.000 Kilometer Länge. Genossen-
schaften würden aber auch regio-

 (Fortsetzung auf Seite 6)

V.l.: Dr. Gerhard Walther, Wolfgang Altmüller, Dr. Markus Söder, 
Gregor Scheller. Bild: Lennart Preiss

https://bayern.vr.de/privatkunden.html
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Maestro geht, Girocard bleibt
Was sich beim liebsten Zahlungsmittel der Deutschen ändert

Ein Gastbeitrag von Dr. Jürgen Gros

Die Girocard – im Volksmund oftmals immer noch EC-Karte genannt 
– findet sich in fast jedem deutschen Portemonnaie. In manchem 
auch mehrfach. 100 Millionen Stück haben die Banken in Deutsch-
land davon ausgegeben. An über einer Million Bezahlterminals wird 
sie akzeptiert. Fast sieben Milliarden Finanztransaktionen erfolgen 
damit jährlich. Dahinter stehen Umsätze von 284 Milliarden Euro. 
Eine echte Erfolgsgeschichte, die 1990 begann. Allerdings auch ei-
ne sehr deutsche Geschichte. Denn die reine Girocard ist außer-
halb Deutschlands kaum einsetzbar. Damit das Bezahlen im Aus-
land dennoch klappt, haben die allermeisten Banken ihre Girocards 
in der Vergangenheit mit der Zahlungsfunktion eines Dienstleisters 
verbunden: Nämlich V-Pay oder Maestro. In der Sprache der Ban-
ker nennt sich das Co-Badging und leitet sich vom englischen Wort 
„Badge“ (Marke) ab. Das bedeutet, dass die Girocard mit einer zwei-
ten Marke und deren Funktionalität verbunden ist, die Zahlungen 
und Geldabhebungen im Ausland ermöglicht. Hinter V-Pay steht Vi-
sa, und hinter Maestro verbirgt sich Mastercard. Beide sind weltweit 
tätige US-amerikanische Unternehmen.

Mastercard hat bereits vor zwei 
Jahren erklärt, dass sie die Mae-
stro-Funktion bis zum Jahr 2027 
einstellen und ab Juli 2023 kein 
Maestro-Co-Badging mehr zulas-
sen wird. Verschiedentlich wur-
de das als das Ende der Girocard 
beschrieben, was mitnichten so 
ist. Denn auch künftig wird die Gi-
rocard voll funktionsfähig blei-
ben – im Inland sowieso, aber 
auch im Ausland. Dafür sorgen 
die deutschen Banken, allen vor-
an die Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken. Im Übrigen weit-
gehend unbemerkt vom Karten-
nutzer. Sukzessive werden näm-
lich Maestro-Karten, die ablaufen, 
ausgetauscht gegen Girocards 
mit einem neuen Co-Badging. Bis 
spätestens 2027 sollen die Mae-
stro-Karten dann in den beiden 
großen Bankenverbünden ersetzt 
sein, bei den allermeisten Mit-
gliedsbanken freilich deutlich frü-
her. Bei einigen haben die Kunden 
sogar die neuen Karten bereits in 
Händen. 

Welches Logo sich künftig statt 
Maestro unter dem Girocard-Lo-
go auf der Bezahlkarte befindet, 
ist dabei jeder Bank selbst über-
lassen. Bei Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken wird das ent-
weder das Logo von Debit Mas-
tercard oder das von Visa Debit 
sein. Beide Partnerschaften garan-
tieren, dass die Karten wie bisher 
international eingesetzt werden 
können. 

Die allermeisten großen Ge-
schäftsbanken sind noch nicht 
ganz so weit und hängen bei der 
Umstellung nach. Bei ihnen dauert 
der Austausch der Maestro-Kar-
ten offenkundig noch einige Zeit. 

Deshalb hat ihnen Mastercard 
zwischenzeitlich eine großzügige 
Übergangszeit bis 2027 zum Aus-
tausch gewährt und lässt verein-
zelt sogar nochmals die Neuemis-
sion von Maestro-Karten zu. 

herkömmlichen Kreditkarte zu be-
zahlen. Kunden der Sparkassen 
können zudem die Girocard mit 
Visa-Debit-Funktionalität in Ap-
ple Pay oder in der App „Mobi-
les Bezahlen“ nutzen. Das wieder-
um entspricht dem Nutzerverhal-
ten vieler junger Menschen. Ganz 
an die Funktionalität von Kredit-
karten reicht die neue Girocard 
gleichwohl nicht ran. Mietwa-
genreservierungen oder Hotelbu-
chungen ermöglichen nur wenige 
Anbieter. Das wird die Kunden am 
Ende vielleicht auch nicht großar-
tig stören. Bislang war ihnen das 
schließlich auch nicht möglich. 

Indem die allermeisten Banken 
die Girocard in neuer Form fort-
führen und als Hauptkarte zum 
Girokonto beibehalten, kommen 
sie auch einer Reihe von Händlern 
entgegen. Für sie ist es mit weni-
ger Kosten verbunden, wenn der 
Kunde per Girocard statt mit Kre-

ditkarte bezahlt. Zudem haben 
noch immer zahlreiche Händler 
und kommunale Verwaltungen ih-
re Terminals ohnehin für Kredit-
karten nicht freigeschaltet. Dort 
sollten dann diejenigen ausrei-
chend Bargeld im Portemonnaie 
haben, die eine reine Master- oder 
Visadebitcard besitzen, wie sie oft 
von Internet- oder Neobanken als 
Standardkarten zum Konto aus-
gegeben werden. Weil bei ihnen 
das Co-Badge „Girocard“ fehlt, 
werden sie nämlich von den Gi-
rocard-Terminals nicht akzeptiert. 
Und die Erfahrung lehrt, dass das 
gerade in den ländlichen Räumen 
gar nicht so selten der Fall ist. 

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität in München pro-
movierte Politikwissenschaft-
ler Jürgen Gros (53) war zwei Jahr-
zehnte im Management verschie-
dener bayerischer Verbände tätig, 
zuletzt als Präsident des Genossen-
schaftsverbands Bayern. Schwer-
punktmäßig beschäftigt er sich mit 
finanzwirtschaftlichen und mittel-
standspolitischen Themen. r

Dr. Jürgen Gros. © Barbara Obermaier

Warum der ganze Aufwand? 
Das wird sich mancher Kunde fra-
gen. Dazu muss man wissen, dass 
die Funktionalitäten der Mae-
stro-Karte rund 30 Jahre alt sind. 
Sie wurden zu einem Zeitpunkt 
entwickelt, als das Internet noch 
in den Kinderschuhen steckte. 
Entsprechend sind die Karten mit 
dem Maestro Co-Badge für Inter-
nettransaktionen nicht brauchbar. 
Die neuen Karten dagegen schon. 
Die Girocard bleibt weiterhin ei-
ne klassische Debitkarte. Sie er-
hält jedoch mit der Funktionali-
tät der Mastercard Debit bezie-
hungsweise Visa Debit eine 16stel-
lige Kartennummer. Damit wird es 
möglich, im Internet wie mit einer 

(Fortsetzung von Seite 5)
nale Spezialitäten wie Milch- und 
Käseprodukte produzieren und 
so die bayerische Genusskul-
tur in die Welt hinaustragen. 4,2 
Millionen Tonnen Milch flössen 
jährlich durch genossenschaftli-
che Hände. Das sei fast die Hälf-
te der gesamten bayerischen 
Milchmenge. Zudem stamme ein 
Viertel der Getreidemenge, die 
in Bayern verarbeitet wird, aus 
dem Raiffeisen-Warengeschäft. 
Und eine noch größere Menge 
von der BayWa, die den Genos-
senschaften eng verbunden sei. 
„Diese Bilanz macht deutlich, wie 
wichtig die Rolle von Genossen-
schaften für die bayerische Wirt-
schaft und ihre Finanzierung ist“, 
unterstrich Scheller.

Auf die Bedeutung der Nach-
haltigkeit bei der Gestaltung 
der Zukunft verwies auch Best-
sellerautor Frank Schätzing, der 
die zentralen Botschaften sei-
nes Buchs „Was, wenn wir ein-
fach die Welt retten? Handeln in 
der Klimakrise“ präsentierte. Die 
Klimakrise ist aus seiner Sicht ei-
ne technologische Krise, und das 
sei eine gute Nachricht, denn sie 
lasse sich auch technologisch lö-
sen. „Wir müssen alle Kraft in die 
Vollversorgung mit Erneuerba-
ren Energien stecken“, forderte 

Aufruf zu ...
Schätzing, der dafür einen Trans-
formationsfonds vorschlug. Ge-
linge die Energiewende, verzinst 
sie sich in Wachstum, aus dem 
sich die Schulden tilgen ließen.

Klimaschutz dürfe nicht den 
Eindruck erwecken, er kos-
te den Menschen die Existenz, 
mahnte Schätzing. Wenn die 
Energiewende jedoch sozial ab-
gefedert sei und den Menschen 
Hilfe angeboten werde, würden 
sich viele für neue Technologien 
entscheiden.

Die Pläne für einen umfas-
senden Klimaschutz seien längst 
ausgearbeitet. „Wir haben kei-
nen Ideenstau, wir haben einen 
Umsetzungsstau“, kritisierte der 
Autor. Deutschland müsse aus 
seinen Angstreflexen herausfin-
den und bei neuen Technologi-
en nicht nur die Schattenseiten, 
sondern auch die Chancen se-
hen. Genossenschaften seien da-
für eine wichtige Organisations-
form. Sie hätten schon immer 
die Welt bewegt und besäßen ei-
ne Art regionale Schwarmintelli-
genz. „Schwärme sind sich selbst 
organisierende Organismen, die 
über eine kollektive Intelligenz 
verfügen. Das erleben wir auch 
bei Genossenschaften“, so Schät-
zing. Von daher seien sie für die 
Zukunft immens wichtig. DK

GVB-Positionen  
zur Landtagswahl

1. Eigenverantwortung und Unternehmertum:
• Mittelstandsfinanzierung: Verhältnismäßigkeit in der Ban-
kenregulierung herstellen
• Verbraucherschutz im Finanzwesen: Mehr Mündigkeit statt 
Bevormundung
• Provisionsberatung: Langfristiger Vermögensaufbau auch 
für Kleinanleger

2. Bürgerbeteiligung:
• Energieprojekte: Gesellschaftlichen Nutzen bei Flächenver-
gabe berücksichtigen
• Bürgerenergie: Risikoabsicherungsfonds und Fonds für Wei-
terbildung einführen

3. Versorgungssicherheit:
• Stromnetze: Faire Kostenverteilung beim Netzausbau
• Energieversorgung: Speicherförderprogramm aufsetzen
• Lebensmittel: Düngemittelproduktion in Europa fördern

4. Nachhaltigkeit:
• Regenerative Energien: Ausbau aller nachhaltigen Energie-
träger vorantreiben
• Sustainable Finance: Mittelstandsfreundliche Ausgestal-
tung sicherstellen
• Tierhaltung: Umbau mit Augenmaß. DK

Volks- und Raiffeisenbanken 
und BFV starten Kooperation
Die bayerischen Volks- und Raiffeisenbanken und der Bayerische 
Fußball-Verband (BFV) haben ihre zukünftige Kooperation be-
kannt gegeben. Die Volks- und Raiffeisenbanken werden Premi-
um-Partner des BFV und unterstützen den Fußballverband insbe-
sondere bei den Themen Jugendfußball sowie eSport. Außerdem 
kooperieren beide Partner in Form einer Crowdfunding-Platt-
form, die sie Amateurvereinen zur Verfügung stellen. 

Als offizieller Finanzpartner  
werden die Volks- und Raiffeisen-
banken damit die bayerischen Fuß-
ballvereine unterstützen. „Diese 
Kooperation leistet einen Beitrag 
dazu, dass sich Jugendliche im Rah-
men des bayerischen Amateur-
fußballs sportlich engagieren und 
Gemeinschaft pflegen“, beton-
te Gregor Scheller, Präsident des  
Genossenschaftsverbands Bayern,  
der die Volks- und Raiffeisenban-
ken in Bayern vertritt.

Als Teil der Kooperation wird 
der Volksbanken Raiffeisenban-
ken U19-Junioren Pokal ausge-
baut und weiter gestärkt werden. 
Bereits bisher ist der U19-Junio-
ren Pokal eines der herausragen-
den Turniere im bayerischen Fuß-
ball und bietet talentierten Nach-
wuchsspielern eine Plattform, um 
ihr Können unter Beweis zu stel-
len. Zukünftig werden die Volks- 
und Raiffeisenbanken in diesem 
Zuge auch individuelle Auszeich-
nungen verleihen.

BFV-Präsident Christoph Kern 
freut sich auf die Zusammenar-
beit: „Die Kooperation mit den 
Volks- und Raiffeisenbanken ist 
ein großer Gewinn für den BFV. 
Wir freuen uns darauf, mit einem 
starken Partner an unserer Seite 

den U19-Junioren Pokal weiterzu-
entwickeln und den Jugendlichen 
die Plattform zu bieten, die sie 
zweifellos verdienen.“

Darüber hinaus ist die Crowd-
funding-Plattform ein weiterer 
wichtiger Baustein im Rahmen der 
Kooperation. Die unter dem Leit-
spruch „Viele schaffen mehr“ ste-
hende Plattform ermöglicht Ama-
teurvereinen, durch die gesteiger-
te Aufmerksamkeit gezielt Spen-
denmittel zu sammeln und ihre 
Projekte voranzutreiben. „Als Pre-
mium-Partner des BFV unterstüt-
zen wir den Verband nicht nur im 
Jugendbereich, sondern setzen 
insbesondere ein Zeichen der So-
lidarität mit den Amateurvereinen 
vor Ort“, erklärte Scheller.

Zudem werden Volks- und 
Raiffeisenbanken sowie BFV ge-
meinsam den eSport-Bereich för-
dern. Dieser erfreut sich immer 
größerer Beliebtheit und stellt ei-
ne innovative Ergänzung zum klas-
sischen Fußballsport dar. Diese 
Entwicklung will man unterstüt-
zen und den eSport-Bereich in 
Bayern mit verschiedenen Maß-
nahmen weiter ausbauen. Dabei 
steht insbesondere die bereits 
existierende Ligenstruktur im 
Fokus. r

LfA-Halbjahresbilanz:

Bayerischer Mittelstand 
setzt auf Innovation

Die LfA Förderbank Bayern hat die bayerische Wirtschaft im 1. 
Halbjahr 2023 mit Darlehen in Höhe von über einer Milliarde Eu-
ro unterstützt. Mehr als 750 Millionen Euro davon hat die LfA in 
ihren Programmkrediten zugesagt. Insgesamt profitierten in der 
ersten Jahreshälfte 2023 nahezu 1.700 mittelständische Unter-
nehmen und Kommunen von den Angeboten der LfA.

Am stärksten gefragt waren 
erneut die LfA-Förderprogram-
me für Gründung und Unterneh-
mensnachfolgen (über 210 Millio-
nen Euro) sowie für Wachstums-
vorhaben einschließlich Moder-
nisierungsmaßnahmen (mehr als 
345 Millionen Euro). Insgesamt 
fiel die Nachfrage nach LfA-För-
derkrediten in den ersten sechs 
Monaten 2023 im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum merklich mo-
derater aus. Das erste Halbjahr 
2022 war allerdings von einer un-
gewöhnlich hohen Fördernach-
frage gekennzeichnet, die unter 
anderem auf Vorwegnahme-Ef-
fekte wegen der sich damals be-
reits abzeichnenden Zinsentwick-
lung zurückzuführen war. Hinzu 
kommen der Wegfall der LfA-Co-
ronaprodukte Mitte 2022 sowie 
eine aktuell tendenziell verhalte-
nere Investitionsbereitschaft.

Eine spürbare Nachfragestei-
gerung gab es im ersten Halbjahr 
2023 beim Innovationskredit 4.0. 
Damit fördert die LfA kleine und 
mittlere sowie neu gegründete 
Unternehmen und Freiberufler 
bei ihren Digitalisierungs- und In-
novationsvorhaben. Im Innovati-
onskredit 4.0 hat die LfA ein Vo-
lumen von über 95 Millionen Eu-
ro zugesagt. Dies ist ein Zuwachs 
von mehr als 30 Prozent ge- 

genüber dem Vorjahreszeitraum. 
Bayerns Wirtschaftsminister 

und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zender Hubert Aiwanger: „Die 
gestiegene Nachfrage nach dem 
Innovationskredit 4.0 der LfA 
zeigt, dass viele mittelständische 
Unternehmen trotz der wirt-
schaftlich unsicheren Lage in In-
novationen und digitale Trans-
formation investieren. Dieses 
unternehmerische Handeln für 
die Zukunft ist die Stärke unse-
rer Wirtschaft in Bayern.“

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA, er-
läutert: „Die Halbjahreszahlen 
unserer Förderung spiegeln die 
enormen Unsicherheiten wider, 
mit denen viele mittelständische 
Betriebe in Bayern derzeit kon-
frontiert sind. Gleichzeitig nutzen 
die Unternehmen in der weitaus 
überwiegenden Zahl unsere För-
derprogramme weiterhin für Zu-
kunftsinvestitionen in Moderni-
sierung, Wachstum oder etwa 
auch Nachhaltigkeit. Besonders 
erfreulich ist der starke Nachfra-
gezuwachs beim Innovationskre-
dit 4.0. Die LfA wird den Betrie-
ben bei der Bewältigung ihrer 
wirtschaftlichen Herausforderun-
gen auch in Zukunft mit einem 
wirkungsvollen Förderangebot 
zur Seite stehen.“ r

Füracker-Positionen:

Globale Mindeststeuer 
und Grenzgängerregelung
Der im Bundeskabinett beschlossene Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung einer globalen Mindeststeuer überfordert nach Auffassung 
von Finanzminister Albert Füracker Wirtschaft und Verwaltung 
mit unzumutbarem Bürokratieaufwand. „Er muss dringend ent-
schlackt und sämtliche Vereinfachungsmöglichkeiten müssen ge-
nutzt werden, um Standortnachteile für Deutschland zu vermei-
den“, machte Füracker deutlich.

Mit der Absenkung der Niedrig-
steuergrenze bei der Hinzurech-
nungsbesteuerung auf das inter-
national abgestimmte Niveau von 
15 Prozent werde zwar eine lang-
jährige Forderung Bayerns umge-
setzt, jedoch reiche dieser erste 
wichtige Schritt in der derzeit oh-
nehin wirtschaftlich schwierigen 
Phase bei Weitem nicht aus.

Allein im Freistaat seien rund 
200 inländische Unternehmen be-
troffen. Überbordend komplexe 
und hochbürokratische Gesetzes-
werke, wie der Bundesentwurf, 
stellten für sie den falschen An-
satz dar. Füracker zufolge „brau-
chen wir vielmehr zielgenaue 
Maßnahmen und müssen recht-
zeitig und rechtssicher entlasten. 
Der Freistaat setzt sich dafür ein, 
dass Unternehmen, die in den An-
wendungsbereich der Mindestbe-
steuerung fallen, vollumfänglich 
von der Hinzurechnungsbesteue-
rung ausgenommen werden. Au-
ßerdem wird eine globale Min-
deststeuer ohne die USA als größ-
te Wirtschaftsmacht der Welt ih-
rem Namen ohnehin nicht gerecht. 
Die Bundesregierung sollte auf EU- 
und OECD-Ebene mit Nachdruck 
darauf hinwirken, dass auch die 
USA die Mindeststeuer, wie ver-
einbart, umsetzen.“ Gemäß der 
EU-Richtlinie sind die Vorschriften 
bis Ende 2023 im nationalen Recht 
umzusetzen und ab 2024 in Kraft 
zu setzen.

Als großen Erfolg für die baye-
risch-österreichische Grenzregion 
wertet Füracker hingegen die auf 
den Weg gebrachte neue Grenz-
gängerregelung mit Österreich, die 
zum 1. Januar 2024 in Kraft tritt. 
Bayern habe sich entscheidend 
für die dauerhafte Berücksichti-

gung flexibler Arbeitsmodelle über 
die Grenze hinaus stark gemacht. 
Füracker zufolge ist mobiles Arbei-
ten im Homeoffice aus der moder-
nen Arbeitswelt nicht mehr weg-
zudenken. Die bisherige Rege-
lung, wonach sich Grenzgänger bei 
mehr als 45 Tagen im Homeoffice 
nicht mehr auf die Regelung beru-
fen konnten, sei nicht mehr zeitge-
mäß gewesen. „Unser Einsatz zahlt 
sich dank der neuen Regelung nun 
aus“, betonte der Minister.

Die Neuregelung ist aus seiner 
Sicht eine große Erleichterung für 
die betroffenen Steuerzahler. „Mit 
der wirtschaftlich bedeutenden 
bayerisch-österreichischen Grenz-
region stärken wir nicht nur die 
Regierungsbezirke Niederbayern, 
Oberbayern und Schwaben, son-
dern letztlich ganz Bayern. Die 
Förderung von Homeoffice ist 
außerdem ein wirksamer Beitrag 
zum Klimaschutz, da dadurch die 
Emissionen im Verkehrsbereich 
gesenkt werden“, so Füracker 
weiter. 

Nach dem Auslaufen der co-
ronabedingten Sonderregelungen 
herrschte unter den betroffenen 
Grenzgängern große Unsicherheit, 
in welchem Umfang künftig Ho-
meoffice ohne steuerliche Nach-
teile noch möglich ist. Der baye-
rische Finanzminister hatte diese 
Problematik als Erster aufgegriffen 
und sich sowohl öffentlich als auch 
bei Bundesfinanzminister Christian 
Lindner für substanzielle Verbesse-
rungen eingesetzt. Nach der neu-
en Regelung kommt es nur noch 
auf die Arbeitsausübung innerhalb 
einer Grenzzone von 30 Kilometer 
und nicht mehr darauf an, auf wel-
cher Seite der Grenze ein Arbeit-
nehmer tätig wird. DK
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Bayerischer Sparkassentag 2023 in Würzburg:

Regional.Digital.Zukunft
Unter dem Motto „Regional.Digital.Zukunft“ führte der Bayeri-
sche Sparkassentag 2023 in Würzburg rund 400 Gäste aus Spar-
kassen, Trägerkommunen, Politik und Gesellschaft zusammen. 
Laut Prof. Dr. Ulrich Reuter, Präsident des Sparkassenverbands 
Bayern, sind die bayerischen Sparkassen ein tragender Pfeiler der 
Wirtschaft im Freistaat. Ihr Geschäftsmodell als kommunale, re-
gionale und zunehmend auch digitale Kreditinstitute passe sich 
perfekt in die dezentrale deutsche Wirtschaftsstruktur ein, Städte 
und Landkreise könnten sich auf ihre Sparkassen verlassen.

„Wir müssen eng beieinan-
der stehen in einer Zeit, in der 
sich geopolitische Konflikte bis 
in unseren Alltag auswirken, eu-
ropäische Regularien sich über 
das Subsidiaritätsprinzip hin-
wegsetzen und digitale Entwick-
lungen mit einer bisher nicht ge-
kannten Beschleunigung an Tem-
po aufnehmen“, betonte Reuter 
und bat in diesem Zusammen-
hang Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder um weitere Unterstüt-
zung für die Sache der öffent-
lich-rechtlichen Sparkassen und 
damit für alle Regionen des Frei-
staats.

Seriosität und Regionalität

Bei Söder traf er damit auf of-
fene Ohren. Aus seiner Sicht sind 
und bleiben die Sparkassen „ein 
unverzichtbarer Stabilitätsanker 
unserer Finanzarchitektur in Bay-
ern“. Sie zeichneten sich durch 
Seriosität und Regionalität aus. 
Gerade in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten genössen sie das 
Vertrauen der Bevölkerung.

„Wir brauchen keine europäi-
sche Einlagensicherung und wol-
len unsere Strukturen behalten“, 
machte Söder zudem deutlich. 
„Gerade unsere Mittelständler 
und Existenzgründer brauchen 
eine vernünftige Finanzstruktur 
anstatt massiver Regulatorik und 
Bürokratie. Wir müssen aufpas-
sen, dass wir auf den Märkten 
wettbewerbsfähig bleiben. Denn 
nur durch Leistung und Einsatz 
wird auch in Zukunft der Wohl-
stand erhalten bleiben. Und wir 
lehnen alle Pläne zur Abschaf-
fung von Bargeld ab.“

Mit Blick auf aktuelle regu-
latorische Herausforderungen 
für Sparkassen stellte Präsident 
Reuter zunächst den Handlungs-
bedarf der EU-Kommission be-
züglich einer Honorarberatungs-
pflicht in Frage, denn der Markt 
sei bereits transparent und die 
Konkurrenz funktioniere gut. 
„Wenn etwas Transparenz und 
Effizienz behindert, ist es regu-
latorisch aufgezwungene Pa-
pierflut und Informationspflich-
ten auch für mündige Anleger, 
die das gar nicht brauchen und 
wollen.“ Weiter erteilte er Plä-
nen zur kompletten Vergemein-
schaftung der Europäischen Ein-
lagensicherung (EDIS) anstelle 
der 2015 bereits erfolgten Har-
monisierung abermals eine deut-
liche Absage.

Finanzstabilität wahren

Auch der neue Vorschlag der 
EU-Kommission, europäische  
Abwicklungsvorschriften künf-
tig über internationale Groß-
banken hinaus auch auf mittle-
re und kleinere Kreditinstitute 
auszuweiten (CMDI), schlage in 
diese Kerbe: „Denn auch damit 
würde letztlich die Handlungs-
fähigkeit des intakten nationa-
len, sparkassenspezifischen Ins-
titutssicherungssystems ausge-
hebelt, das heute ganz wesent-
lich zur Stabilität der Institute 
und zum riesigen Vertrauen un-
serer Bürger für die Sparkassen 
beiträgt.“ Finanzielle Mittel, die 
heute zur Absicherung der deut-
schen Sparkasseneinlagen im Si-
cherungssystem gebunden sind, 
würden so künftig auch hier ge-
samteuropäischen Institutionen 
unterstellt und flössen damit in 
einen gemeinsamen Topf; die 
Haftung für Risiken würde sozia-
lisiert, so dass die Entnahme aus 
dem Topf mit hoher Wahrschein-

lichkeit zugunsten von Banken 
mit risikoreichen Geschäftsmo-
dellen erfolgen würde und nicht 
für deutsche Sparkassen. Reuter 
zufolge droht mit solchen Eingrif-
fen die Kommission das bewähr-
te Drei-Säulen-System aufzubre-
chen. Zur Wahrung der Finanz-
stabilität in Deutschland müsse 
dieses Vorhaben endlich begra-
ben werden.

Digitaler Euro

Mit Blick auf den jüngsten Le-
gislativvorschlag der EU-Kom-
mission für einen digitalen Eu-

ßen und doch gleichzeitig der je-
weils sehr individuellen Risikosi-
tuation nicht gerecht werden 
können.“

Auch Ideen wie der drasti-
schen Reduzierung von Bar-
geldbeständen in den Automa-
ten oder von Geldautomaten 
selbst erteilte Reuter eine Absa-
ge: „Viele Menschen vertrauen 
nach wie vor auf Bargeld. Solche 
Pläne aber würden die flächen-
deckende Bargeldversorgung in 
Deutschland gefährden. Wer das 
fordert, hat die Interessen der 
Bevölkerung im ländlichen Raum 
völlig aus den Augen verloren. 
Und so könnten dann auch wir 
Sparkassen unserem öffentlichen 
Auftrag nicht gerecht werden.“

Anlässlich des Bayerischen 
Sparkassentags gab der Präsi-
dent auch einen kurzen Über-
blick über die aktuelle Geschäfts-
entwicklung der bayerischen 
Sparkassen, die sich in den ers-
ten fünf Monaten 2023 in einem 
deutlich anderen Umfeld bewe-
gen als in den Vorjahren. Nach 
dem zins- und geopolitisch ge-
prägten Umbruchsjahr 2022, in 
dem sich das Kreditvolumen der 
bayerischen Sparkassen erneut 
auf Rekordniveau entwickelte, 
zeigen die ersten Monate 2023 
einen deutlichen Rückgang im 
Kreditneugeschäft, der sich in-
zwischen erstmals seit 15 Jah-
ren auch in einem stagnierenden 
Kreditbestand niederschlägt. 

Im Vergleich zum Vorjahr ist 
seit Jahresbeginn ein Rückgang 
der Darlehenszusagen um fast 
45 Prozent zu verzeichnen, be-
dingt vor allem durch den mas-
siven Rückgang im Neugeschäft 
mit Wohnungsbaufinanzierun-
gen (-56 Prozent). Auch die Aus-
zahlung bereits zugesagter Im-
mobiliendarlehen lag deutlich  
unter dem Vorjahresniveau 
(-36 Prozent). Insgesamt sank 
die Darlehensauszahlung um 26 
Prozent, so dass sich das Kredit-
volumen der bayerischen Spar-
kassen um 0,5 Prozent auf 169,9 
Milliarden Euro reduzierte.

Kreditgeschäft

Die Kreditbestände der pri-
vaten Kunden nahmen bis Ju-
ni 2023 insgesamt um rund 330 
Millionen Euro (-0,5 Prozent) ab. 
Ihre Nachfrage nach neuen Kre-
diten lag nur noch bei 44 Pro-
zent des entsprechenden Vor-
jahreszeitraums, in dem aller-
dings massive Vorzieheffekte 
angesichts der erwarteten ers-
ten Zinserhöhung stattgefunden 
hatten. Vor allem die Darlehens-
zusagen für private Wohnungs-
baukredite zum Neubau trieben 
die Entwicklung im Jahr 2023, 
sie sanken um rund 70 Prozent. 
Auch im Kreditneugeschäft mit 
Unternehmen und Selbststän-
digen verzeichnen die bayeri-
schen Sparkassen mit -38,7 Pro-
zent gegenüber 2022 einen deut-
lichen Rückgang. Das Kreditvolu-
men steigt hier aber noch an (+1 
Prozent).

Insgesamt wird sich die Bi-
lanz der bayerischen Sparkas-
sen 2023 verkürzen, denn auch 
der massive Einlagenzustrom der 
Vorjahre bremst derzeit ab, so 
dass sich der Einlagenüberhang 
in den ersten fünf Monaten 2023 
auf 23 Milliarden Euro reduzierte 
(Einlagen insgesamt: 193,2 Milli-
arden Euro). Sparguthaben und 
Sichteinlagen, die während der 
Niedrig- und Negativzinsphase 
den größten Teil der Einlagen be-
stimmten, nehmen inzwischen 
deutlich ab, während Termingel-
der und Eigenemissionen Wachs-
tumsraten von 10 bzw. 74 Pro-
zent aufweisen.

2023 setzt sich das Wachstum 
des Wertpapiergeschäfts fort: Der 
Nettoabsatz stieg im Vergleich 
zum ebenfalls schon sehr positiven 
Vorjahreszeitraum (+ 37 Prozent) 
um 73 Prozent auf fast 5 Milli-

arden Euro, die Käufe konzent-
rieren sich eindeutig auf festver- 
zinsliche Wertpapiere (+ 90 Pro-
zent). 2021 hatte das Hauptge-
wicht noch bei Investmentfonds 
gelegen.

Durch das stark angehobene 
Zinsniveau wurde 2022 zum Jahr 
der ersten Zinserträge seit fast 
zehn Jahren, heuer wird diese 
Entwicklung fortgesetzt. Die bay-
erischen Sparkassen erwarten 
für das Gesamtjahr einen deut-
lich steigenden Zinsüberschuss.

Die Sparkassen müssen dabei 
allerdings den Spagat zwischen 
ihren niedrig verzinsten Lang-
frist-Engagements aus der Ne-
gativzinsphase im Kreditbereich 
und bei eigenen Festzinsanlagen 
einerseits und Kundenerwartun-
gen nach Einlagenzinsen ande-
rerseits schaffen. Das bedeutet 
auch, Einlegern zu erklären, dass 
sie vor dem Hintergrund der der-
zeitigen Inflation positive Real-
zinsen nur mittel- bis langfristig 
über Wertpapierengagements er- 
zielen können.

Auswirkungen 
der Zinsentwicklung

„Der schnelle Zinsanstieg hat 
auch die bayerischen Sparkassen 
mit deutlichen Anpassungseffek-
ten konfrontiert“, stellte Reuter 
fest. Die Auswirkungen der Zins- 
entwicklung für das Jahr 2022 
wirken auch auf das Bewertungs-
ergebnis Wertpapiere, können 
aber trotz vorübergehend nega-
tiver Effekte auf die Profitabilität 
auch im Jahr 2023 gut verarbei-
tet werden.

Insgesamt ist im laufenden 
Jahr 2023 „eine gutauskömmli-
che Weiterentwicklung der Ge-
schäftslage im Kredit-, Einlagen- 
und Wertpapiergeschäft mit wei-
teren positiven Effekten auf die 
Ertragslage“ zu erwarten. 

Im Zuge des Sparkassentags 
hat der Verbandsverwaltungsrat 
des Sparkassenverbands Bayern 
auch die Nachfolge von Präsi-
dent Prof. Dr. Ulrich Reuter gere-
gelt, dessen Amtszeit in Bayern 
zum 31.12.2023 endet, da er mit 
dem Jahreswechsel das Amt des 
Präsidenten des Deutschen Spar-
kassen- und Giroverbands antre-
ten wird. Den Vorsitz im Vor-
stand des Sparkassenverbands 
Bayern wird als Präsident zum 1. 
Januar 2024 Matthias Dießl, seit 
2008 Landrat im Landkreis Fürth, 
übernehmen (siehe dazu auch 
GZ 14).

Geregelte Nachfolge

Als zweiter Verbandsvorsit-
zender und Mitglied des Ver-
bandsverwaltungsrats des Spar- 
kassenverbands Bayern, Mitglied 
im Fachbeirat und im kommuna-
len Beirat des Sparkassenver-
bands, langjähriges Mitglied des 
Verwaltungsrats der Sparkasse 
Fürth sowie als Mitglied in meh-
reren Aufsichtsorganen von Ver-
bundunternehmen der Sparkas-
sen-Finanzgruppe Bayern ist der 
gelernte Diplom-Kaufmann und 
Bankkaufmann bereits intensiv in 
die Entscheidungen der Sparkas-
sen-Organisation eingebunden. 
Er ist langjähriges Mitglied im Ver-
waltungsrat der Landesbauspar-
kasse Bayern, weiterhin im Auf-
sichtsrat der Bayern-Versiche-
rung Lebensversicherung AG und 
der Versicherungskammer Ba- 
yern Konzern-Rückversiche-
rung AG, sowie stellvertretender 
Vorsitzender des Stiftungsrats der 
Bayerischen Sparkassenstiftung.

Der amtierende Präsident des  
Sparkassenverbands Bayern, Prof. 
Dr. Ulrich Reuter, zum Wahler-
gebnis: „Mit Matthias Dießl über-
nimmt ein ausgewiesener Ken-
ner der Sparkassenpraxis und 

gleichzeitig der kommunalen Trä-
gerstrukturen das Amt des baye-
rischen Sparkassenpräsidenten.“ 
Dießl verbinde die beiden Säu-
len und bringe damit eine ausge-
zeichnete Ausgangsposition mit, 
um kraftvoll für die Interessen 
der bayerischen Sparkassen-Fi-
nanzgruppe einzutreten. Mit sei-
nem notwendigen strategischen 
Weitblick und einer zukunftsori-
entierten Gestaltungskraft ver-
füge er über hervorragende Vo-
raussetzungen, um die bayeri-
schen Sparkassen erfolgreich zu 
vertreten. 

Ein „Mann vom Fach“

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann würdigte Dießl 
als „Mann vom Fach“. Der 47- 
Jährige sei mit der Sparkassen-
welt von der Pike auf vertraut. 
„Seit mehr als 20 Jahren stellst 
Du Dich darüber hinaus in den 
Dienst der kommunalen Selbst-
verwaltung, wobei Du seit 15 
Jahren als Landrat besondere 
Verantwortung für Deinen Land-
kreis trägst und dort vieles er-
folgreich voranbringen konn-
test“, würdigte Herrmann die 
kommunalpolitische Leistung 
Dießls.

Als langjähriges Mitglied des 
Verwaltungsrats der Sparkasse 
Fürth und als zweiter Verbands-
vorsitzender des Sparkassenver-
bands Bayern sowie als Mitglied 
in vielen weiteren Gremien der 
Sparkassen sei Dießl mit den ak-
tuell anstehenden Themen ver-
traut. Dank intensiver Einbin-
dung in die Verbandsorganisa- 
tion bringe er „beste Vorausset-
zungen für die erfolgreiche Füh-
rung des Sparkassenverbandes 
mit und auch dafür, die Spar-
kassen durch die vielfältigen  
Herausforderungen der nächs-
ten Jahre zu steuern“. DK

Matthias Dießl. Bild: SVB

ro erläuterte Reuter: „Digitales 
Zentralbankgeld entspricht si-
cher unserer Entwicklung hin zu 
einem Zeitalter der Digitalität. 
Die EZB sollte sich jedoch darauf 
beschränken, den digitalen Euro 
– wie auch heutiges Bargeld – als 
Zahlungsmittel und nicht als um-
fangreiches Zahlverfahren zu ge-
stalten, das in den Wettbewerb 
zu anderen Geldtransfersyste-
men tritt. Hier braucht es den 
Konsens zwischen Gesetzgeber, 
den Zentralbanken und der Kre-
ditwirtschaft, damit die Aufga-
benteilung im System auch wei-
terhin reibungsfrei funktionieren 
kann und das Vertrauen der Bür-
ger erhalten bleibt. Das Mandat 
der EZB und die konkrete Aus-
gestaltung eines digitalen Euros 
müssen zwingend transparent 
und demokratisch legitimiert so-
wie gesetzlich verankert werden, 
Fehlentscheidungen können wir 
uns dabei nicht leisten.“

Geldautomatenbetrieb

Auf Deutschland bezogen 
warnte der Präsident vor zu star-
ken gesetzlichen Eingriffen in den 
Geldautomatenbetrieb. Banken 
und Sparkassen müssten schon 
im Eigeninteresse handlungs-
fähig bleiben, die bayerischen 
Sparkassen ihre rund 3.300 Geld-
automaten selbsttätig absichern: 
„Angesichts der gehäuften Geld-
automatensprengungen im ver-
gangenen Jahr sind wir alle be-
sorgt, die Sparkassen als Ziel und 
Opfer der Angriffe, die Polizei, 
die Bevölkerung und die für die 
innere Sicherheit zuständige Po-
litik. Die bayerischen Sparkassen 
haben 2022 in Zusammenarbeit 
mit dem LKA viele Maßnahmen 
zur Absicherung der Automa-
tenstandorte angestoßen, die-
se Fortschritte werden uns auch 
vom BMI bestätigt. Pauschale 
gesetzliche Regelungen, wie sie 
von manchen derzeit zusätzlich 
gefordert werden, würden aber 
weit über das Ziel hinausschie-

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/terminbuchung
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Aktualisierte BdSt-Broschüre „Kommunalkompass“:

Tipps zum Sparen in der Kommune
Kapitel 7: Wirtschaftsförderung und Tourismus, Allgemeine Finanzwirtschaft

Die Politik ist dazu aufgerufen, die öffentlichen Haushalte nach-
haltig zu sichern – nicht nur in Bund und Ländern, sondern auch 
bis hinein in die Kommunen. In diesem Sinne wurden in der aktu-
alisierten BdSt-Broschüre „Kommunalkompass – Tipps zum Spa-
ren in der Kommune“ Vorschläge, die sich bei der Haushaltskon-
solidierung bewährt haben, grundlegend überarbeitet.

Mit den Aktivitäten zur Wirt-
schaftsförderung und der Stär-
kung des Tourismus versuchen die 
Kommunen letztlich, direkt oder 
indirekt zusätzliche Steuereinnah-
men zu generieren. „Allzu oft ver-
puffen die teuren Maßnahmen je-
doch, ohne die gewünschten Ef-
fekte zu erzielen“, bemängelt der 
Bund der Steuerzahler. Das wir-
kungsvollste Instrument zur Wirt-
schaftsförderung sei nach wie vor 
die Bereitstellung geeigneter Ge-
werbeflächen, Verkehrswege und 
kommunaler Infrastruktur. Die-
ses Angebot spreche sich unter 
standortsuchenden Unternehmen 
ebenso herum wie die „weichen“ 
Standortfaktoren.

Auch erweiterungswillige Un-
ternehmen könne man am bes-
ten am Standort halten, wenn 
man ihnen geeignete Gewerbe-
flächen, eine passgenaue Bauleit-
planung und die schnelle Bearbei-
tung der Anträge anbieten kann, 
so der BdSt. Die Standortvorteile 
einer Kommune ließen sich über 
eine aktive und kostenlose Öffent-
lichkeitsarbeit vermitteln. Teure 
Kampagnen zum Standort- oder 
Imagemarketing seien für Kom-
munen in aller Regel verzichtbar. 
Gewerbevereine oder ähnliche 
Organisationen schafften es ge-
wöhnlich, gemeinsame Aktivitä-
ten und Veranstaltungen selbst zu 
finanzieren. Eine Beteiligung der 
Kommune aus Steuermitteln sei 
nicht erforderlich.

Beim Betrieb und der Vorhal-
tung öffentlicher Einrichtungen 
ist laut BdSt darauf zu achten, 
dass keine Konkurrenz für unter-
nehmerische Existenzen entsteht. 
Pachtverträge, zum Beispiel für 
die Gastronomie in Sportstätten 
und Stadthallen, seien öffentlich 
auszuschreiben. Auch für die Stär-
kung des Fremdenverkehrs gelte, 
dass zu den öffentlichen Aufgaben 
nur die Bereitstellung der touristi-
schen Infrastruktur gehört.

Unternehmerische Tätigkeiten 
im Tourismus, wie etwa die Ver-
mietung von Strandkörben oder 
Wintersportausrüstung, müs-
se privaten Anbietern überlassen 
bleiben. Die Tourismuswerbung 
sei grundsätzlich Aufgabe derje-
nigen, die davon profitieren. Der 
kommunale Auftrag beschränke 
sich darauf, koordinierend tätig zu 
werden.

Für die Vermittlung von Frem-
denverkehrsangeboten spielten 
privatwirtschaftliche Onlinepor-
tale, die sich über Vermittlungs-
gebühren finanzieren, eine immer 
größere Rolle. Eine aus Steuermit-
teln finanzierte „Zimmervermitt-
lung“ sei verzichtbar.

Nach Auffassung des Bundes 
der Steuerzahler „wird touristi-
sche Infrastruktur zumeist nur 
dann aus staatlichen Programmen 
gefördert, wenn sie sich im Eigen-
tum der öffentlichen Hand befin-
det. Durch geeignete Koopera-
tionsmodelle ist sicherzustellen, 
dass der Kommunalhaushalt nicht 
durch Folgekosten belastet wird.“ 
Eine einzelbetriebliche Förderung 
wird grundsätzlich abgelehnt, weil 
damit in den Wettbewerb ein-
gegriffen und unternehmerische 
Konkurrenz benachteiligt werde.

Überschätzte Möglichkeiten

Stichwort Allgemeine Finanz-
wirtschaft: „Die Möglichkeiten, 
durch innovative Instrumente der 
Finanzwirtschaft die Haushalts-
situation spürbar zu verbessern, 
werden meist überschätzt“, heißt 
es. Viele dieser Vorschläge seien 
mit hohen finanziellen Risiken ver-
bunden. Deshalb plädiert der BdSt 
für eine solide Aufgabenerfüllung 
nach den Grundsätzen ordnungs-
gemäßer Verwaltung.

Geldanlagen mit überdurch-
schnittlichen Renditeerwartungen 
seien mit hohen Risiken verbun-
den. Von Anlagen ohne vollständi-
ge Einlagensicherung rät der Bund 
der Steuerzahler ab. Strukturier-
te Anlageprodukte, bei denen die 
Rendite von wirtschaftlichen Er-
eignissen abhängt, die von der 
Kommune nicht beeinflusst wer-
den können, seien hochriskant. 
Fremdwährungsgeschäfte sollten 
nur mit vollständiger Absicherung 
des Wechselkursrisikos erfolgen. 
Dann seien sie jedoch meist nicht 
mehr rentabel.

Versuche, die Zinsbelastung von 
Verschuldung durch Zinswetten 
oder Wechselkursspekulationen 
zu verringern, hätten bei vielen 
Kommunen zu erheblichen Verlus-
ten geführt. Solche Geschäfte sei-
en hochspekulativ und deshalb für 
die Verwaltung öffentlicher Gel-
der abzulehnen. Finanzierungs-
modelle, bei denen notwendiges 

Vermögen veräußert wird, um es 
zur eigenen Nutzung zurückzumie-
ten, könnten für die Kommunen 
nicht rentabel sein. Die vermeint-
lichen Vorteile ergäben sich zu-
meist durch Steuergestaltungsfor-
men bei den Finanzierungsgesell-
schaften, die außerhalb der Ein-
flussnahme durch die Kommunen 
liegen. Sie seien deshalb hochspe-
kulativ.

„Mit der Beteiligung an schein-
bar sicheren unternehmerischen 
Aktivitäten, auch im Bereich poli-
tisch gewünschter regenerativer 
Energien oder anderer ökologi-
schen Investitionen, haben schon 
viele Kommunen hohe Verluste 
erzielt. Unternehmerische Beteili-
gungen sollten deshalb nur an Un-
ternehmen erworben werden, die 
der Versorgung der eigenen Bevöl-
kerung dienen“, rät der Bund der 
Steuerzahler und weist zudem da-
rauf hin, dass alle unternehmeri-
schen Beteiligungen der Kommune 
in einem Beteiligungsmanagement 
zusammengefasst werden sollten. 
Mit einem engmaschigen und stra-
tegischen Controlling könne die 
wirtschaftliche Entwicklung der 
Betriebe ständig verfolgt werden, 
um bei Fehlentwicklungen recht-
zeitig gegensteuern zu können.

„Cash-Pooling“ diene der lau-
fenden Liquiditätssicherung: „Die 

Kommune und die mit ihr verbun-
denen Einrichtungen zahlen Liqui-
ditätsüberschüsse auf ein gemein-
sames Konto ein und können sich 
hiervon bei Bedarf bedienen. Das 
spart Geld, weil die Inanspruch-
nahme teurer Kassenkredite ins-
gesamt abnimmt. Weitere Vortei-
le sind möglich, wenn benötigte 
Kredite durch die Kernverwaltung 
zu günstigeren Konditionen aufge-
nommen werden können. Eigen-
betriebe und Eigengesellschaften 
sind, soweit möglich, in den kauf-
männisch rechnenden Kernbe-
reich der Verwaltung zurückzuho-
len. Dadurch lassen sich doppel-
te Abschluss- und Prüfungskosten 
reduzieren.“

Für die laufende Haushalts- und 
Finanzentwicklung sollten in den 
Quartalsberichten Kennzahlen er-
arbeitet werden, um bei Planab-
weichungen zügig gegensteuern 
zu können, betont der BdSt. Die 
Steuerungsinstrumente, die durch 
die Doppik in der kommunalen 
Haushaltswirtschaft bereitgestellt 
werden, müssten konsequent ge-
nutzt werden. Dazu sei ein Be-
richtswesen zu entwickeln, das 
der Kommunalvertretung die not-
wendigen Entscheidungsgrund-
lagen bereitstellt. Alle Geschäfts-
vorfälle seien in der Buchführung 
zeitnah zu erfassen, Außenstän-
de müssten konsequent verfolgt 
werden. Festgestellte Fehler bei 
der Erfassung der Geschäftsvorfäl-
le seien sofort zu korrigieren. „Nur 
so ist ein aussagefähiges Berichts-
wesen möglich.“ DK

BVK Beamtenversorgung:

Sehr gutes Ergebnis 
und signifikante Service- 

Digitalisierung in 2022
Der Bayerische Versorgungsverband – BVK Beamtenversorgung – 
hat bei seiner diesjährigen Verwaltungsratssitzung ein sehr po-
sitives Ergebnis für das Geschäftsjahr 2022 vorgelegt. Trotz der 
durch den Ukraine-Krieg verursachten überaus schwierigen Rah-
menbedingungen an den Finanzmärkten wuchsen die Kapitalan-
lagen über 100 Mio. Euro auf 1,53 Mrd. Euro an. Das entspricht ei-
ner Steigerung um 7,5 Prozent. 

Damit konnte eine Nettoverz-
insung der Kapitalanlagen von 
3,1 Prozent im Geschäftsjahr 
2022 erzielt werden. Der Ver-
waltungsrat nahm den Jahres-
abschluss des Bayerischen Ver-
sorgungsverbands zustimmend 
zur Kenntnis und stimmte dem 
Wirtschaftsplan für das Jahr 
2024 zu. Der Geschäftsführung 
wurde Entlastung erteilt.

Digitalisierung  
der Kundenbeziehungen

Ein Kernthema des Geschäfts-
jahres 2022 war die fortschrei-
tende Digitalisierung der Kun-
denbeziehungen mithilfe des 
Mitglieder-Portals der BVK Be-
amtenversorgung. Grundvor-
aussetzung dafür war, dass die 
Zahl der Mitglieder, die sich für 
die Portalnutzung registriert 
haben, im Jahresverlauf von 
rund 1.100 auf über 1.850 der 
insgesamt 1.933 Mitglieder ge-
steigert werden konnte. 

Anfang Dezember 2022 wur-
de ein Abdeckungsgrad von 98 
Prozent des Gesamtbestands 
(aktive Angemeldete und Leis-
tungsempfänger) erreicht. Da-
mit war die Schwelle über-
schritten, ab der bisher vorwie-
gend postalisch durchgeführte 
Serviceleistungen vollständig 
auf digitale Abwicklung umge-
stellt werden können: Folglich 
wurden die Unterlagen zur Jah-
resabrechnung im Dezember 
2022 allen Mitgliedern zum ers-
ten Mal ausschließlich über das 
Portal zur Verfügung gestellt – 
ein Verfahren, das große Ak-
zeptanz fand. 

Aufnahme eines 
großen Servicemitglieds

Ein ebenfalls wichtiges IT-Pro-
jekt war die Vorbereitung der 
Bestandsführungssoftware der 
BVK Beamtenversorgung auf 
die Übernahme eines beträcht-
lichen Bestands an neuen Ver-
sorgungsempfängern. Dieser 
Transfer wurde bis zum Jah-

resende 2022 durchgeführt, 
da die Stadt Würzburg im März 
2022 den Vertrag zur Aufnah-
me der Servicemitgliedschaft 
im Bayerischen Versorgungs-
verband unterzeichnet hatte.  
Die Servicemitgliedschaft be-
gann am 1. Januar 2023. Nach 
der Überspielung der Daten 
der Versorgungsempfänger  
der Stadt Würzburg erfolgte 
die Auszahlung der laufenden 
Versorgungsleistungen rei- 
bungslos ab Januar 2023 an 
insgesamt rund 800 Versor-
gungsberechtigte.

Zum Jahresende 2022 be-
treute die BVK Beamtenver-
sorgung insgesamt 16.181 
Versorgungsfälle. Das bedeu-
tet, dass allein durch Aufnah-
me der Stadt Würzburg als 
Servicemitglied der Gesamt-
bestand an Versorgungsfäl-
len um rund 5 Prozent im Jahr 
2023 ansteigt. 

Versorgungsleistungen 
auf Vorjahresniveau

Der Bestand an Mitgliedern 
des Bayerischen Versorgungs-
verbands blieb weitgehend sta- 
bil und betrug zum 31. Dezem-
ber 2022 insgesamt 1.933 Um-
lagemitglieder und 81 Service-
mitglieder. Die Zahl der ange-
meldeten Dienstkräfte stieg 
leicht auf 15.963 an. Das Um-
lageaufkommen und der Ge-
samtbetrag der ausbezahlten 
Versorgungsleistungen stiegen 
ebenfalls leicht an auf 596,5 
Mio. Euro bzw. 542 Mio. Euro 
und bewegten sich auf dem Ni-
veau des Vorjahrs. 

Solide Entwicklung

Die finanzielle Situation des 
Bayerischen Versorgungsver-
bands zeigte sich überaus sta-
bil – der Kapitalanlagebestand 
stieg um exakt 100,8 Mio. Eu-
ro an. Dies erlaubt die Progno-
se, dass sich der Bayerische Ver-
sorgungsverband insgesamt po-
sitiv weiterentwickeln wird. r

Grünes Licht für 
Landesbausparkasse Süd

Mit der LBS Landesbauspar-
kasse Süd entsteht die mit Ab-
stand größte Landesbausparkas-
se und zweitgrößte Bausparkas-
se in Deutschland. Die Bilanzsu-
mme beträgt knapp 38 Milliarden 
Euro. Der Sparkassenverband Ba-
den-Württemberg ist mit 51,2 Pro-
zent an der neuen LBS Süd beteiligt, 
der Sparkassenverband Bayern 
mit 41,5 Prozent und der Sparkas-
senverband Rheinland-Pfalz mit  
7,3 Prozent. 

Stefan Siebert, Vorstandsvorsit-
zender der LBS Südwest, wird die 
LBS Süd als Vorstandsvorsitzen-
der führen, Erwin Bumberger, Vor-
standsvorsitzender der LBS Bay-
ern, übernimmt den stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitz.

Die Präsidenten der drei Spar-
kassenverbände Peter Schneider, 
Prof. Dr. Ulrich Reuter und Thomas 
Hirsch sind überzeugt: „Durch 
die Synergieeffekte der beiden  

bereits sehr gut aufgestellten  
Häuser wird die Zukunftsfähig-
keit einer schlagkräftigen Lan-
desbausparkasse langfristig wei-
ter ausgebaut. Dies ist nicht nur 
eine wichtige Botschaft für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter sowie die Beraterinnen und 
Berater im Außendienst, son-
dern insbesondere für alle Kun-
dinnen und Kunden. Sie werden 
in den kommenden Jahrzehnten 
eine äußerst starke LBS an ihrer 
Seite haben, die im Verbund mit 
den Sparkassen und der BW-Bank 
das ganze Leistungsspektrum der 
Immobilienfinanzierung und des 
Bausparens vollumfänglich ab-
deckt.“

Die LBS Süd hat ihren Sitz in 
Stuttgart und München. Zudem 
gibt es einen Standort in Mainz 
mit einer Landesdirektion Rhein-
land-Pfalz und einen weiteren 
Standort in Karlsruhe. DK

Die LBS Landesbausparkasse Südwest und die LBS Bayerische Lan-
desbausparkasse werden rückwirkend zum 1. Januar 2023 zur LBS 
Landesbausparkasse Süd fusionieren. Der Zusammenschluss wurde 
rechtlich zum 26. August 2023 wirksam.

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.tvbayernlive.de/
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Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

Konzern Versicherungskammer:

Schadenaufwände im 
dreistelligen Millionenbereich

Tief „Denis“ hat am letzten August-Wochenende vor allem in der Re-
gion Südbayern mit den Schwerpunkten Bad Bayersoien und Bene-
diktbeuern sowie Bad Tölz und Wolfratshausen zu immensen Schä-
den geführt. Geprägt ist dieses Unwetter durch extremen Hagel mit 
bis zu 10 cm Durchmesser sowie Sturm und Starkregen. „Der Kon-
zern Versicherungskammer geht dabei aktuell für den Kumul ‚De-
nis‘ von Schadenaufwänden im dreistelligen Millionenbereich aus“, 
sagt Christian Krams, Leiter Konzern-Schaden und Vorstand Bavaria- 
Direkt. Wegen der bayerischen Sommerferien verzögerten sich die 
Schadenmeldungen. So sei der Neuschadenzugang aus dem Kumul 
nach wie vor hoch. Bislang gingen bei der Versicherungskammer 
Bayern knapp 15.000 Schadenmeldungen allein in Folge des Sturm-
tiefs „Denis“ ein.

Dabei machen die Sach-Schä-
den an Gebäuden etwa 85 Prozent 
und die Kfz-Schäden etwa 15 Pro-
zent aus; darin enthalten sind auch 
über 80 Großschäden mit einem 
Schadenvolumen im zweistelli-
gen Millionenbereich. Die Scha-
denschätzungen für die Landwirt-
schaft liegen zusätzlich im mittle-
ren einstelligen Millionenbereich. 

„Damit zeichnet sich für den 
Konzern Versicherungskammer 
schon jetzt, nach gut acht Mona-
ten des Jahres 2023, eine hohe 
Schadenbelastung ab“, so Krams.

Versicherungskammer vor Ort 

„In dieser schweren Situati-
on ist die Versicherungskammer 
jederzeit für ihre betroffenen 
Kunden da“, betont Krams, „un-
sere Schadenmanagerinnen und 
Schadenmanager sind im vollen 
Einsatz, jeder packt mit an“: Zur 
raschen Regulierung der zahlrei-
chen Schäden wurden vielfälti-
ge Unterstützungsmaßnahmen 
und Erleichterungen kurzfristig 
aufgesetzt. Beispielsweise ha-
ben wir, aufgrund teilweise ho-
her Zahlen gemeldeter Kfz-Ha-
gelschäden in lokal sehr eng be-
grenzten Gebieten, mit unseren 
Dienstleistungspartnern meh-
rere Sammelbesichtigungszen-
tren aufgebaut, z. B. in der Re-
gion Bad Tölz und Untermei-
tingen. Als besonderen Service 
bieten wir unseren KundInnen 
an, Fahrzeuge direkt zum Wie-
derbeschaffungswert abzuge-
ben, z. B. wenn diese schwer be-
schädigt sind oder eine Repa-
ratur nicht mehr wirtschaftlich 
ist. Die betroffenen KundInnen 
und Vertriebspartner werden 
direkt von uns über die genau-
en Standorte und Termine infor-

miert, damit eine Besichtigung 
nach vorheriger Terminverein-
barung erfolgen kann. Bei Be-
darf werden sofort Vorschuss-
zahlungen an die Kunden geleis-
tet. Einige Mitarbeitende haben 
freiwillig ihre Urlaube abgebro-
chen, um in dieser Ausnahmesi-
tuation zu unterstützen. Zudem 
werden viele Schadenmanager 
auch an den Samstagen im Sep-
tember für ihre Kundinnen und 
Kunden im Einsatz sein. Krams: 
„Für unseren schnellen Einsatz er-
fahren wir viel positive Resonanz 
von den betroffenen Kunden.“

„Gerade bei Groß- und Land-
wirtschaftsschäden sind unse-
re Schadenexperten und Sach-
verständigen in der ganzen Re-
gion laufend vor Ort“, erläutert 
Krams. Aber auch im besonders 
stark betroffenen Bad Bayer-
soien, wo er sich kurz nach dem 
schweren Unwetter am letzten 
August-Wochenende selbst ein 
Bild der Lage verschafft hat, ist 
die Versicherungskammer mit ih-
ren Fachleuten präsent: Direkt am 
darauffolgenden Montag war ein 
Schadenteam für mehrere Tage 
mit einem eigenen Lagezentrum 
im Rathaus vor Ort. Zudem wurde 
für die Aufnahme und Dokumen-
tation der fast 400 beschädigten 
Hausdächer eigens ein umfangrei-
cher Drohnenflug durchgeführt. 

Aufgrund des tagelang anhal-
tenden Starkregens nach dem Ha-
gel, der viele Dächer schwer be-
schädigt bzw. oft komplett abge-
deckt hat, haben sich in den be-
troffenen Regionen auch unsere 
rund 100 Notdächer bezahlt ge-
macht, die den bayerischen Feu-
erwehren bereits im Jahr 2020 ge-
stiftet wurden. Durch die rasche 
Anbringung und enge Zusammen-
arbeit mit Feuerwehr, Katastro-

phenschutz und Behörden konn-
ten so weitere Schäden durch  
eindringendes Wasser zumindest 
begrenzt werden. Krams: „Den 
Feuerwehren und Hilfsorganisati-
onen gilt unser ausgesprochener 
Dank für diesen herausfordernden 
Einsatz.“

Krams verwies vor diesem Hin-
tergrund darauf, dass solche ext-
remen Unwetter im Zuge des Kli-
mawandels zunehmend häufi-
ger auftreten und jeden treffen 
könnten. Umso wichtiger sei da-
her auch ein entsprechender Ver-
sicherungsschutz des Eigentums 
– bei Gebäuden sei neben dem 
Schutz vor Hagel und Sturm dabei 
auch eine Elementarversicherung 
sehr wichtig.

Urlaubsrückkehrer:  
Tipps für die Schadenmeldung

Entstandene Schäden sind dem 
Versicherer unverzüglich nach 
Kenntnisnahme zu melden – dies 
kann im Einzelfall aber auch erst 
nach Rückkehr aus einem Urlaub 
erfolgen. Aufgrund der anhalten-
den Sommerferien in Bayern fol-
gen dazu einige Tipps für betrof-
fene Kunden, die gerade aus dem 
Urlaub zurückkehren:

Als führender Gebäudeversi-
cherer rät die Versicherungskam-
mer Bayern ihren Kunden dazu, 
insbesondere entstandene Ge-
bäudeschäden sofort zu melden: 
Hierfür ist die zentrale Schaden-
hotline unter 0800/62366236 
(national kostenfrei) eingerich-
tet bzw. unsere Online-Schaden-
meldung verfügbar. Die Mitarbei-
tenden sind auf die zu erwarten-
de große Anzahl der Meldungen 
vorbereitet und sorgen für eine 
schnelle und reibungslose Regu-
lierung. Selbstverständlich kön-
nen Sie sich auch gerne an Ihre 
Vertriebspartner wenden.

Grundsätzlich empfiehlt die 
Versicherungskammer Bayern, je-
den Schaden zu fotografieren. 
Wenn möglich, sollten im Scha-
denfall sofort Notmaßnahmen zur 
Minderung von Folgeschäden er-
griffen werden.

Für Sturm- und Hagelschäden 
an Gebäuden und Hausrat kom-
men die Gebäude- und die Haus-
ratversicherung auf. Sollten Dä-
cher beschädigt oder abgedeckt 

sein, sind Folgeschäden wie durch 
eindringenden Regen ebenfalls 
versichert. Gebäudeschäden, bei-
spielsweise durch umgefallene  
Bäume, ersetzt die Wohngebäu-
deversicherung. Heftige Stürme 
sowie Hochwasser- und Über-
schwemmungskatastrophen als 
Folge des Klimawandels stellen für 
Gebäude eine zunehmende Ge-
fahr dar.

Mit der Häufung von Unwettern 
steigt auch die Anzahl der Schä-
den. Nach wie vor ist Hausbesit-
zern oft nicht bewusst, dass ihr 
Gebäude nicht gegen alle Natur-
gefahren versichert ist: Viele ha-
ben zwar eine Police für die Ge-
fahren Feuer, Hagel, Sturm und 
Leitungswasser abgeschlossen. 
Dennoch sind weniger als die Hälf-
te der Häuser in Bayern gegen Na-
turgefahren wie Überschwem-
mungen (auch Starkregen), Hoch-
wasser, Schneedruck und Lawi-
nen versichert. Dabei bietet die 
Versicherungskammer Bayern für  
99,8 % aller Gebäude in Bayern 
Versicherungsschutz gegen Ele-
mentargefahren. Für Schäden bei 
Überschwemmung durch Stark- 
regen oder Hochwasser leistet ei-
ne Elementarschadenversiche-
rung, die in der Regel ergänzend 
zu einer Wohngebäude- oder 
Hausratversicherung abgeschlos-
sen wird.

Wichtig für Autobesitzer

Hier tritt die Kfz-Teil- oder Voll-
kaskoversicherung ein. Wurde das  
Auto durch direkt herabstürzen-
de Äste oder Hagelkörner zer-
beult, dann zahlt die Teilkaskover-
sicherung. Die Vollkaskoversiche-
rung springt für Schäden ein, die 
durch eigenes Verschulden an Ih-
rem Fahrzeug entstanden sind. 
Beispiel: Sie können wegen eines 
umgestürzten Baums nicht mehr 
rechtzeitig bremsen und beschä-
digen dabei Ihr Auto. r

Sparkasse Aschaffenburg Miltenberg:

Fusionsvertrag offiziell unterzeichnet
Mit der offiziellen Unterzeichnung des Fusionsvertrags hat die Ver-
schmelzung der Sparkassen Miltenberg-Obernburg und Aschaffen-
burg-Alzenau zur regionsweiten Sparkasse Aschaffenburg Milten-
berg die entscheidende rechtliche Hürde genommen: Landrat Jens 
Marco Scherf (Landkreis Miltenberg, Verwaltungsratsvorsitzen-
der der Sparkasse Miltenberg-Obernburg), Jürgen Herzing (Ober-
bürgermeister der Stadt Aschaffenburg und Verwaltungsratsvorsit-
zender der Sparkasse Aschaffenburg-Alzenau), sowie Landrat Dr. 
Alexander Legler (Landkreis Aschaffenburg, stellvertretender Ver-
waltungsratsvorsitzender der Sparkasse Aschaffenburg-Alzenau) 
setzten nun ihre Signaturen unter das Vertragswerk. 

Die Fusion wird am 1. April 2024 
rückwirkend zum 1. Januar 2024 
rechtlich wirksam. Mit der prog-
nostizierten Bilanzsumme des neu-
en Kreditinstituts von rund 7,6 Mil-
liarden Euro läge die Sparkasse 
Aschaffenburg Miltenberg auf Platz 
acht aller Sparkassen in Bayern, be-
tonte Herzing, der die beiden Spar-
kassen als „geborene Partner“ be-
zeichnete, die in der Region tief 
verwurzelt seien. Mit der Fusion 
werde die enge Zusammenarbeit 
in der Region Bayerischer Unter-
main weiter verfestigt. Als größere 
Sparkasse könne man den Heraus-
forderungen der Regulatorik, der 
Inflation und des Zinsumfelds, des 
Fachkräftemangels und der geo-
politischen Unsicherheiten besser 
begegnen, argumentierte Jürgen 
Schäfer, Vorstandsvorsitzender der 
Sparkasse Aschaffenburg-Alzenau. 
Laut Landrat Scherf hätten sich die 

Entscheidungsträger am 5. Dezem-
ber 2022 erstmals bezüglich einer 
möglichen Fusion abgestimmt und 
die Erstellung einer Machbarkeits-
studie durch den Sparkassenver-
band in Auftrag gegeben. Bereits 
dieser Schritt sei sowohl gegen-
über Belegschaft als auch Kreistag 
und Öffentlichkeit transparent ge-
macht worden: „Die Offenheit hat 
sich in den vergangenen Monaten 
ausgezahlt“, blickte Scherf auf die 
intensive Zeit von Januar bis Juni 
zurück.

Für Landkreischef Legler steht 
fest, dass mit der Fusion der ge-
meinsame Wirtschaftsraum ge-
stärkt wird. So verfüge man über 
bessere Möglichkeiten, die Wirt-
schaftspartner im Kreditgeschäft 
mit höheren Kreditvolumina zu be-
gleiten, auch habe man mehr Ka-
pazität für den Auf- und Ausbau zu-
kunftsträchtiger Geschäftsfelder. 

Mit anspruchsvollen und dezent-
ralen Arbeitsplätzen werde die At-
traktivität der Sparkasse gefördert. 
„Die regionale Präsenz vor Ort 
bleibt sichergestellt“, betonte Leg-
ler, auch das gesellschaftliche En-
gagement für lokale Institutionen 
und Vereine bleibe erhalten.

Einig waren sich die Unterzeich-
ner des Vertrags, dass beide Spar-
kassen bereits in der Vergangen-
heit ein sehr gutes Miteinander 
pflegten, die Verhandlungen seien 
von Anfang an von größtem Ver-
trauen untereinander geprägt ge-
wesen. Der neue Vorstand der 
Sparkasse Aschaffenburg Milten-
berg wird aus dem Vorstandsvor-
sitzenden Jürgen Schäfer (Aschaf-
fenburg) und seinem Stellvertreter 
Philipp Ehni (Miltenberg) bestehen, 
darüber hinaus aus Frank Oberle 
(Aschaffenburg) und Simon Eifert 
(Miltenberg).

Träger der neuen Sparkasse 
wird der Zweckverband Sparkas-
se Aschaffenburg Miltenberg sein, 
der durch den Beitritt des Land-
kreises Miltenberg zum Zweck-
verband Sparkasse Aschaffen-
burg-Alzenau entstehen wird. 
Den Vorsitz des Verbands teilen 
sich jeweils in turnusmäßigem 
Wechsel die beiden Landräte 
und der Aschaffenburger Ober-
bürgermeister. DK

Trauer um 
Heinrich Schmidhuber

Der Verstorbene, so der SVB, 
sei ein herausragender Kommu-
nal- und Landespolitiker gewe-
sen, ein bestens vernetzter Kom-
munikator und ein strategischer 
Geschäftsmann, der etwa den 
Kauf der privatisierten Versiche-
rungskammer Bayern durch die 
bayerischen Sparkassen auf den 
Weg brachte. 

zurück an die Situationen, die sie 
mit Heinrich Schmidhuber erle-
ben durften.“

Heinrich Schmidhuber habe  
die bayerische Sparkassenorga-
nisation in den Jahren 1993 bis 
2000 maßgeblich als Präsident 
des Sparkassenverbands Bayern 
geformt, bereits zuvor aber als 
Vorstandsvorsitzender der Spar-
kassen Freyung-Grafenau und 
Landshut. Seine Laufbahn hat-
te er 1953 begonnen, als er sei-
ne Ausbildung zum „Kaufmanns-
gehilfen“ bei der Kreissparkas- 
se Wolfstein in Freyung absol-
vierte. Von 1969 bis 1978 war 
der Verstorbene Erster Bürger-
meister seiner Heimatsadt Wald-
kirchen. Der Kommunalpolitik 
blieb er in vielfältigen Funktio-
nen sein Leben lang verbunden.

Nah am Menschen

„Bereits damals zeichneten 
sich sein Verhandlungsgeschick, 
seine Kommunikationsfreude 
und seine Stärke im Knüpfen von 
tragfähigen Netzwerken ab – Ei-
genschaften, die er auch nach 
der Sparkassenzeit im Bayeri-
schen Fussball-Verband gut ein-
setzen konnte. Mit dem Sparkas-
senverband Bayern hat er sich 
auch lange Jahre nach seinem 
Ausscheiden noch regelmäßig, 
gerne und launig an einen (Kar-
ten-)Tisch gesetzt – beim jähr-
lichen Medienschafkopf über-
nahm er natürlich immer noch 
oft die Siegerehrung“, hob der 
Sparkassenverband Bayern in  
seiner Würdigung hervor. r

Heinrich Schmidhuber. Bild: SVB

Sparkassenorganisation 
maßgeblich geformt

„Dabei war er auch immer 
ein sehr leidenschaftlicher und 
überzeugter Fan der Sparkasse-
nidee, des Gemeinwohlgedan-
kens. Die Philosophie der Spar-
kassen, nah am Menschen, dem 
Gemeinwohl verpflichtet, lö-
sungs- und hilfsbereit, hat er 
persönlich gelebt wie sonst 
kaum jemand. Viele denken in 
diesen Tagen mit Dankbarkeit 

Der SVB trauert um Heinrich Schmidhuber (1936–2023),  
Geschäftsführender Präsident des Sparkassenverbands Bayern 
von 1993 bis 2000.

https://www.vkb.de/content/
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KfW Research:

Mittelstand sieht sich gut aufgestellt
Laut dem aktuellen KfW-Internationalisierungsbericht von KfW 
Research betrachten sich die im internationalen Wettbewerb ste-
henden kleinen und mittleren deutschen Unternehmen in Relati-
on zu ihrer Konkurrenz als gut aufgestellt. Auch mit Blick auf ihre 
künftige Wettbewerbsposition zeigen sie sich überwiegend zuver-
sichtlich: Etwa die Hälfte geht davon aus, die bisherige Stellung 
im internationalen Wettbewerb halten zu können. Rund ein Drit-
tel erwartet sogar eine Verbesserung. Allerdings befürchtet auch 
ein Fünftel aller kleinen und mittleren Unternehmen mit wichti-
gen Wettbewerbern im Ausland eine Verschlechterung der eige-
nen Wettbewerbsposition.

Von den insgesamt 3,8 Mil-
lionen Mittelständlern hierzu-
lande steht etwa jeder zehnte 
im globalen Wettbewerb. Grö-
ßere Firmen aus dem Verarbei-
tenden Gewerbe, die zu den we-
sentlichen Treibern von Umsät-
zen, Beschäftigung und Investi-
tionen im Mittelstand gehören, 
sind überdurchschnittlich oft 
unter ihnen vertreten.

Internationaler Wettbewerb 
bedeutet im Mittelstand vor al-
lem europäischen Wettbewerb: 
Etwa 60 Prozent der kleinen 
und mittleren Unternehmen 
mit wichtigen Konkurrenten im 
Ausland verorten diese in Euro-
pa. Wichtigste Herkunftsregion 
von Wettbewerbern außerhalb 
Europas ist China (31 Prozent), 
ein Fünftel verortet ihre auslän-
dischen Wettbewerber auch in 
anderen Regionen Asiens. Eben-
falls rund ein Fünftel sieht sei-
ne internationale Konkurrenz im 
Vereinigten Königreich oder in 
den USA.

Verfügbarkeit von  
qualifizierten Fachkräften

Als zentrale Stärke sehen 
deutsche mittelständische Un-
ternehmen vor allem die Ver-
fügbarkeit von qualifizierten 
Fachkräften im Unternehmen. 
Jedes dritte Unternehmen 
sieht sich in dieser Hinsicht 
besser aufgestellt als die Kon-
kurrenz aus dem Ausland, die 
Hälfte zumindest vergleichbar 
und nur 5 Prozent schlechter. 
Auch mit dem positiven Image 
von Made in Germany können 
kleine und mittlere Unterneh-
men international punkten: 51 
Prozent sehen für ihre Produk-
te/Dienstleistungen einen hö-
heren Bekanntheitsgrad als für 
die der internationalen Wett-
bewerber, 48 Prozent konsta-
tieren einen höheren Innova-
tionsgrad und 33 Prozent eine 
bessere Qualität.

Neben diesen klaren Stärken 
sieht der Mittelstand auch eini-
ge Schwächen: Ein gutes Vier-
tel der Unternehmen sieht sich 
bei den Preisen für die eigenen 
Produkte/Dienstleistungen im 
Nachteil, 16 Prozent sind nach 
eigener Einschätzung bei den 
Personalkosten schlechter auf-
gestellt, 17 Prozent bewerten 

die eigene Service- und Bera-
tungskompetenz kritisch und 10 
Prozent den eigenen Digitalisie-
rungsgrad.

Wettbewerbsnachteile

In der öffentlichen Diskus-
sion werden die hohen Ener-
giekosten in Deutschland häu-
fig als ein wesentlicher Stand-
ortnachteil im internationa-
len Wettbewerb betrachtet. Für 
die Breite des Mittelstands stel-
len sie jedoch keinen gravieren-
den Wettbewerbsnachteil dar: 
Nur rund 11 Prozent der deut-
schen mittelständischen Unter-
nehmen schneiden mit Blick auf 

ihre Energiekosten nach eige-
ner Einschätzung schlechter ab 
als ihre ausländischen Wettbe-
werber, wohingegen sich 39 Pro-
zent sogar besser aufgestellt se-
hen als ihre wichtigsten Konkur-
renten. Für rund 26 Prozent aller 
Unternehmen sind die Energie-
kosten im internationalen Wett-
bewerb überhaupt kein relevan-
ter Faktor.

Standortnachteil 
Energiekosten

Im Verarbeitenden Gewerbe 
fällt die Einschätzung etwas we-
niger positiv aus als in der Brei-
te des Mittelstands: Hier se-
hen sich 19 Prozent schlechter 
und nur 29 Prozent besser auf-
gestellt als ihre Konkurrenz. Im 
Vergleich zum Jahr 2021 ist die 
relative Energiekostenbelas-
tung vor allem im Verarbeiten-
den Gewerbe sichtbar angestie-
gen. Dennoch halten die meis-
ten Mittelständler (81 Prozent) 
die Energiekosten auf dem Ni-
veau von März 2023 für tragbar 

– trotz der Mehrbelastung, die 
sie teilweise darstellen.

Bürokratie und mangelhafte 
digitale Infrastruktur

Auch für die künftige Wettbe-
werbsfähigkeit sind hohe Ener-
giekosten aus Sicht des deut-
schen Mittelstands weder das 
einzige noch das größte Risi-
ko. Am meisten Sorge bereitet 
den kleinen und mittleren Un-
ternehmen die Bürokratie. Rund 
48 Prozent aller Mittelständler 
mit wichtigen Wettbewerbern 
im Ausland sehen darin ein ho-
hes Risiko für ihre künftige Wett-
bewerbsfähigkeit am Standort 
Deutschland. Etwas weniger 
häufig sehen sie Steuern und 
Abgaben sowie Umwelt- und Kli-
maschutzbestimmungen als ein 
mögliches Problem.

Fehlende Fachkräfte auf dem 
Arbeitsmarkt und eine mangeln-
de digitale Infrastruktur stel-
len eher ein Risiko im Verarbei-
tenden Gewerbe dar. Aufmerk-
samkeit verlangt hier auch die 
Versorgung mit Rohstoffen und 
Vorprodukten, die viele Mittel-
ständler perspektivisch als be-
droht oder sogar erheblich ge-
fährdet einschätzen.  DK

Besichtigten anlässlich der neuen Kooperation ein Humusaufbau-
projekt in Aschheim: Andreas Frühschütz, Vorstandsvorsitzender 
der Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg, und Landrat 
Christoph Göbel.  Bild: LRA München

Aktion Zukunft+: 

Kreissparkasse München 
Starnberg Ebersberg wird 

offizieller Partner
Kreissparkasse unterstützt bei Bewerbung und Vertrieb  

von Zukunft+ Zertifikaten und gleicht eigene Emissionen aus

Die Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg (KSKMSE) wird 
erster Kooperationspartner der Aktion Zukunft+ und gestaltet 
den Klimaschutz in der Region aktiv mit. Auch die eigenen Emis-
sionen wird das Kreditinstitut künftig über die Aktion Zukunft+ 
ausgleichen. Landrat Christoph Göbel und Andreas Frühschütz, 
Vorstandsvorsitzender der Kreissparkasse München Starnberg 
Ebersberg unterzeichneten Mitte August, die Kooperationsver-
einbarung und besichtigten gemeinsam eines der ersten Förder-
projekte der Aktion Zukunft+.

Seit Mai 2023 läuft die Ak-
tion Zukunft+ des Landkreises 
München, deren Ziel es ist, Kli-
maschutzprojekte vor Ort im 
Landkreis München und welt-
weit gemeinschaftlich zu finan-
zieren. Mit der Kreissparkasse 
München Starnberg Ebersberg 
konnten die Projektverant-
wortlichen nun einen namhaf-
ten Kooperationspartner ge-
winnen, der die Aktion Zukunft+ 
ab sofort tatkräftig unterstüt-
zen wird. So wird künftig in al-
len Geschäftsstellen der Kreis-
sparkasse Informationsmateri-
al zur Aktion Zukunft+ und zum 
Erwerb der Zukunft+ Zertifikate 
zu finden sein. Kundinnen und 
Kunden werden sich vor Ort 
über das Förderprogramm be-
raten lassen oder sich im On-
line-Auftritt und den verschie-
denen Kommunikationskanälen 
der Kreissparkasse näher dazu 
informieren können.

CO2-Ausgleich der KSKMSE 
unterstützt lokales  
Humusaufbauprojekt

Gleichzeitig verpflichtet sich 
die Kreissparkasse München 
Starnberg Ebersberg als offiziel-
ler Partner der Aktion Zukunft+ 
dazu, ihre jährlichen Restemis-
sionen jeweils mithilfe des Er-
werbs von Zukunft+ Zertifika-
ten auszugleichen. Bei der Er-
mittlung der Höhe der auszu-
gleichenden Emissionen wird sie 
von der Projektpartnerin Ener-
gieagentur Ebersberg-München 
beraten.

Für das vergangene Jahr 2022 
kompensiert die Kreissparkasse 
München Starnberg Ebersberg 
entsprechend der in der DNK 
(Deutscher Nachhaltigkeitsko-
dex)-Erklärung veröffentlichten 
Menge Emissionen in Höhe von 
1.941 Tonnen CO2-Äquivalen-
ten. Den sich daraus ergeben-
den Spendenbetrag stockt die 
KSKMSE auf die Gesamt-Spen-
densumme von 40.000 Euro 

auf und unterstützt damit im 
lokalen Projektbereich ein Hu-
musaufbauprojekt im Landkreis 
München. „Wir sind froh, dass 
wir über die Aktion Zukunft+ 
die Möglichkeit haben, unseren 
Beitrag für den Klimaschutz in 
der Region einbringen und lo-
kale Projekte unterstützen zu 
können“, erklärt Andreas Früh-
schütz, Vorstandsvorsitzender 
der Kreissparkasse München 
Starnberg Ebersberg.

Im Rahmen des Humusauf-
bauprojekts soll auf einer Ge-
samtfläche von 50 Hektar an-
stelle von Mais künftig ver-
mehrt Kleegras angebaut wer-
den. Denn im Vergleich zu Mais 
bindet Kleegras unter guten Be-
dingungen CO2 in Höhe von ge-
schätzten 4.000 bis über 7.000 
Kilogramm pro Jahr und Hek-
tar. Nach fünf Jahren beträgt 
die Gesamtmenge vermiede-
ner CO?-Emissionen durch den 
Anbau von Kleegras je nach Be-
dingungen zwischen 1.000 und 
1.750 Tonnen.

Zur Umsetzung wurde  
ein Förderbetrag  
von 74.970 Euro beantragt

„Ich freue mich, dass wir die 
Kreissparkasse München Starn-
berg Ebersberg als ersten Ko-
operationspartner für die Akti-
on Zukunft+ gewinnen konnten. 
Genau solche starken und eta-
blierten Partner brauchen wir, 
um die Aktion Zukunft+ lang-
fristig zum Erfolg zu führen und 
zu einem festen Bestandteil des 
Klimaschutzes in unserer Region 
zu formen. Ich danke der Kreis-
sparkasse mit ihrem Vorstands-
vorsitzenden Andreas Früh-
schütz sehr, dass sie sich be-
reit erklärt hat, Verantwortung 
zu übernehmen und den Klima-
schutz im Landkreis München 
und darüber hinaus aktiv und 
mit konkreten Maßnahmen zu 
unterstützen“, so Landrat Chris-
toph Göbel.  r

Es ist seit längerem bekannt, dass der bishe-
rige Geldregen des Bundes enden wird und 
für die Zukunft der Verwaltungsdigitalisierung 
deutlich gespart und auch neu gedacht werden 
wird. Ein Artikel in der FAZ vom 02.08.2023 
formulierte, wie drastisch die Einsparungen 
ausfallen sollen. Im DATABUND, dem Bundes-
verband der mittelständischen IT-Dienstleister 
und Softwarehersteller für den öffentlichen 
Dienst e.V., kritisiert man die Gewichtung die-
ser Einsparungen massiv. Sie gehen zu Lasten 
von Zukunftsinvestitionen des Staates heißt es 
in einer Erklärung des Verbands. „Dieses kurz-
sichtige Handeln, wird den Rückfall Deutsch-
lands im Vergleich mit anderen Staaten weiter 
verstärken und eine zukünftige Teilhabe, zum 
Beispiel im Rahmen der europäischen Zusam-
menarbeit, weiter erschweren.“ 

Darüber hinaus zeigen die nun bekannt ge-
wordenen Sparpläne, dass die bisherigen, mit 
viel Geld hinterlegten, Digitalisierungsbemü-
hungen des Bundes weder nachhaltig noch ef-
fizient waren. Geld digitalisiert keine Verwal-
tungsprozesse – nur Fach- und Sachverstand 

bringen die Digitalisierung tatsächlich zum 
Ziel. Deshalb muss der Bund sich angesichts 
fehlender Budgets auf seine Kernaufgaben be-
sinnen, die kein Geld kosten. Dies ist zum Bei-
spiel die Schaffung von möglichst optimalen 
gesetzlichen Rahmenbedingungen, unter de-
nen die Wirtschaft Lösungen entwickelt und 
die Kommunen diese wirtschaftlich einsetzen 
können. Die rechtliche Lösung des Authenti-
fizierungsproblems wäre dafür beispielswei-
se ein großer Schritt. Wenn allen Bürgerinnen 
und Bürgern (nicht nur mit Online-Ausweis) 
die Nutzung von Online-Leistungen ermöglicht 
wird, ist deren Einsatz für die Kommunen auch 
wirtschaftlich. Vollständig eigenfinanzierte In-
vestitionen ohne den Bund sind damit leicht 
refinanzierbar. 

Aber auch das Gestalten von notwendigen 
technologischen Rahmenbedingungen, zum Bei-
spiel die klare und verbindliche Einführung von 
Standards, unter anderem in den relevanten Be-
reichen wie Datentransport oder -Schnittstel-
len, sind lösbare Kernaufgaben ohne den Bedarf 
von dreistelligen Millionenbudgets.   DATABUND

Verwaltungsdigitalisierung von oben – 
ohne Finanzierung? 

Inflation in Bayern im August  
bei 5,9 Prozent

Gesamtindex ohne Nahrungsmittel und Energie im August bei 5,6 Prozent 
Verbraucherpreise steigen um 0,3 Prozent zum Vormonat

Fürth. Im Freistaat steigen die Verbraucherpreise im Vergleich 
zum August des vergangenen Jahres um 5,9 Prozent. Im Jahres-
vergleich lassen sich niedrigere Preise für Heizöl (-31,0 Prozent) 
feststellen, während die Kraftstoffpreise mit +0,1 Prozent leicht 
über dem Preisniveau vom August 2022 liegen. Ohne Berücksich-
tigung des Energiebereichs liegt die Inflationsrate diesen Monat 
bei 6,0 Prozent. Darin enthalten ist der starke Anstieg der Preise 
für Nahrungsmittel um 9,0 Prozent.

Im Vergleich zum Vormonat 
steigen die Verbraucherprei-
se im August 2023 um 0,3 Pro-
zent. Binnen Monatsfrist lässt 
sich ein besonders starker Preis- 
anstieg bei Heizöl (+15,8 Pro-
zent) feststellen. Die Kraftstoff-
preise legen um 2,9 Prozent zu. 
Demgegenüber sind Nahrungs-
mittel für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher um 0,3 Pro-
zent günstiger als im Juli zu be-
ziehen.

Die Inflationsrate, gemessen 
als prozentuale Veränderung 
des Verbraucherpreisindex für 
Bayern gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahresmonat, liegt 
im August 2023 bei 5,9 Prozent.

Der Gesamtindex ohne Nah-
rungsmittel und Energie, in der 
öffentlichen Diskussion oft als 
Kerninflationsrate bezeichnet, 
beläuft sich in diesem Monat 
auf 5,6 Prozent.

Gegenüber dem Vormonat 
steigt der Verbraucherpreisin-
dex im August um 0,3 Prozent.

Blick auf den Energiemarkt

Der Preisindex für Energie 
liegt im August 2023 um 6,0 
Prozent über dem Vorjahr. Mit 
Blick auf die einzelnen Energie-
träger aus dem Bereich Haus-
haltsenergie und Kraftstoffe zei-
gen sich unterschiedliche Ent-
wicklungen.

Im Vergleich zum Vorjahres-
monat kann Heizöl (-31,0 Pro-
zent) sowie Brennholz, Holzpel-
lets oder andere feste Brenn-
stoffe (-11,4 Prozent) im August 
2023 deutlich günstiger bezo-
gen werden. Für Kraftstoffe 
(+0,1 Prozent) bleiben die Preise 
nahezu konstant, während Erd-
gas sich um 4,1 Prozent verteu-
erte. Eine überdurchschnittliche 
Preisentwicklung im Jahresver-
gleich lässt sich für Strom (+14,4 
Prozent) feststellen.

Binnen Monatsfrist müssen 
die Verbraucherinnen und Ver-
braucher für Erdgas 2,6 Prozent 
und für Brennholz, Holzpellets 

oder andere feste Brennstoffe 
2,2 Prozent weniger bezahlen. 
Steigende Preise lassen sich hin-
gegen bei Strom (+0,4 Prozent), 
Kraftstoffen (+2,9 Prozent) und 
vor allem bei Heizöl (+15,8 Pro-
zent) feststellen.

Eine Betrachtung der Preis- 
entwicklung für Energie über 
einen längeren Zeitraum hin-
weg zeigt, dass die Preise im Au-
gust 2023 (Preisindex Energie 
151,7) mehr als 50 Prozent über 
dem Niveau des Basisjahres 
2020 (Preisindex Energie 100,0) 
liegen. Die Preise für Heiz- 
öl und Erdgas haben sich im Au-
gust 2023, im Vergleich zum Ni-
veau des Basisjahres 2020, mehr 
als verdoppelt. So liegt der Preis- 
index für Erdgas bei 204,7, der 
Preisindex für Heizöl bei 209,7.

Moderate Veränderungen 
bei Wohnungsmieten

Die Preisentwicklung bei 
Wohnungsmieten ohne Neben-
kosten verläuft im Vergleich 
zum Gesamtindex unterdurch-
schnittlich. Gegenüber dem Vor-
jahresmonat erhöhen sie sich im 
August um 2,3 Prozent.

Preisentwicklung  
bei Nahrungsmitteln

Mit im Jahresvergleich höhe-
ren Preisen sind die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher bei 
Nahrungsmitteln konfrontiert. 
Diese liegen im August 2023 9,0 
Prozent über den Preisen des 
Vorjahresmonats.

Im Detail betrachtet zeigt sich 
ein differenziertes Bild: Beson-
ders erhöhen sich im Vorjahres-
vergleich die Preise für Zucker 
(+61,3 Prozent), Zwiebeln, Knob-
lauch oder Ähnliches (+44,7 Pro-
zent) und Olivenöl (+42,3 Pro-
zent). Im Gegensatz dazu sin-
ken die Preise für Butter (-25,8 
Prozent) sowie Speisefette und 
Speiseöle (-11,3 Prozent) oder 
Bohnenkaffee (-4,2 Prozent).

Binnen Monatsfrist lassen sich 
weiterhin leicht sinkende Preise 
für Nahrungsmittel feststellen, 
diese fallen um insgesamt 0,3 
Prozent. Während Hackfleisch 
mit 16,4 Prozent im Vergleich 
zum Juli 2023 deutlich teurer 
wird, lassen sich Gemüse (-2,7 
Prozent), Obst (-2,1 Prozent) so-
wie Mineralwasser, Limonaden 
und Säfte (-1,6 Prozent) günsti-
ger beziehen als im Vormonat. r
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Bayerische Abfall- und Deponietage in Augsburg:

Aktuelles aus Kreislaufwirtschaft 
und Deponietechnik

Gemeinsam mit den Kooperationspartnern Bayerisches Landes-
amt für Umwelt, AU Consult GmbH und bifa Umweltinstitut Gm-
bH veranstaltete das Kumas Umweltnetzwerk im Kongress am 
Park in Augsburg die 24. Bayerischen Abfall- und Deponietage. 
Die seit 1998 etablierte Veranstaltungsreihe richtet sich mit ak-
tuellen Fragestellungen der Kreislaufwirtschaft und Deponietech-
nik an Anlagenbetreiber, entsorgungspflichtige Körperschaften, 
Genehmigungsbehörden, Fachbüros und Fachanwälte. Beglei-
tet wurde der zweitägige Kongress von einer Fachausstellung, in 
der sich branchenspezifische Unternehmen und Dienstleister den 
Teilnehmern präsentierten.

In seinem Grußwort wies Um-
weltminister Thorsten Glauber 
darauf hin, dass ökonomische 
Stärke und ökologisches Verant-
wortungsbewusstsein im Frei-
staat Bayern Hand in Hand gin-
gen. Blicke man in die Zukunft, 
blieben Schadstoffeliminierung, 
Abfallhygienisierung und Rest-
abfallentsorgung auch weiterhin 
die wichtigen Grundpfeiler einer 
auf Umweltschutz und Nachhal-
tigkeit ausgerichteten Abfallwirt-
schaft.

Hierfür wird Glauber zufolge 
auch künftig eine moderne Ent-
sorgungsinfrastruktur mit ausrei-
chenden Kapazitäten benötigt. 
Denn sie bilde die Grundlage für 
das ambitionierte Ziel einer um-
fassenden Kreislaufwirtschaft, 
in der Produkte wiederverwen-
det und Rohstoffe konsequent im 
Kreislauf gehalten werden sollen. 
Dies könne nur gelingen, wenn al-
le Beteiligten an einem Strang zie-
hen und bereits am Beginn der 
Wertschöpfungskette die Ent-
sorgung mitdenken. Dies bedeu-
te vor allem auch, Produkte so 
zu konzipieren, dass sie nach ih-
rer Nutzung einfach und schad-

stofffrei recycelt werden können. 
Mit Blick auf das Thema Entsor-
gungssicherheit wurde im Rah-
men des zweitägigen Kongres-
ses darauf hingewiesen, dass die 
thermische Abfallbehandlung in 
der Hygienisierung und Inerti-
sierung von nicht weiter ver-
wertbaren Siedlungsabfällen ei-
ne wichtige Rolle spiele. Bei der 
Verbrennung entstünden jedoch 
Rauchgase mit hohen, umwelt-
schädlichen Belastungen, die 
in nachgeschalteten Rauchgas-
reinigungsstufen gereinigt wer-
den müssen. Die Anforderungen 
der einschlägigen Verordnung, 
der 17. BImSchV, stellten die An-
lagenbetreiber dabei vor große  
Herausforderungen und so könn-
te eine Gasmangellage negati-
ve Auswirkungen auf die Einhal-
tung von Temperaturgrenzen 
und Grenzwerten haben.

In einem Betriebsversuch un-
ter Begleitung der Fachbehör-
den konnte nachgewiesen wer-
den, dass das Anfahren von Ab-
fallheizkraftwerken bei einer 
Gasmangellage auch mit ande-
ren Brennstoffen wie etwa un-
belastetem Holz unter Einhaltung 

der Grenzwerte grundsätzlich 
möglich ist. Demzufolge kann die 
Entsorgungssicherheit auf diese 
Weise bei kurzfristiger Mangella-
ge sichergestellt werden

Textilrecycling

Stichwort Textilrecycling und 
EU-Textil-Agenda 2030: Textili-
en als ständige Begleiter in Klei-
dung und Möbeln, in medizini-
scher Ausrüstung und Schutzaus-
rüstung sowie in Gebäuden und 
Fahrzeugen wirken sich auch zu-
nehmend auf die Umwelt aus. In 
der EU ist der Verbrauch von Tex-
tilien nach Lebensmittelherstel-
lung, Wohnungsbau und Mobi-
lität der viertstärkste Umwelt- 
und Klimafaktor. In puncto Was-
serverbrauch und Landnutzung 
steht er an dritter Stelle, bei Roh-
stoffen und Treibhausgasemissio-
nen an Fünfter.

Bei genauerer Betrachtung des 
gesamten Lebenszyklus von Tex-
tilerzeugnissen wird deutlich, 
dass Textilien anders hergestellt 
und verbraucht werden müs-
sen als heute. Die weltweite Tex-
tilproduktion hat sich zwischen 
den Jahren 2000 und 2015 ver-
doppelt. In der EU werden jähr-
lich rund 5,8 Mio. Tonnen Texti-
lien entsorgt, das entspricht ca. 
11,3 kg pro Person und Jahr. An-
dererseits ist die Textil- und Be-
kleidungsindustrie mit rund 1,5 
Millionen Europäern ein wichti-
ger Arbeitgeber.

Textilien müssen also haltba-
rer, umweltfreundlicher herge-
stellt und besser recycelt wer-

den können. Aktuelle Trends und 
Entwicklungen im Bereich des 
Textilrecyclings stellte Thomas 
Böschen von der „Texaid“ aus 
Darmstadt vor. Nach der Erfas-
sung gebrauchter Textilien werde 
es zunächst um werkstoffliches 
Recycling, sprich Faser zu Faser, 
gehen. Fernziel könnte aber auch 
die Erzeugung von Wasserstoff 
in besonderen Verfahren sein, 
die grundsätzlich zur Behandlung 
von sortenreinen Abfällen zur 
Verfügung stehen.

Die von der EU formulierten 
Anforderungen an die Textilindu-
strie, aber auch an die Verbrau-
cher sind herausfordernd und 
bedürfen einer genauen Analyse, 
um die entsprechenden Techno-
logien an geeigneten Standorten 
zur Verfügung zu stellen. Augs-
burg hat hier mit der Modell-
werkstatt des Instituts für Tex-
tiltechnik Augsburg gGmbH und 
der Lage an der A8 beste Voraus-
setzungen. Auch die Zukunftsvi-
sion „Wasserstoff aus Textilien“ 
ließe sich mit den am Ort ansäs-
sigen Kompetenzträgern entwi-
ckeln.

Güteüberwachung  
von Sekundärbaustoffen

Die Güteüberwachung von Se-
kundärbaustoffen (= minerali-
sche Ersatzbaustoffe) wird laut 
Stefan Schmidmeyer (Baustoff 
Recycling Bayern e.V.) mit der 
neuen Ersatzbaustoffverordnung 
(EBV) ab dem 01.08.2023 zum ge-
setzlichen Standard für die Her-
stellung, das Inverkehrbringen 
und die Anwendung von Sekun-
därbaustoffen. Nicht zuletzt aus 
diesem Grund hat Baustoff Recy-
cling Bayern das QUBA-Quali-
tätssiegel mit entwickelt, das ei-
ne zuverlässige Güteüberwa-
chung und Zertifizierung für den 
erfolgreichen Einsatz von Sekun-

därbaustoffen sicherstellt. Erste-
re dürfe jedoch nicht nur auf die 
Umweltverträglichkeit reduziert 
werden. Wie bei allen Baustoffen 
und Bauprodukten sei es unab-
dingbar, dass insbesondere auch 
die bautechnischen Eigenschaf-
ten in Abhängigkeit vom geplan-
ten Einsatzzweck bestimmt wer-
den, betonte Schmidmeyer.

Den Regelungen kommt be-
sondere Bedeutung zu, da Bau- 
und Abbruchabfälle den men-
genmäßig größten Abfallstrom in 
Deutschland darstellen. Im Jahr 
2018 waren dies nach Angaben 
des Statistischen Bundesamts 
rund 228 Mio. Tonnen. Im Ver-
gleich dazu machten Siedlungsab-
fälle lediglich 50 Mio. Tonnen aus.

Aktuelle Entwicklungen im De-
ponierecht und in der Deponie-
technik bildeten den Schwer-
punkt des zweiten Veranstal-
tungstages. Der Natur- und Ar-
tenschutz gewinnt in diesem 

Bereich zunehmend an Bedeu-
tung. So genießen Flora- und Fau-
na-Habitate, aber auch einzelne, 
am Standort vorkommende Po-
pulationen besonderen Schutz, 
der bei der Planung und Bau zu 
gewährleisten ist. Der fachge-
rechte Umgang mit Sickerwasser 
und Deponiegas waren weitere 
Schwerpunkte der Tagung.

Momentan sind an 22 Stand-
orten Deponievolumina für De-
ponien der Klassen I und II in Pla-
nung oder im Bau. Davon sind 
elf Standorte Deponien oder De-
ponieabschnitte der DK-I, ins-
gesamt rund 8 Mio. m3, und elf 
Standorte der DK-II, insgesamt 
rund 6 Mio. m3, zuzuordnen. Die 
Standorte sind flächenhaft über 
alle Regierungsbezirke verteilt. 
Dabei handelt es sich teilweise 
um Vorplanungen, für die noch 
Planfeststellungs- oder -geneh-
migungsverfahren durchzufüh-
ren sind.  DK

Zurückhaltung bei „Neuer Gentechnik“
Das Bayerische Umwelt- und Verbraucherschutzministerium wird 
im Diskussionsprozess zur geplanten europäischen Neuregelung der 
Gentechnik eine zurückhaltende Position vertreten. Das betonte 
Umwelt- und Verbraucherschutzminister Thorsten Glauber.

Glauber sieht die neuen Gen-
technik-Regelungen der EU kri-
tisch. „Für mich ist entscheidend, 
dass ein hohes Schutzlevel beibe-
halten wird. Das Vorsorgeprinzip 
muss gewahrt bleiben. Wir brau-
chen Wahlfreiheit für Verbrau-
cher, Landwirte und Industrie. Als 
Verbraucherschutzminister ist es 
mir besonders wichtig, dass die 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher auf den Produkten erkennen 
können, ob mit neuen Züchtungs-
methoden gearbeitet wurde. Da-
zu ist eine Kennzeichnungspflicht 
entlang der gesamten Lebensmit-
telkette notwendig.“

Die EU-Kommission hatte am 

5.7. ihre Pläne zur „Neuen Gen-
technik“ vorgestellt und Locke-
rungen im Umgang in Aussicht 
gestellt.

Seit einer Dekade werden in 
Bayern keine gentechnisch verän-
derten Pflanzen angebaut. „Wir 
stehen zum gentechnikanbaufrei-
en Bayern. Der Schutz der Arten-
vielfalt und die Bewahrung der 
Schöpfung sind zentrale Zukunfts-
themen. Der Anbau gentechnisch 
veränderter Pflanzen ist mit den 
empfindlichen Naturräumen und 
der kleinteiligen Agrarstruktur in 
Bayern nicht vereinbar“, so Glau-
ber. Die Pläne der EU müssten im 
Detail geprüft werden. r

https://www.telekom.de/netz/glasfaser?wt_mc=alias_glasfaser
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Warum Holz als Energieträger  
sinnvoll ist und Zukunft hat

Bayerns ehemaliger Forstminister Josef Miller wirbt für umweltverträglichen Einsatz 

Der Einsatz von Holz als Brennstoff war heftig umstritten. Zuerst 
erfolgte im Europäischen Parlament eine Ablehnung, die nach 
heftigen Diskussionen zu einer nationalen Entscheidung der Mit-
gliedsstaaten abgeändert wurde. Daraufhin entschied sich die 
Bundesregierung im Entwurf des Gebäudeenergiekonzeptes für 
ein Verbot. Nach massiver Gegenwehr soll nunmehr Restholz als 
Brennstoff in dem neuen Gebäudeenergiegesetz weiterhin er-
laubt bleiben. Die genauen Regelungen stehen noch nicht fest. 
Das ursprünglich generelle Verbot soll in dem neuen Gesetz je-
denfalls nicht mehr enthalten sein. Der ehemalige bayerische 
Land- und Forstwirtschaftsminister Josef Miller hat gute Argu-
mente dafür, dass Holz im künftigen Gebäudeenergiegesetz als 
Energieträger erhalten bleibt.

Es sei ein Thema, das gerade 
in Bayern eine große Rolle spie-
le. Nach Österreich ist Bayern 
das Land, mit dem höchsten An-
teil von Hackschnitzel und Pel-
lets als Brennstoff. Die Wald-
besitzer brauchen die Einnah-
men aus den Hackschnitzeln, 
die Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger die heimische Wärme und 
der Klimawandel erfordert ei-
ne CO2-neutrale Energieversor-
gung.

Paradebeispiel  
für Kreislaufwirtschaft

Dass Holz zu den erneuerba-
ren Energien gehört, sei natur-
wissenschaftlich unbestritten, 
sagt Miller. Beim Wachsen des 
Baumes entnimmt dieser aus 
der Erdatmosphäre so viel Koh-
lenstoff, wie er beim Verbren-
nen mit dem anfallenden Koh-
lendioxyd wieder abgibt. Das 
sei ein Paradebeispiel für Kreis-
laufwirtschaft und Klimaneu-
tralität, sagt Miller. Wenn der 
Baumwipfel oder wenn Restholz 
aus der Durchforstung im Wald 
verbleibe und langsam verrot-
te, entstünde durch die kalte 
Oxydation ebenso viel Kohlen-
dioxyd, ohne dass das Holz als 
Wärmequelle genutzt werde. 
Auch das Argument, dass künf-
tig mehr Holz eingeschlagen 
wird als nachwächst, entspricht 
dem 76-jährigen zufolge – der 
Staatssekretär und Minister in 
den Kabinetten Streibl, Stoiber 
und Beckstein und danach Lan-

desvorsitzender bei der Schutz-
gemeinschaft Deutscher Wald 
war – nicht den Tatsachen. So-
wohl nach dem Waldgesetz des 
Bundes als auch im Bayerischen 
Waldgesetz gelte das Nachhal-
tigkeitsprinzip, das vor rd. 200 
Jahren aufgestellt worden sei. 

Forstschadenausgleichsgesetz 
verhindert Übernutzung

Danach darf nicht mehr 
Holz eingeschlagen werden als 
nachwächst: „Jede weise Forst-
direktion muss die Waldun-
gen so hoch wie möglich, aber 
doch so zu benutzen versu-
chen, dass die Nachkommen-
schaft wenigstens ebenso vie-
le Vorteile daraus ziehen kann, 
wie die jetzige Generation sich 
aneignet“, so Miller. Und wei-
ter: „Die großen Forstbetrie-
be müssen durch die ‚Forst- 
einrichtung‘ eine betriebsbe-
zogene Planung nachweisen, 
dass es zu keiner Übernutzung 
kommt.“ Durch das gleichzeiti-
ge Auftreten von Stürmen, Tro-
ckenheit und Borkenkäfer vor 
drei Jahren in Nord- und West-
deutschland ist bei der Fich-
te großflächig Schadholz an-
gefallen. Als Konsequenz dar- 
aus wurde nach dem Forst-
schadenausgleichsgesetz der 
Normaleinschlag bei Fichte im 
gesamten Bundesgebiet um 
30 Prozent für ein Jahr redu-
ziert, weil die am Boden liegen-
den Stämme erst aufgearbeitet 
werden mussten.

Lösbare Rechtsfragen

Bei einem Gespräch mit dem 
Parlamentarischen Staatssekre-
tär Stefan Wenzel aus dem Bun-
deswirtschafts- und Energie-
ministerium antwortete dieser 
auf Millers Frage, was er gegen 
Holz als Brennstoff habe, dass 
damit z. B. Tropenwälder groß-
flächig abgeholzt und zu Hack-
schnitzeln verarbeitet werden, 
die auch in Deutschland einge-
führt werden können: „Dieses 
Argument nehme ich ernst“, so 
der frühere CSU-Agrarminister. 
„Aber wenn es gelingt, die Ein-
fuhr von Jagdtrophäen aus Afri-
ka und die Verbringung von Müll 
außerhalb der Landesgrenzen 
zu verbieten, könne man auch 
dieses Problem lösen und dürfe 
das Kind nicht mit dem Bad aus-
schütten. Niemand würde ver-
stehen, wenn z. B. in Österreich 
Hackschnitzel als Brennstoff er-
laubt und diese von Deutsch-
land dorthin exportiert wür-
den, weil sie im eigenen Land als 
Brennmaterial verboten sind.“

Seit mehr als 30 Jahren wer-
de unser Wald mit mehr Laub-
holz zu stabilen Mischwäldern 
umgebaut. Damit fällt durch 
die Baumkronen, etwa bei Bu-
che und Eiche, mehr Astholz 
für Brennholz an. Es gibt also 

künftig mehr Brennholz als bis-
her. Über Hackschnitzel und Pel-
lets kann dieses Restholz wieder 
thermisch verwertet werden.

Neue Techniken und Filter

Durch neue Techniken, bis 
zum Einsatz von Filter, wird der 
beim Verbrennen von Holz an-
fallende Staub stark reduziert 
oder ganz entfernt. Auf diesem 
Sektor hat sich in der Vergan-
genheit auch viel getan. „Hei-
matenergie“, wie Miller Holz be-
zeichnet, „wird vor Ort erzeugt 
und ist bei uns in großen Men-
gen vorhanden und die Wert-
schöpfung bleibt in der Region.“

Der Schutz des Klimas und 
der Umwelt müsse oberste Pri-
orität behalten. Die Landwirte 
und Waldbesitzer sind diejeni-
gen, die am meisten unter dem 
Klimawandel litten. In Deutsch-
land seien in vielen Gegenden, 
unter anderem in Mittel- und 
Unterfranken, die Fichten der 
Trockenheit zum Opfer gefallen. 
„Auch Buchen sind inzwischen 
von der Trockenheit betroffen. 
Die Waldbesitzer sind nicht die 
Verursacher, sondern sie tragen 
zur Lösung der Klimakrise bei. 
Wer Holz als Brennstoff verbie-
tet, befindet sich auf dem Holz-
weg. Es ist gut, dass in Berlin 
jetzt nach massiver Gegenwehr 
nochmals umgedacht wird. Im 
Gebäudeenergiegesetz muss 
Holz als erneuerbare Energie im 
Heizungsbereich im Interesse 
der Waldbesitzer und vieler Bür-
gerinnen und Bürger auch wei-
terhin erlaubt sein.  r

Die Gäste des Recyclinghoffestes wurden sowohl kulinarisch als 
auch mit interessanten Informationen rund um das Thema Recyc- 
ling am vergangenen Sonntag bestens versorgt. Bild: LRA WUG

Recyclinghoffest in Gunzenhausen 
lockte viel Publikum an

Beim Recyclinghoffest in Gunzenhausen war für die zahlreichen 
Gäste einiges geboten. Schon als Landrat Manuel Westphal am 
Vormittag das Fest eröffnete, fanden mehrere Besucherinnen und 
Besucher, darunter auch Mitglieder des Kreistages, den Weg zum 
Abfallwirtschaftszentrum in die Alemannenstraße.

Neben einem bunten Angebot 
an regionaler Kulinarik erwarte-
te die Besucher eine Vielzahl an 
Attraktionen: Fahrzeugvorfüh-
rungen der Entsorgungsfirmen 
Ernst und Schutt-Karl, ein Recy-
clinghofquiz mit Gebraucht-
waren-Glücksrad und verschie-
dene Info-Stände sorgten für 
Unterhaltung. Musikalisch be-
gleitet wurde das Fest von der 
Band „BBQ Chiefs“.

Auch für die kleinen Gäste 
war dank der Kommunalen Ju-
gendarbeit aus Treuchtlingen 
bestens gesorgt: Bei Müllton-
ne-Rallye, Taschen bemalen, 

Kinderschminken und Hüpfburg 
war für jeden etwas dabei.

Landrat Manuel Westphal 
freute sich über die zahlreichen 
interessierten Gäste: „Mit dem 
Fest haben wir einmal mehr 
gezeigt, was in unserer Behör-
de steckt. Die Kommunale Ab-
fallwirtschaft hat sich an ih-
rem neuen Standort heute bes-
tens präsentiert und das Thema 
Recycling und Wertstoffe spie-
lerisch den Gästen näher ge-
bracht. Vielen Dank an alle Be-
teiligten und Helfern, die das 
gelungene Recyclinghoffest er-
möglicht haben.“ rRecycelte Baustoffe werden 

für Bauherren attraktiver
Neue Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung treten in Kraft

Seit 1. August 2023 gelten erstmals deutschlandweit die Vorga-
ben der Ersatzbaustoffverordnung für die Verwertung minerali-
scher Abfälle wie Bodenaushub, Bauschutt oder Schlacken. Die 
Regelungen gewährleisten einen einheitlich hohen Umwelt-
schutzstandard, geben Herstellern sowie Verwendern Rechtssi-
cherheit und machen so Ersatzbaustoffe für Bauvorhaben künftig 
noch attraktiver. So werden der Verbrauch an Primärbaustoffen 
reduziert und natürliche Ressourcen und das Klima geschont.

Parlamentarischer Staatsse-
kretär Christian Kühn: „Mit der 
neuen Ersatzbaustoffverord-
nung gehen wir einen Riesen-
schritt in Richtung Kreislauf-
wirtschaft im Bausektor. Wir 
beenden die Kleinstaaterei bei 
der Frage der recycelten Bau-
stoffe und schaffen bundes-
weit einheitliche Regeln. Doch 
wir wollen noch weitergehen: 
Sekundärbaustoffe, die quali-
tativ hochwertig und aus Um-
weltsicht unbedenklich sind sol-
len künftig nicht mehr als Ab-
fall gelten. Damit werden sie 
auch für Bauherren attrakti-
ver. Keine Gemeinde will z.B. ei-
nen Kindergarten aus Bauabfäl-
len errichten, sondern aus gu-
ten Baustoffen, von denen kei-
ne Gesundheitsgefahren und 
andere Sicherheitsrisiken aus-
gehen. Deswegen brauchen wir 
im nächsten Schritt eine weite-
re Verordnung, die bestimmt, 
wann mineralische Stoffe nicht 
mehr als Abfall gelten.“

Enormes Recycling-Potenzial

Mineralische Abfälle sind 
massebezogen der größte Ab-
fallstrom in Deutschland. Je-
des Jahr fallen in Deutschland 
rund 250 Millionen Tonnen mi-
neralische Abfälle an, wie zum 
Beispiel Bau- und Abbruchab-
fälle (Bauschutt), Bodenmate-
rial (z.B. ausgehobene Erde), 
Schlacken aus der Metallerzeu-
gung und Aschen aus thermi-
schen Prozessen. Das sind etwa 
60 Prozent des gesamten Abfall-
aufkommens in Deutschland. In 
mineralischen Abfällen steckt 
ein enormes Recycling-Potenzi-
al, weil diese zu hochwertigen 
mineralischen Ersatzbaustof-
fen aufbereitet werden können. 
Diese Recycling-Baustoffe kom-
men schon heute an vielen Stel-

len zum Einsatz; vor allem bei 
sogenannten technischen Bau-
werken, also beim Bau von Stra-
ßen, Bahnstrecken, befestigten 
Flächen, Leitungsgräben, Lärm- 
und Sichtschutzwällen oder im 
Hochbau als Recycling-Beton. 
Die stetig zunehmende Bau-
aktivität in Deutschland ver-
braucht Ressourcen und macht 
es erforderlich, das hochwer-
tige Recycling von Baustoffen 
zu fördern. Je mehr vorhande-
ne Recycling-Potenziale genutzt 
werden, desto mehr werden 
wertvolle Ressourcen gesichert 
und die Wirtschaft in Deutsch-
land unabhängiger von Impor-
ten gemacht. Zugleich ist dies 
ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz.

Rechtsverbindliche  
Qualitätsstandards

Um die Nachfrage nach Er-
satzbaustoffen durch rechts-
verbindliche Qualitätsstandards 
bundesweit zu vereinheitlichen 
und zu stärken, wurde im Jahr 
2021 die Ersatzbaustoffverord-
nung beschlossen. Unmittel-
bar mit dem Inkrafttreten der 
Ersatzbaustoffverordnung tritt 
auch eine erste Änderung in 
Kraft. Mit der ersten Änderung 
werden für den Vollzug wich-
tige Details angepasst, wie die 
Aufnahme von Kriterien zur An-
erkennung sogenannter Güte-
überwachungsgemeinschaften. 
Durch diese Kriterien wird die 
Gütesicherung der hergestellten 
Ersatzbaustoffe gestärkt.

Ab 1. August 2023 legt die Er-
satzbaustoffverordnung erst-
malig die Standards für die Her-
stellung und den Einbau minera-
lischer Ersatzbaustoffe in tech-
nischen Bauwerken für ganz 
Deutschland einheitlich fest. Pri-
vate und öffentliche Bauherren, 

die sich bisher mit den jeweils 
spezifischen Regelungen der 
Bundesländer auseinanderset-
zen und im Einzelfall eine was-
serrechtliche Erlaubnis beantra-
gen mussten, können nun qua-
litätsgeprüfte Ersatzbaustoffe 
rechtssicher ohne wasserrecht-
liche Erlaubnis bundesweit ver-
wenden. So sollen in Deutsch-
land künftig vermehrt recycelte 
Baustoffe zum Einsatz kommen.

Das Bundesumweltministeri-
um bereitet nun auf dieser Ba-
sis den nächsten Schritt vor: 
Qualitativ besonders hochwer-
tige Ersatzbaustoffe sollen nicht 
mehr als Abfall behandelt wer-
den müssen, sondern Produkt-
status erlangen können. Auf-
grund europarechtlicher Vorga-
ben ist eine gesonderte Verord-
nung erforderlich, um das Ende 
der Abfalleigenschaft zu regeln. 
Das BMUV beabsichtigt, in die-
sem Jahr hierzu einen Entwurf 
vorzulegen.  r

Digitaler  
Klima-Experimentierkasten

Umweltminister Glauber: Bayerisches  
Klimainformationssystem aktualisiert und erweitert

Wie sich das Klima in den bayerischen Regionen bereits ver-
ändert hat und wie sich das Klima in Zukunft entwickeln wird, 
zeigt das Bayerische Klimainformationssystem (BayKIS). Jetzt 
wurde das BayKIS grundlegend aktualisiert und erweitert. 

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte dazu in 
München: „Der Schutz des Klimas ist eine Jahrhundertaufga-
be. Insbesondere Hitze, Trockenheit und Wasserknappheit so-
wie zunehmende Extremwetterereignisse sind zentrale Heraus-
forderungen der Zukunft. Um den Klimawandel und seine Fol-
gen zu meistern, brauchen wir fundierte Informationen. Das 
Bayerische Klimainformationssystem ist ein digitaler Klima-Ex-
perimentierkasten. BayKIS bietet jetzt mit dem aktuellen Up-
date für Bayern einen umfassenden Überblick über alle relevan-
ten Themen im Klimabereich. Damit lassen sich verschiedene 
Klima-Szenarien darstellen, Aussagen zu regionalen Hitzetagen 
oder Tropennächten abfragen und langfristige Klimaprojektio-
nen bis Mitte oder Ende dieses Jahrhunderts abbilden. Das Bay-
KIS zeigt die Klimazukunft vor der eigenen Haustür. Es liefert 
Datengrundlagen und zeigt konkrete Handlungsmöglichkeiten 
zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung.“

Mit dem internetbasierten BayKIS kann man ab sofort von 
der Klimaentwicklung über Klimafolgen und Klimaanpassung 
bis zum Klimaschutz Daten und Graphiken bis in die Ebene der 
Landkreise abfragen und darstellen. Kommunen können bei-
spielsweise in der interaktiven Bayernkarte gute Praxisbeispie-
le zur Klimaanpassung finden und daraus wertvolle Anregungen 
und Kontakte für eigene Anpassungsmaßnahmen ableiten. Die 
neue Beschreibung bedarfsgerechter Klimaanpassungsmaß-
nahmen, eine Übersicht an Fördermöglichkeiten sowie Werk-
zeuge zur Ermittlung der kommunalen und regionalen Situation 
runden das deutlich ausgebaute Angebot des Klima-Zentrums 
im Bayerischen Landesamt für Umwelt ab.

Mit der umfassenden Erweiterung der Inhalte im BayKIS lie-
fert das System auch einen wichtigen Beitrag zur Digitalisie-
rung, indem es alle relevanten Informationen in einfacher und 
anschaulicher Form an einem Ort frei zugänglich darstellt. Für 
Kommunen wichtiges Datenmaterial kann zur elektronischen 
Weiterverarbeitung direkt heruntergeladen werden.
Informationen: https://klimainformationssystem.bayern.de/ r

Gelbes Band bedeutet  
ernten erlaubt

In diesem Jahr tragen viele Obstbäume nur sehr wenig Früchte. 
Die Gründe dafür sind sehr verschieden, lassen sich aber im Gro-
ßen und Ganzen auf die Witterung in diesem Jahr zurück führen. 
Zur Zeit der Apfelblüte waren die Temperaturen zwar im Plusbe-
reich, aber dennoch recht niedrig. Die Honigbiene fliegt, jedoch 
erst ab Temperaturen von ca. 8°C. Trotz anderer unempfindliche-
ren Bestäubern wie Hummeln und Solitärbienen, blieben viele 
Blüten unbestäubt. Das sehr nasse Frühjahr mit anschließender 
Trockenheit und die Unwetterereignisse mit Stürmen und Hagel 
wirkten sich nicht gerade positiv auf die Apfelernte aus. Die Ernte 
fällt allerdings lokal sehr unterschiedlich aus.

Dennoch darf auch in diesem 
Jahr wieder Obst von markier-
ten Bäumen geerntet werden. 
Im Landkreis Donau-Ries bei-
spielsweise kann man sich sogar 
über die Homepage des Land-
ratsamtes genau informieren. 
https://www.donau-ries.de/
gartenkultur-und-landespflege/
projekte-des-landkreises/gel-
bes-band.

Geerntet werden darf natür-
lich nur von markierten Bäumen. 
Die Baumbesitzer markieren ih-
re Obstbäume mit einem gelben 
Band und geben die Früchte  zur 
Ernte frei. Jeder der teilnehmen 
möchte bringt dafür selbständig 
Bänder am Stamm der eigenen 

Bäumen an. So soll verhindert 
werden, dass große Mengen hei-
mischen Obsts am Boden ver-
gammeln. Der Verzehr von re-
gionalen, heimischen Früchten 
ist ein aktiver Beitrag in Sachen 
Nachhaltigkeit. Wie könnte es 
besser sein, wenn dieses selbst 
gepflückt und kostenlos ist?

Das Band sollte witterungs-
beständig sein, um die Erntesai-
son unbeschadet zu überste-
hen. Außerdem muss es so an-
gebracht werden, dass es nicht 
fortgeweht werden kann. Egal 
ob Kommune oder private Per-
son – jeder Besitzer kann seine 
eigenen Bäume zur Ernte an die 
Allgemeinheit freigeben.

Damit die markierten Bäu-
me auch gefunden werden kön-
nen, werden diese der Kreis-
fachberatung für Gartenkultur 
und Landespflege im Landrat-
samt gemeldet (0906/74-255, 
0906/74-6131) und von dort der 
Online-Karte hinzugefügt.  r

Bild: LRA DONBild: LRA DON
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Knapp 1 Milliarde Euro für 
Bayerns Schieneninfrastruktur

Bund und DB unterzeichnen Finanzierungsvereinbarungen in Bamberg und Augsburg 

Die Deutsche Bahn (DB) und der Bund investieren weiter in die Bahn-
infrastruktur in Bayern. Bundesverkehrsminister Dr. Volker Wissing 
und DB-Infrastrukturvorstand Berthold Huber haben in Augsburg 
und Bamberg Finanzierungsvereinbarungen über insgesamt 940 
Millionen Euro für zwei Infrastrukturprojekte mit überregionaler 
Bedeutung unterzeichnet. In Bamberg werden 860 Millionen Euro 
in eine leistungsfähige Schieneninfrastruktur investiert; damit wird 
der Schlussstein für die Schnellfahrtrasse München–Berlin gesetzt. 
In Augsburg entsteht ein neues Güter-Umschlagsterminal.

Im Norden Bayerns wird kräf-
tig in die Zukunftsfähigkeit der 
Schiene investiert. Dr. Volker 
Wissing und Berthold Huber un-
terzeichneten im Beisein von 
Bambergs Oberbürgermeister 
Andreas Starke eine Finanzie-
rungsvereinbarung über 860 

Millionen Euro für den Bahn- 
knoten Bamberg. Die Investitio-
nen werden in den viergleisigen 
Ausbau, die Erneuerung von 19 
Brücken, den Bau eines elektro-
nischen Stellwerks sowie Lärm-
schutzmaßnahmen fließen. Bam-
bergs Schienennetz wird damit 

deutlich leistungsfähiger und die 
Bamberger können sich auf mehr 
und schnellere Nah- und Fernver-
kehrsverbindungen freuen.

Umfassende Modernisierung

Berthold Huber: „Mit der um-
fassenden Modernisierung und 
dem Ausbau der Bahninfra-
struktur in Bamberg (...) binden 
wir die Region deutlich besser 
an das Schienennetz an und er-
füllen darüber hinaus noch die 
Forderungen des Deutschland-
takts. Zukünftig wird die ober-
fränkische Stadt aus dem Hoch-
geschwindigkeitsnetz Deutsch-

lands nicht mehr wegzudenken 
sein.“

Dr. Volker Wissing, Bundes-
minister für Digitales und Ver-
kehr: „Die Aus- und Neubaustre-
cke Nürnberg – Berlin wurde 
1991 beschlossen, um die Ver-
kehrsverbindungen zwischen Ost 
und West zu verbessern. Heute 
ist die Strecke nicht nur integra-
ler Bestandteil des Deutschland-
takts, sondern Hauptachse der 
transeuropäischen Skandinavien 
– Mittelmeer-Route auf der wir 
gleichzeitig hochmoderne Ver-
kehrskonzepte im S-Bahn-, Re-
gional-, Güter- und Fernverkehr 
umzusetzen können. Die Moder-
nisierung des Knoten Bambergs 
ist dabei der Schlussakt eines 
der größten Infrastrukturprojek-
te der Nachwendezeit und steht 
gleichzeitig für den Beginn einer 
neuen Ära der Schiene.“

Der viergleisige Ausbau erfolgt 
auf einer Länge von 8,6 Kilome-
tern. Der schnelle Fernverkehr 
wird damit vom langsameren Re-
gionalverkehr getrennt. Das er-
möglicht mehr und schnellere 
Verbindungen – die Züge können 
hier zukünftig mit Tempo 230 
fahren. Damit zeigt sich auch die 
Bedeutung des Knotenausbaus 
für den Deutschlandtakt. Die ge-
plante Geschwindigkeitserhö-
hung ist ein weiterer Baustein zur 
Reduzierung der Fahrtzeit zwi-
schen Erfurt und Nürnberg auf 
unter eine Stunde.

Reisende profitieren außer-
dem vom Bau des neuen S-Bahn-
halts Bamberg-Süd und der da-
mit verbesserten Nahverkehrs- 
anbindung. Mit dem neuen elek-
tronischen Stellwerk kommt mo-
derne Leit- und Sicherungstech-
nik zum Einsatz. 

Für den Güterverkehr werden 
auf den längeren Gleisen erst-
malig 740 m lange Güterzüge 
fahren können. Zusätzlich wird  

der Hafenanschluss moderni-
siert. Auf dem Hafengleis in neu-
er Lage können Züge elektrisch 
in den Bayernhafen verkehren, 
auch eine Premiere. All das be-
deutet: Wachstum des Schienen-
verkehrs bei signifikant besserer 
Qualität, mehr Zuverlässigkeit, 
mehr Pünktlichkeit im Großraum 
Bamberg.

Auch der Gestaltung der Lärm-
schutzwände kommt in Bam-
berg eine besondere Bedeutung 
zu, denn der Blick auf die Bam-
berger Altstadt, die Teil des UN-
ESCO-Welterbes ist, soll mög-
lichst wenig beeinträchtigt wer-
den. Auf einer Länge von 12,5 
Kilometern sind Lärmschutzwän-
de vorgesehen, für die die DB er-
folgreich gemeinsame Lösungen 
mit der Stadt gefunden hat. 
Wie etwa den Einsatz transpa-
renter Lärmschutzwände an 
den Sichtachsen. Darüber hin-
aus startet im Herbst ein Ge-
staltungswettbewerb. Als nächs-
ten großen Meilenstein erwartet 
die DB den Planfeststellungsbe-
schluss, der die Baugenehmigung 
für das Projekt darstellt.

Mehr Kapazität für  
Güterumschlag in Augsburg

Die Nachfrage für das Umla-
den von Gütern von der Stra-
ße auf die Schiene wächst un-
gebrochen. Um den wachsen-
den Bedarf zu bedienen, soll in 
Augsburg-Gersthofen ein neues 
Umschlagsterminal für den Gü-
terverkehr entstehen. Eine ent-
sprechende Finanzierungsverein-
barung über 83 Millionen Euro 
haben Wissing und Huber heute 
Vormittag unterzeichnet, im Bei-
sein von Augsburgs Oberbürger-
meisterin Eva Weber und dem 
Landrat des Landkreises Augs-
burg Martin Sailer. Auch die Eu-
ropäische Union (EU) ist im Rah-

men des Connecting Europe Fa-
cility Sonderprogramms mit 37,6 
Millionen Euro an der Finanzie-
rung des Projekts beteiligt.

„Der Güterverkehr nimmt wei-
ter zu und mit ihm auch der kom-
binierte Verkehr. Umso wichtiger 
ist, dass wir die benötigten Ka-
pazitäten auf der Schiene schaf-
fen. Mit diesem Projekt treiben 
wir die Verkehrsverlagerung von 
der Straße auf die Schiene weiter 
voran. Wir werden die Umschlag-
kapazitäten mehr als verdoppeln. 
Augsburg bleibt damit auch lang-
fristig ein bedeutender Standort 
für den Güterverkehr.“

Dr. Volker Wissing, Bundes-
minister für Digitales und Ver-
kehr: „Unsere Prognosen gehen 
von einem massiven Wachstum 
des Güterverkehrs in den kom-
menden Jahrzehnten aus. Dieses 
Wachstum werden wir nur be-
wältigen können, wenn wir die 
Stärken der unterschiedlichen 
Verkehrsträger in Zukunft bes-
ser kombinieren. Vorausschau-
ende Investitionen in den Neu- 
und Ausbau von Umschlaganla-
gen wie hier in Augsburg sind da-
für der Schlüssel.“

Im neuen Terminal für den 
kombinierten Verkehr (KV-Ter-
minal) werden pro Jahr zukünf-
tig etwa 62.000 Ladeeinheiten, 
beispielsweise Container oder 
Wechselbehälter, umgeladen. Die 
Kapazität lässt sich auf bis zu 
105.000 Ladeeinheiten jährlich 
erhöhen. Eine massive Entlas-
tung der Straßen und damit der 
Umwelt. Durch das neue Termi-
nal werden 700.000 Liter Diesel 
und rund 1.754 Tonnen CO2 pro 
Jahr eingespart. Das bestehende 
Terminal in Augsburg-Oberhau-
sen hat mit 25.000 Ladeeinheiten 
seine Kapazitätsgrenze erreicht 
und wird nach der Inbetriebnah-
me des neuen Standortes voraus-
sichtlich 2026 geschlossen. r

Bayerns Landräte warnen:

Deutschlandticket in Gefahr!
Die Unsicherheit, ob es das Deutschlandticket über den 31. De-
zember 2023 hinaus für die Nutzer noch geben wird, ist in den Rei-
hen der bayerischen Landrätinnen und Landräte seit Monaten om-
nipräsent. Lange war offen, ob die Finanzierung durch Bund und 
Länder über das Jahr 2023 hinaus gewährleistet ist. „Jetzt lässt der 
Bundesverkehrsminister die Katze aus dem Sack. Wissing lehnt ei-
ne höhere Kostenbeteiligung des Bundes ab und fordert die Län-
der zum Sparen auf“, betonen die Landkreischefs.

Auf Wunsch des Bundesver-
kehrsministers haben die kom-
munalen Aufgabenträger mit 
enormem Engagement Anfang 
Mai das Deutschlandticket auf 
den Weg gebracht. Dabei war im-
mer klar, dass dieses Ticket mit 
der auskömmlichen Finanzierung 
durch Bund und Länder steht und 
fällt. Umso größer ist die Bestür-
zung über die jüngsten Aussagen 
des Bundesverkehrsministers.

Dazu der Präsident des  
Bayerischen Landkreistags, Land- 
rat Thomas Karmasin: „Das 
Deutschlandticket ist das Kind 
des Bundesverkehrsministers 
und wurde von diesem bisher 
als eines der Vorzeigeprojekte  
der Ampelregierung verkauft. 
Nur weil er jetzt feststellt, dass 

er sich bei den Kosten ordentlich 
verschätzt hat, kann er sich nicht 
einfach davonstehlen und die Ze-
che auf andere abwälzen.“

Angebot vor Tarif

„Für uns gilt seit jeher die Ma-
xime ‚Angebot vor Tarif‘. Voraus-
setzung für das Gelingen der Ver-
kehrswende ist der Ausbau des 
Angebots. Das Deutschlandti-
cket tut dafür nichts. Zudem ist 
der Abrechnungsaufwand in den 
Landkreisen enorm und hält un-
sere Mitarbeiter von der eigentli-
chen Arbeit, wie der Planung und 
Ausschreibung von Verkehrsleis-
tungen, ab. Trotzdem haben wir 
die Einführung des Tickets un-
terstützt. Aber mit Blick auf die 

enormen Kostensteigerungen im  
ÖPNV und den dringend notwen-
digen Angebotsausbau können 
wir nicht auch noch Geschenke 
des Bundes finanzieren“, so Kar-
masin weiter.

„Die Zukunft des Deutschland-
tickets steht für uns nach wie vor 
unter dem Vorbehalt der voll-
ständigen Finanzierung durch 
Bund und Länder. Der Freistaat 
hat mehrfach betont, weiterzu-
machen, wenn der Bund mit im 
Boot bleibt und die Kosten geteilt 
werden. Der Bundesverkehrs-
minister sollte sich nicht vor der 
Verantwortung für sein Kind drü-
cken“, mahnt der Verbandschef. 
„Auch das Ausbildungsticket 
dürfte es ohne die Weiterfinan-
zierung des Deutschlandtickets 
durch Bund und Länder nicht 
mehr geben, da es eine Unter-
form von diesem ist. Das ist dem 
Bürger alles nicht mehr vermit-
telbar. Deswegen hoffe ich, dass 
Wissing umgehend in den Dia-
log mit den Ländern tritt und die 
Finanzierung des Deutschland- 
tickets sicherstellt.“ r

Neuer Name, gleiche Mission:

OSTWIND wird Ørsted
„Gemeinsam an Energie gewinnen!“ Unter diesem Motto kommt 
die Integration des deutschen Projektentwicklers OSTWIND in 
das europäische Energieunternehmen Ørsted jetzt zu ihrem Ab-
schluss. Denn ab dem 28. September wird OSTWIND zu Ørsted 
und will dann gemeinsam mit dem gleichnamigen Mutterunter-
nehmen neue Erneuerbare-Energie-Projekte in Deutschland mit 
noch mehr Power voranbringen. „Der Zusammenschluss unse-
res seit über 30 Jahren bestehenden Onshore-Unternehmens 
mit einem globalen Produzenten grüner Energie ermöglicht noch 
mehr Klimaschutz und regionale Wertschöpfung, die mit unseren 
Onshore-Wind- und Solarprojekten einhergehen“, kommentiert 
der bisherige OSTWIND- und zukünftige deutsche Onshore-Ge-
schäftsführer Stefan Bachmaier den Namenswechsel.

Seit September 2022 gehört 
die Onshore-Pionierin mit Sitz in 
Regensburg bereits zu Ørsted. 
Genau ein Jahr später wird OST-
WIND nun auch Teil der Marke 
Ørsted und tritt ab Ende Septem-
ber unter diesem Namen auf. Aus 
OSTWIND Erneuerbare Energien 
GmbH wird die Orsted Onshore 
Deutschland GmbH und aus der 
für die Betriebsführung verant-
wortlichen OSTWIND manage-
ment GmbH die Orsted Onsho-
re Operations GmbH. Die Um-
benennung zeigt nun auch nach 
außen, dass OSTWIND Teil der 
Ørsted-Familie ist.

„Auch wenn sich der Name 
ändert, bleibt unsere über Jahr-
zehnte gewachsene Erfahrung in 
der Planung von Solar- und Win-
denergieanlagen sowie die ver-
trauensvolle Kooperation mit al-
len Projektbeteiligten erhal-
ten“, bekräftigt Stefan Bachmai-
er. „Unser Fokus liegt heute und 
auch morgen auf der Pflege un-
serer Partnerschaften. Schließ-
lich können wir nur so sicherstel-
len, dass die Menschen möglichst 
stark vom Ausbau der erneu- 

erbaren Energien profitieren.“
Dank mehr als 30 Jahren Er-

fahrung in der Onshore-Projekt-
entwicklung, über 660 MW rea- 
lisierter Windleistung und einem 
in vielen unterschiedlichen Wind- 
und Solarprojekten gewachsenen 
Know-how kenne Orsted Onshore 
Deutschland die Herausforderun-
gen einer dezentralen und rege-
nerativen Energieerzeugung und 
finde gemeinsam mit den Kom-
munen, Menschen und Unterneh-
men in den Projektregionen die 
am besten passenden Lösungen, 
um die Energiewende voranzu-
bringen, so Bachmaier.

Erweiterung des Portfolios

„Ørsted ist jetzt auch in 
Deutschland onshore!“, betont 
Jörg Kubitza, Country Manager 
und Geschäftsführer von Ørsted 
in Deutschland, und ergänzt: 
„Mit der Erweiterung des Portfo-
lios deckt Ørsted nun alle zentra-
len Elemente für die Energiewen-
de in Deutschland voll ab. Damit 
kommen wir unserem Ziel welt-
weit einer der führenden Produ-

zenten für grünen Strom zu wer-
den, in einem der wichtigsten 
Märkte Europas ein großes Stück 
näher.“ Auf diese Weise könne 
Ørsted in Zukunft den Ausbau 
und die Nutzung der erneuerba-
ren Energien in Deutschland mit 
noch mehr Nachdruck voranbrin-
gen.

Dabei will das Energieunter-
nehmen auch nach Planung 
und Bau der Anlagen als grüner 
Stromproduzent Verantwortung 
für die eigenen Wind- und Solar-
parks übernehmen und betreibt 
die realisierten Projekte des-
halb selbst. So steht Ørsted den 
Standortkommunen dauerhaft 
als kompetenter und vertrauens-
voller Ansprechpartner zur Seite.

Für die Menschen vor Ort eröff-
nen die Erneuerbaren aus Sicht 
von Ørsted völlig neue Chan-
cen. Schließlich stärken Onshore- 
Wind- und Solarprojekte die loka-
len Wirtschaftskreisläufe, schaf-
fen Arbeitsplätze in der Region, 
ermöglichen heimische Wert-
schöpfung und tragen aktiv zum 
Klimaschutz bei. Und davon pro-
fitieren alle: Die von Ørsted reali-
sierten Erneuerbare-Energie Pro-
jekte stellen CO2-freien Strom für 
eine klimaneutrale und sichere 
Energieversorgung zur Verfügung, 
die von Importen weitgehend un-
abhängig ist – und das zu bezahl-
baren Preisen für Haushalte, Ge-
werbe und Industrie. Windkraft, 
Repowering und Solarenergie lie-
fern so die notwendige Power, um 
die Energiewende zum Erfolgs-
projekt werden zu lassen.

Näheres unter www.ostwind-
wird-orsted.de. r

https://www.ostwind.de/ostwind-wird-orsted/
https://www.ostwind.de/ostwind-wird-orsted/
https://www.ostwind.de/ostwind-wird-orsted/
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V.l.: Prof. Dr. Klaus Wübbenhorst, Europäische Metropolregion Nürnberg (EMN), Prof. Dieter Kempf, BDI, 
Marius Raubacher, I.K. Hofmann, Maike Rothwinkler, EMN, Gunther Oschmann, Müller Medien, Henning 
Könicke, AFAG Messen und Ausstellungen; Petra Niemczyk, Franconian International School, Dr. Matthias 
Everding, Sparkasse Nürnberg, Prof. Dr. Siegfried Balleis, Vorsitzender des Kuratoriums EMN, Johann Bögl, 
Firmengruppe Max Bögl ; Dr. Christa Standecker, EMN.  Bild: Kurt Fuchs/Metropolregion Nürnberg

Zukunftsweisende Eigenentwicklungen bei Max Bögl:

Ein Innovationstreiber  
in der Metropolregion Nürnberg
Die Aufmerksamkeit aller zieht eine fahrerlose Magnetschwebebahn 
auf sich, die geräuschlos am Fenster des Tagungsraumes der Firma 
Max Bögl mit rund 80 km/h vorbeischwebt. Sie fährt auf einer knapp 
einen Kilometer langen Teststrecke in Sengenthal, dem Stamm-
sitz des Unternehmens in der Nähe von Neumarkt. Eingeladen zur  
8. Kuratoriumssitzung der Metropolregion Nürnberg hat Johann 
Bögl, engagiertes Vorstandsmitglied im Förderverein Wirtschaft für 
die Metropolregion. 

Mit der Magnetschwebebahn, 
den weltweit höchsten und leis-
tungsfähigsten Windkraftan-
lagen und seinem modularen 
Wohnungsbausystem (maxmo-
dul) ist Bögl eine echte Innova-
tionsschmiede. Die Bahn wird 
übrigens schon heute im chine-
sischen Changdu auf einer drei 
Kilometer langen Strecke getes-
tet. In Deutschland erkundet das 
familiengeführte Unternehmen 
aktuell mögliche Anwendungen 
und führt dazu intensive Gesprä-
che. 

Einsatzmöglichkeiten  
in Bayern

Im Gedankenspiel wurde im 
Kreis der Kuratoriumsmitglieder 
bei der Stadt-Umlandbahn (StUB) 
Nürnberg-Erlangen-Herzogen- 
aurach schnell die geplante Stra-
ßenbahn durch die Schwebe-
bahn ersetzt. Die Vorteile lägen 
auf der Hand: leiser, kostengüns-
tiger und geringerer Flächenver-
brauch durch Aufständerung. 
„Aber das sind nur Gedanken-
spiele, die jedoch in künftigen 
Mobilitätsprojekten der Region 
Wirklichkeit werden können“, 
kommentiert der Kuratoriums-
vorsitzende, Prof. Dr. Balleis. 
„Immer wenn es Wandel gab, 
ging es uns gut!“, sagt Johann 
Bögl, und setzt gleich hinzu:  
„Die Energiewende ist das größte 
Bauprogramm, das es jemals ge-
geben hat!“. Chancen und Lösun-
gen stehen im Vordergrund im 
Unternehmen Max Bögl. 

Schwimmende PV

Der Stammsitz in Sengenthal 
ist beim Strom übrigens schon 
heute 100 Prozent autark. Er-
möglicht wird dies durch ein 
Wärmenetz, Windkraft und Pho-
tovoltaik. Apropos Photovoltaik: 
auf dem Baggersee in Sengen- 
thal bestaunen die Kuratoriums-
mitglieder schwimmende Photo-
voltaik-Anlagen. Auch hier sind 
verschiedene Anwendungsfelder 
in der Metropolregion denkbar – 
mit Interessenten aus dem Aisch- 
grund gibt es wohl schon Gesprä-
che. 

Wirtschaftskraft  
Familienunternehmen

Familiengeführte Unterneh-
men, die den Wandel gestalten 
und sich an Neues trauen, sind 
typisch für die Metropolregion 
Nürnberg. Dazu gehören weitere 
Kuratoriumsmitglieder, wie Gun-
ther Oschmann für den Müller-

verlag oder Heiko Könnikes für 
die AFAG als bundesweit größ-
ter privater Messeanbieter. „Sie 
sind verantwortlich für die hohe 
regionale Wirtschaftskraft, die 
mit einer Wirtschaftsleistung von 
rund 150 Mrd. Euro vergleich-
bar mit der Ungarns ist“, betont 
der Wirtschaftsvorsitzende der 
Metropolregion, Prof. Dr. Wüb-
benhorst. Bei der Innovations-
kraft liegt die Metropolregion in 
Deutschland und Europa deutlich 
über dem Durchschnitt. Bei den 
Patenten melden hiesige Unter-
nehmen doppelt so viele an wie 
im deutschen Durchschnitt.

Bögl beschäftigt ca. 6.500 Mit-
arbeitende, davon ca. 3000 in 
Sengenthal im Landkreis Neu-
markt. Der Landkreis weist üb-
rigens einen ganz besonderen 
Superlativ auf: hier gibt es die 
höchste Dichte an Beschäftigten 
in der Baubranche.

Über die  
Metropolregion Nürnberg

Metropolregion Nürnberg, das 
sind 23 Landkreise und elf kreis-
freie Städte – vom thüringischen 
Landkreis Sonneberg im Nor-
den bis zum Landkreis Weißen-
burg-Gunzenhausen im Süden, 
vom Landkreis Kitzingen im Wes-
ten bis zum Landkreis Tirschen-
reuth im Osten. 3,6 Millionen Ein-
wohner erwirtschaften ein Brutto-
inlandsprodukt von 148 Milliarden 
Euro jährlich. Eine große Stärke der 
Metropolregion Nürnberg ist ihre 

polyzentrale Struktur: Rund um die 
dicht besiedelte Städteachse Nürn-
berg-Fürth-Erlangen-Schwabach 
spannt sich ein enges Netz weite-
rer Zentren und starker Landkrei-
se. Die Region bietet deshalb alle 
Möglichkeiten einer Metropole – 
jedoch ohne die negativen Effekte 
einer Megacity.  r

Difu-Analyse zur Verkehrsberuhigung:

Entlastung statt Kollaps!
Maßnahmen und ihre Wirkungen  

in deutschen und europäischen Städten

Aktuell umgesetzte Verkehrsberuhigungsmaßnahmen sind heftig 
umstritten. Oft wird argumentiert, dass der Verkehr durch die Maß-
nahmen nicht abnimmt, sondern das benachbarte Straßennetz nur 
zusätzlich belastet. Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat 
daher empirisch belegte Befunde aus zahlreichen nationalen und in-
ternationalen Projekten ausgewertet und seine Analyse nun veröf-
fentlicht.

Die Difu-Analyse zeigt, dass 
die durch Verkehrsberuhigung 
befürchteten Auswirkungen in 
der Regel nicht eintreten, ganz 
im Gegenteil: Wer Straßen für 
den Pkw-Verkehr (aus)baut, ern-
tet Verkehr, wer Straßen in ver-
kehrsberuhigte Zonen umbaut, 
erntet Lebensqualität und zu-
gleich Mobilität. Fast alle Erhe-
bungen bestätigen das Phäno-
men der „traffic evaporation“, 
das besagt, dass das Verkehrsauf-
kommen nicht wie Flüssigkeit eins 
zu eins an anderer Stelle abfließt, 
sondern sich insgesamt im An-
schluss an die Intervention und 
Straßenumgestaltung verringert.

Die Größenordnung der Ver-
ringerung liegt in den analysier-
ten Verkehrsberuhigungsprojek- 
ten in der Fläche zwischen 15 
und 28 Prozent, bei Innenstäd-
ten zwischen 25 und 69 Prozent 
und im Umfeld einzelner umge-
stalteter Straßen zwischen 4 und 

52 Prozent. Die Zahlen variieren 
je nach Projekt und Bezugsrah-
men. Und obgleich die Messun-
gen durchaus Verlagerungseffek-
te in angrenzende Straßen zei-
gen, so sind diese meist moderat, 
der befürchtete Verkehrskollaps 
bleibt fast immer aus. Dies liegt 
daran, dass nachweisbar mehr 
zu Fuß gegangen oder Fahrrad 
gefahren wird. Sind weniger Au-
tos unterwegs, so wird der ver-
bleibende Verkehr flüssiger und 
führt damit zu einem Gewinn für 
alle Verkehrsträger, wie das Bei-
spiel Sendlinger Straße in Mün-
chen zeigt.

Im Rahmen eines von Juni 
2016 bis Juni 2017 durchgeführ-
ten Verkehrsversuchs wandelte 
die bayerische Landeshauptstadt 
die zentral in der Altstadt gelege-
ne Sendlinger Straße abschnitts-
weise in eine Fußgängerzone um. 
Poller und Sitzmöbel wurden ins-
talliert, Grünflächen angelegt, 81 
Parkstände sowie ein Fahrstrei-
fen zurück-, der Fußweg barriere-
frei ausgebaut. Die Auswertung 
der Maßnahmen erfolgte mittels 
Verkehrszählungen im ruhenden 
und fließenden Verkehr sowie 
Befragungen und Raumbeobach-
tungen vor und während des Ver-
kehrsversuchs.

Zwischen Juni 2016 und März 
2017 nahm der Fußverkehr werk-
tags um 2 bis 7 Prozent und sams-
tags um 59 bis 67 Prozent zu. 
Auch der Anteil der Anwohner, 
die die Sendlinger Straße zum 
Verweilen und Treffen von Be-
kannten nutzten, stieg in diesem 
Zeitraum an.

Aufgrund der 81 rückgebau-
ten Parkstände gab es eine Verla-
gerung von parkenden Autos auf 
andere öffentliche Parkstände 
nahe der Sendlinger Straße, die 
allerdings vorher nicht ausgelas-
tet waren. Durch die Einschrän-
kung des fließenden Kfz-Verkehrs 
in der Sendlinger Straße nahm 
der Parksuchverkehr zu, wodurch 
kleinere Staus entstanden. Die-
se traten allerdings auch vor dem 
Verkehrsversuch auf, so dass sich 
die Verkehrssituation nicht er-
heblich verschlechterte.

Die Verkehrsverlagerungen des 
fließenden Kfz-Verkehrs konn-
ten durch vorher nicht ausge-
nutzte Kapazitäten des Straßen-
netzes von den anliegenden Stra-
ßen aufgenommen werden. Die 
Verkehrsteilnehmer, größtenteils 
Anwohner, die aufgrund der Um-
gestaltung das eigene Auto ste-
hen ließen, gingen stattdessen 
hauptsächlich zu Fuß oder nutz-
ten den ÖPNV.

Von den befragten Gewerbe-
treibenden gaben 78 Prozent ei-
nen gleich gebliebenen oder ge-
stiegenen Umsatz an. Aufgrund 
der erfolgreichen Umsetzung hat 
die Landeshauptstadt die Send-
linger Straße 2019 dauerhaft in 
eine Fußgängerzone umgewid-
met.

Mehr Lebensqualität

Laut Difu-Projektleiterin Uta 
Bauer zeigt die Untersuchung, 
dass Maßnahmen, die den Auto-
verkehr in den Kommunen zäh-
men, im erwünschten Sinne wir-
ken: Mehr Lebensqualität und 
zugleich Mobilität. Daher gel-
te es, diese Ergebnisse auch in 
Kommunalpolitik und -verwal-
tung stärker zu berücksichtigen. 
Insbesondere in der Modellie-
rung von Verkehrsberuhigungs-
maßnahmen sollten die be-
schriebenen Effekte berücksich-
tigt werden.  DK

Münchner Mobilitätskongress:

Erste Effekte für die Verkehrswende
Unter dem Motto „Mobilität erleben und gestalten“ richtete das 
Münchner Mobilitätsreferat zum zweiten Mal den städtischen Mo-
bilitätskongress aus. Anlässlich der IAA Mobility diskutierten Ver-
treter der Landeshauptstadt mit Bürgern, Interessensgruppen und 
Fachleuten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik über Erfolge, 
Herausforderungen und neue Ideen rund um die städtische „Mobili-
tätsstrategie 2035“. Thematischer Schwerpunkt war der Öffentliche 
Verkehr als Teil des Umweltverbunds gemeinsam mit dem Rad- und 
Fußverkehr, die geteilte und vernetzte Mobilität, sowie Verbesse-
rungen der Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum, bei der Ver-
kehrssicherheit und beim Wirtschaftsverkehr.

Zum Auftakt präsentierte Bür-
germeisterin Katrin Habenscha-
den neue Verkehrsdaten des Mo-
bilitätsreferats. Die Zahlen zei-
gen einen ersten Trend weg vom 
Autoverkehr und hin zu umwelt-
freundlicheren Verkehrsmitteln, 
etwa dem Fahrrad. Verglichen 
wurde das erste Halbjahr 2019 
mit dem ersten Halbjahr 2023, 
um verfälschende Corona-Effek-
te weitgehend zu umgehen. In 
dieser Zeit hat die Einwohnerzahl 
Münchens um etwa zwei Prozent 
und die Anzahl der zugelassenen 
Fahrzeuge um circa fünf Prozent 
zugenommen. Der durchschnitt-
liche tägliche Kfz-Verkehr nahm 
im Hauptverkehrsstraßennetz im 
Durchschnitt um etwa fünf Pro-
zent ab. Im Gegenzug wuchs der 
Radverkehr im Stadtgebiet im 
selben Zeitraum um circa 30 Pro-
zent. Im öffentlichen Verkehr er-
reichten die Fahrgastzahlen wie-
der annähernd das Niveau der 
Zeit vor Corona.

Für Jubel keinen Anlass

Katrin Habenschaden freute 
sich über die aktuell erkennbaren 
Trends, mahnte aber dennoch 
zur Vorsicht: „Die von der Stadt 
München eingeleitete Verkehrs-
wende trägt erste Früchte. Der 
Radverkehr boomt, gleichzeitig 
ist die Zahl der Autofahrten trotz 
wachsender Bevölkerung rück-
läufig. Auch die Fahrgastzahlen 
bei U-Bahn, Bus und Tram haben 
fast Vor-Corona-Niveau erreicht. 
Für Jubel gibt es aber keinen An-
lass, denn von unseren Zielen 
beim Mobilitätsmix sind wir noch 
weit entfernt. Dennoch ist die 
Entwicklung ermutigend, denn 
sie zeigt, dass klimaschonende 
und platzsparende Verkehrsmit-
tel in München Konjunktur ha-
ben und die Menschen bereit 
sind umzusteigen. Unsere Aufga-
be ist es nun, aus einem ersten 
Trend eine langfristige Entwick-
lung zu machen. Dies schaffen 
wir insbesondere durch ein bes-
seres Angebot beim ÖPNV, siche-
re Rad- und Fußwege, eine mas-
sive Ausweitung von Carsharing 
– und gut gemachte Bürgerbe-
teiligung. Die Verkehrswende in 
München hat das Potenzial, zu ei-
nem Erfolg zu werden, wenn wir 
den eingeschlagenen Weg weiter 
konsequent verfolgen.“

Mobilitätsreferent Georg Dun-
kel kündigte an, die Verkehrswen-
de auf ein neues Niveau zu he-
ben. Es gelte, die flächeneffizien-
teren Verkehrsmittel wie ÖPNV, 
Rad, Fuß und Sharing zu priorisie-
ren. Der öffentliche Raum müsse 
gerechter aufgeteilt werden, für 
das Stadtklima und die Gesund-
heit sei dies unerlässlich. Dies vor 
allem vor dem Hintergrund, dass 
die Stadt München stark wachse 
und die Herausforderungen der 
Klimakrise zunähmen. Benötigt 
werde hier ein ganzheitlicher An-
satz in der Stadtplanung – Stich-
wort Schwammstadt. Auch die 
Vision Zero (null Verkehrstote), 
sei ein dringlicher Auftrag, der re-
alisierbar sei, wie die Städte Hel-
sinki und Oslo zeigten. Die Digita-
lisierung sei dabei technologisch 
wichtig, beileibe aber kein Allheil-
mittel, stellte Dunkel fest.

„Die Mobilitätswende ist vor 
dem Hintergrund der Klimakri-
se schlicht ohne Alternative“, un-
terstrich Dunkel und mahnte die 
beteiligten Akteure zu einem 
Grundkonsens zur Transformati-
on. Aus seiner Sicht ist die bayeri-

sche Landeshauptstadt mit ihrer 
Mobilitätsstrategie 2035 auf dem 
richtigen Weg. 2025 werden de-
tailliertere Zahlen aus der aktu-
ell laufenden stadtweiten Haus-
haltsbefragung erwartet. Man 

erhofft sich nicht nur eine Fort-
setzung dieses Trends, sondern 
auch Erkenntnisse über die ge-
nauen Hintergründe der Zahlen, 
beispielsweise über den Effekt 
von Homeoffice.

Im Rahmen des 2. Münchner 
Mobilitätskongresses standen 
Vorträge zum Thema „Der ÖP-
NV als Rückgrat der Mobilitäts-
wende – Ambition und Wirk-
lichkeit“ und eine hochkarä-
tig besetzte Podiumsdiskussion 
mit Stefanie Haaks (Vorsitzen-
de des Vorstands der Kölner Ver-
kehrs-Betriebe AG), Alexand-
ra Reinagl (Vorsitzende der Ge-
schäftsführung der Wiener Linien), 

Andreas Barth (Stellvertreten-
der Vorsitzender Pro Bahn Be-
zirksverband Oberbayern), Ingo 
Wortmann (Vorsitzender der Ge-
schäftsführung der MVG und Prä-
sident des Verbandes Deutscher 
Verkehrsunternehmen) und Jörn 
Meier-Berberich (Partner dmo 
– digital mobilities consultants) 
im Alten Rathaus auf dem Pro-
gramm. Außerdem präsentierten 
am Verkehrszentrum des Deut-
schen Museums Vertreter der 
neun bürgerschaftlichen Projekte 
ihre Aktionen, die derzeit in den 
Stadtvierteln besichtigt werden 
können. Bei einem Radl-Sicher-
heitscheck des Mobilitätsreferats 
konnte man sein Fahrrad prüfen 
lassen, bei einem Mobilitäts-Quiz 
sein Wissen zeigen und sich an ei-
nigen Infoständen zu Mobilitäts-
themen beraten lassen.  DK

V.l.: Staatsminister Christian Bernreiter, Matthias Dießl, Landrat Land-
kreis Fürth und Vorsitzender der AGFK Bayern, Staatsminister Joachim 
Herrmann.  Bild: AGFK Bayern/Tobias Hase

Anregungen für die künftige Landesregierung: 

Forderungskatalog 2023 
der AGFK Bayern

Kurz vor der Landtagswahl in Bayern hatte die Arbeitsgemeinschaft 
fahrradfreundliche Kommunen in Bayern (AGFK Bayern) zu ihrem 
jährlichen „Fachgespräch Radverkehr“ mit Verkehrsminister Christian 
Bernreiter und Innenminister Joachim Herrmann eingeladen. 

Kurzer Weg zu den Ministern, In-
teressenbündelung und direk-
te Weitergabe sowie Informati-
on, Austausch und Vernetzung: 
Das sind die Ziele des jährlichen 
Fachgesprächs Radverkehr. Im 
Hinblick auf die bevorstehende 
Landtagswahl in Bayern stand 
auch die Übergabe des neuen 
Forderungskatalogs sowie die 
Vorstellung der ersten „Muster-
blätter Radverkehr Bayern“ auf 

dem Programm, deren Veröf-
fentlichung eine der Forderungen 
der AGFK Bayern ist. „Wir möch-
ten nicht nur Veränderungen for-
dern, sondern auch Lösungsan-
sätze präsentieren“, mit diesen 
Worten überreichte Matthias 
Dießl, Landrat des Landkreises 
Fürth und Vorsitzender der AGFK 
Bayern, den Forderungskatalog 
2023 an Staatsminister Bernrei-
ter.  r
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Mehr Lebensraum  
für Maja und Co.

Straßenränder als erweiterte Bienen- und Insekten-Habitate
Im Rahmen eines vom Spezialfahrzeughersteller MULAG aus Oppe-
nau im Schwarzwald initiierten Forums trafen sich Wissenschaftler, 
Straßenbaubehörden und Firmen auf der demopark 2023 in Eise-
nach. Auf Europas größter Freiland-Messe der grünen Branche prä-
sentierte und diskutierte das hochkarätig besetzte Expertengremi-
um, wie eine ökologisch-nachhaltige Pflege von Straßenbegleitgrün 
so optimiert werden kann, dass Biene Maja und ihre Insektenver-
wandtschaft bessere Lebensbedingungen finden kann.

Der nordbadische Fahrzeug- 
spezialist entwickelte den Grün-
pflegekopf ECO 1200 plus (auch 
nachrüstbar bei bestehenden 
Fahrzeugen), um im Rahmen des 
professionellen Straßenunter-
halts ein naturschonendes Mä-
hen der Straßenränder zu er-
möglichen. Hierbei kommt ein 
innovativer Mähkopf mit rotie-
renden Schneidscheiben zum 
Einsatz, dem eine mechanische 
Abstreifvorrichtung vorgeschal-
tet ist, die die im Gras sitzenden 
Insekten rechtzeitig aufscheucht 
und das Aussamen der gemäh-
ten Pflanzen verbessert. Zudem 
wird das Mähgut durch eine opti-
mierte, gezielte Luftführung und 
einen weitestgehend geschlos-
senen Boden des Mähkopfes so 
aufgenommen, dass spürbar we-
niger Fauna in das Schneidwerk 
eingesaugt werden. Eine höhere 
Schnitthöhe von 10 bis 15 cm und 
der Einsatz von schmalen Tastrol-
len statt einer Abrollwalze redu-
ziert die Abrollflächen des ein-
gesetzten Fahrzeugs und erlaubt 
ein ökologisch schonenderes Mä-
hen zum Schutz von Flora und 
Fauna. Im Nebeneffekt entste-
hen durch das Absaugen des 
Mähguts Mager-Grünflächen, die 
eine sehr gute Grundlage für eine 
Blüh-Vegetation bilden.

Auswirkungen  
auf Insekten und Spinnen

Dass MULAG mit seiner ECO 
1200-Technik auf dem richtigen 
Weg zu einem ökologischeren 
Straßenbetriebsdienst mit einer 
insekten- und pflanzenschonen-
den Pflege des Straßenbegleit-
grüns ist, konnte Prof. Dr. Oliver 
Betz vom Institut für Evolution 
und Ökologie der Universität Tü-
bingen wissenschaftlich unter-
mauern. Er präsentierte die Er-
gebnisse seiner Untersuchun-
gen von 2020 zu den Auswirkun-
gen auf Insekten und Spinnen im 
grünen Straßenbankett beim Ein-
satz des ECO 1200 plus (Variante 
mit dem schonenden Absaugen 
des Mähguts). Bei den Mähversu-
chen wurde die Überlebensrate 
von Insekten und Spinnen beim 
Einsatz eines konventionellen 
Schlegelmulchkopfs mit der beim 
Mähen mit dem ECO 1200 plus 
verglichen und mit einer Nullvari-
ante (kein Mähen) in Relation ge-
setzt. Die Ergebnisse waren über-
zeugend: Beim Einsatz des ECO 
1200 plus lag die Überlebensrate 
je nach Insektengruppe um bis zu 
79 Prozent und bei Spinnen um 
39 Prozent höher als beim kon-
ventionellen Mähen.

Auch Prof. Dr. Johannes Steid-
le vom Institut für Biologie der 
Universität Hohenheim, der an 
den Untersuchungen von Prof. 
Betz beteiligt war, konnte den 
Tagungsteilnehmenden bestä-
tigen, dass sich durch entspre-
chende technische Eigenschaften 
der Mähmaschinen eine insek-
tenfreundliche Mahd erreichen 
lässt. Als wesentliche Kriteri-
en betonte er insbesondere das 
extensive und partielle Mähen, 
statt eines Radikalschnitts so-
wie das schonende Entfernen 
des Mähguts. Zudem nannte er 
eine größere Schnitthöhe des 
Mähwerks über dem Boden, 
die Verringerung der beim Mä-
hen überrollten Fläche, eine ge-
ringere Schnittfläche z. B. durch 
kleinere Messer mit schmaleren 
Klingen, einen geschlossenen Ge-
häuseboden und eine optimier-
te Luftstromführung zur Verrin-

gerung der Sogwirkung vom Bo-
den. Er stellte zugleich klar, dass 
mangels valider Daten über die 
Wirkungsweise der genannten 
technischen Möglichkeiten und 
Maßnahmen aktuell noch ein er-
heblicher Bedarf an weiteren Un-
tersuchungen besteht.

Grünpflegekonzept  
für seitliche Grünstreifen

Dr. Heinz Dirnhofer und Harald 
Claußen, beide von der Landes-
baudirektion Bayern, zeigten auf, 
wie das derzeitige, aktualisierte 
Grünpflegekonzept für seitliche 
Grünstreifen an Bundes-, Staats- 
und Kreisstraßen durch die Staat-
lichen Bauämter umgesetzt wird. 
Das Konzept zielt unter anderem 
auf ein erweitertes Lebensraum- 
und Nahrungsangebot sowie ei-
nen hohen Strukturreichtum und 
die Biotopvernetzung ab. Dabei 

sind die seitlichen Grünstreifen in 
den unmittelbaren Straßenrand 
(Straßenbankett), die Entwässe-
rungsgräben und die dahinter an-
schließenden extensiven Flächen 
aufgeteilt. Die Intensivbereiche 
müssen aus Verkehrssicherheits-
gründen häufiger gemäht bezie-
hungsweise gemulcht werden. 
Der Extensivbereich kann dage-
gen naturfreundlicher mit einem 
abschnittsweisen Mähkonzept 
bewirtschaftet werden, da da-
für auch keine spezifischen Pfle-
gekonzepte vorgeschrieben sind.

Einen interessanten interna-
tionalen Blick erlaubten den Ta-
gungsteilnehmenden Erwin Eg-
ger und Patrick Kummer aus der 
Schweiz mit der Präsentation ih-
rer Praxiserfahrungen und Un-
tersuchungsergebnisse im Be-
reich der biodiversitätsschonen-
den Mahd an den dortigen Au-
tobahnen und Nationalstraßen. 
Sie hoben dabei unter anderem 
die Faktoren Schnitthöhe, über-
rollte Fläche und Insektenscheu-
chen hervor. Auch sollte eine bio-
diversitätsschonende Mahd eine 
möglichst geringe Bodenverdich-
tung verursachen, um die Boden-
lebewesen und wiesentypischen 
Brütenden zu schonen. Eine ins-

Der von der Firma MULAG entwickelte, innovative Grünpflegekopf 
ECO 1200 plus zum ökologisch schonenden Mähen und Aufnehmen 
des Schnittguts von Straßen-Grünstreifen, hier beim Einsatz im exten-
siven Grünstreifen-Bereich. Bild: MULAG

gesamt nachhaltige Mahd würde 
sich aus ihrer Sicht neben der Bio-
diversität auch durch Sicherheit 
und Wirtschaftlichkeit auszeich-
nen. Im Gegensatz zu Deutsch-
land wird in der Schweiz das ab-
geräumte Mähgut von den Sei-
tenstreifen häufig auch zur Ver-
fütterung genutzt, sofern keine 
giftigen Pflanzen enthalten sind. 
Beim Thema Mähgut-Verwer-
tung stellte sich daher heraus, 
dass im Gegensatz zur Eidgenos-
senschaft die Vermüllung der 
deutschen Straßenränder eine 
Verfütterung an Tiere im Prinzip 
nicht erlaubt.

Sinnvolle, nachhaltige  
Verwertung des Mähguts

Dass es im deutschen Mäh-
gut-Verwertungsverfahren bis 
dato hakt, zeigte schließlich Len-
nart Dittmer, Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Bayeri-
schen Landesanstalt für Weinbau 
und Gartenbau (LWG), auf. Auch 
wenn es allgemein bewusst ist, 
dass das Entfernen des Mähguts 
ein wichtiger Faktor für die lokale 
Biodiversität ist, tut sich Deutsch-
land aufgrund seiner hausge-
machten Gesetzeslage schwer, 
eine sinnvolle, nachhaltige Ver-
wertung des Mähguts vom Stra-
ßenrand zu ermöglichen. Ditt-
mer stellte Ergebnisse aus seiner 
Machbarkeitsstudie zu „Verwer-
tungsalternativen für Mähgut 
aus Straßenbegleitgrün“ vor. Er 

wies darauf hin, dass bei einem 
konsequenten Abräumen des 
Mähguts vom Straßenrand extre-
me Mengen anfallen würden. Da-
her schlummert das größte Po-
tenzial für eine sinnvolle Verwer-
tung in der Kompostierung, der 
Trockenvergärung in Biogasanla-
gen und der gezielten Nutzung als 
Mulchmaterial zum Beispiel an 
Obstgehölzen. Auch ging Dittmer 
der Frage nach, wie hoch die Be-
lastung des Mähguts mit Schwer-
metallen und gesetzlich relevan-
ten organischen Schadstoffen so-
wohl im Straßenbankett als auch 
im Extensivbereich ist. Bei den 
Untersuchungen stellte sich her-
aus, dass alle in Deutschland ge-
setzlich relevanten Grenzwerte 
(wie der Düngemittelverordnung 
und der Bioabfallverordnung) 
eingehalten und teilweise sogar 
sehr weit unterschritten werden. 
Auch wurde festgestellt, dass 
der Gehalt an Schwermetallen 
im Mähgut aus dem straßenna-
hen Bereich (gemessen bis zwei 
Meter am Straßenrand) im Mit-
tel um 38 Prozent niedriger sind 
als im straßenfernen Bereich (ge-
messen in 6-10 Meter Abstand 
zur Straße). Als relevante Fakto-
ren für die Schadstoffgehalte in 
Mähgut nannte er zusammen-
fassend die Häufigkeit der Befah-
rung, die Entfernung zur Straße 
und die Mäh- beziehungsweise 
Abräumtechnik. 

Der VDI kündigte an, aktuell 
die Arbeit an der Entwicklung ei-
ner VDI-Richtlinie für „Insekten-
freundliche Mähwerke zur Pfle-
ge des Straßenbegleitgrüns“ vor- 

anzutreiben. Dem VDI geht es da-
bei um innovationsoffene Min-
destanforderungen, die den Er-
findergeist keinesfalls einschrän-
ken sollen. Vielmehr werden Im-
pulse zu weiteren Entwicklungen 
von geeigneten Techniken für in-
sektenfreundliches Mähen und 
Wegschaffen unterstützt. 

Das geplante DACH- For-
schungsprojekt „Biodiversitäts-
schonende Mähtechniken für 
den Unterhalt von Straßenbe-
gleitgrün“ soll eine Marktüber-
sicht über biodiversitätsschonen-
de Mähtechniken, wissenschaft-
lich fundierte Erkenntnisse zur 
Effektivität der verschiedenen 
Mähtechniken und Lösungsan-
sätze, die Entwicklung eines Kri-
terienkatalogs zur Beurteilung 
von Mähtechniken nach ökologi-
schen und ökonomischen Krite-
rien sowie Hinweise für die Her-
steller zur Weiterentwicklung ih-
rer Maschinen schaffen.

Standards dringend benötigt

Auf dem Expertenforum reif-
te die Erkenntnis, dass dringend 
Standards für die biodiversitäts-
schonende Mäh- und Abräum-
technik benötigt werden, sowohl 
im Hinblick auf aktuelle wissen-
schaftlich fundierte Mindestan-
forderungen an eine solche Tech-
nik als auch in Bezug auf die Me-
thodik bei den Tests entspre-
chender Geräte auf die Erfüllung 
dieser Anforderungen. 

Weitere Informationen: www.
mulag.com/de/exper tenfo -
rum-2023/  JK
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Effiziente, klimafreundliche
Winterdiensttechnik

Modernste Technologie  
für das Stadtgrün

Baumsensoren und LoRaWAN für eine effiziente und gezielte Baumpflege
Modernste Technologie kann die Stadt Augsburg künftig dabei un-
terstützen, die Baumpflege und -bewässerung weiter zu optimieren. 
Dazu läuft ein Feldversuch der Stadtwerke Augsburg (swa) am Gas-
werk Gelände. Dabei liefern Sensoren unter der Baumrinde, über-
tragen über das LoRaWAN-Netz der swa, ständig Daten, die Rück-
schlüsse auf den Zustand der Bäume ermöglichen. Die Experten im 
städtischen Amt für Grünordnung können daraus Schlüsse ziehen, 
etwa wann ein Baum gegossen werden muss. Das macht Baum- 
pflege effizient, schont Ressourcen und schützt die Bäume. „Wir 
brauchen mehr Informationen, um gezielt auf die Bäume zugehen 
zu können“, sagte Umweltreferent Reiner Erben. Das neue System 
liefere genau die Daten, die die Baumfachleute im Amt für Grünord-
nung für eine zielgerichtete und effiziente Baumpflege brauchen.

Bäume sind die grünen Lun-
gen in der Stadt. Ihnen kommt 
in Zeiten des Klimawandels ei-
ne immer größer werdende Be-
deutung zu, als Schattenspen-
der, als Wasserspeicher oder Le-
bensraum für unzählige Arten. 
Umso wichtiger ist es, sie zu pfle-
gen und zu schützen. Doch wie 
geht es den Bäumen in Augsburg 
überhaupt? Wie setzt ihnen an-
haltende Trockenheit zu? Gibt 
es langfristige Veränderungen? 
Wann muss eingegriffen und der 
Baum beispielsweise zusätzlich 
gegossen werden?

Sensoren unter Baumrinde

Erkenntnisse dazu können Da-
ten liefern, die ständig über den 
Zustand eines Baumes Auskunft 
geben. Dazu arbeiten die swa mit 
dem Münchner Startup Treesense 
zusammen. Die Daten liefern Sen-
soren. Messen bisherige Baum- 
überwachungssysteme lediglich 
die Bodenfeuchte im Wurzelbe-
reich eines Baumes, geht Tree-
sense neue Wege. Das Startup, 
das sich aus der TU München her- 
aus entwickelt hat, arbeitet mit 
Sensoren, die den elektrischen 
Widerstand unter der Baumrin-
de messen und damit Aufschluss 
über den Wasserhaushalt und die 
Verdunstungsleistung der Krone 
des Baumes geben. Diese Metho-
de lässt sehr viel genauere Rück-
schlüsse auf die Baumvitalität zu, 
als die reine Bodenfeuchte.

Mit den Daten aus Wider-
stand und Temperatur berech-
net ein von dem Startup ent-
wickelte Plattform, wie es dem 
Baum geht. Jeder überwach-
te Baum ist in einem Stadtplan 
eingezeichnet. Per Mausklick 
können die Daten aufgerufen 
werden. 

Das neue Verfahren könnte 
laut Erben erstmals im Rahmen 
des 1.000-Bäumeprogramms der 
Stadt testweise zum Tragen kom-
men. Acht Millionen Euro erhält 
die Stadt Augsburg vom Bund als 
Fördergelder für ein Modelpro-
jekt, bei dem 800 bis 1.000 Bäu-
me im Stadtgebiet gepflanzt wer-
den und ein Gieß- und Pflegema-
nagement entwickelt wird. „In 
Zeiten des Klimawandels müssen 
wir uns noch intensiver um unse-
re Bäume in der Stadt kümmern,“ 
so Erben. Bei der Vielzahl an Bäu-
men kann das mit Hilfe von tech-
nischer Überwachung und Analy-
se verbessert werden. „Wir ent-
wickeln Konzepte und sammeln 
Erfahrungen, die auch beispielge-
bend für andere Städte sein kön-
nen“, so der Umweltreferent.

Die Daten der Sensoren werden 
über das LoRaWAN-Netz (Long 
Range Wide Area Network) der 
swa in Echtzeit übertragen. LoRa-
WAN ist ein digitales Funksystem, 
ähnlich wie WLAN. „Es hat gegen-
über dem WLAN jedoch entschei-
dende Vorteile, etwa in der deut-
lich größeren Reichweite“, erklärt 
der Geschäftsführer der swa Net-
ze GmbH, Dr. Franz Otillinger. So 
steht das Stadtwerke LoRaWAN 
bereits jetzt flächendeckend in 
Augsburg zur Verfügung. Zudem 
benötigt LoRaWAN einen Bruch-
teil des Stroms und auch die Ins-
tallation ist deutlich einfacher und 
damit günstiger. Die verschlüssel-
te Datenübertragung im LoRa-
WAN geschieht immer sicher und 
energieeffizient. Das Gaswerk 
dient dabei als Versuchslabor. 
Hier testen die swa auch Sensor-
überwachung etwa für Feinstaub-
belastung, Parkplatznutzung oder 
Lautstärke und Temperatur bei 
Veranstaltungen im Freien oder 
den historischen Bauwerken.

„Mit dem LoRaWAN ge-
hen die swa zusammen mit der 
Stadt Augsburg einen wichtigen 
Schritt in Richtung Zukunft“, so 
Otillinger. „LoRaWAN kann da-
bei an den verschiedensten Stel-
len zum Einsatz kommen. So 
nutzen wir als swa beispielswei-
se das LoRaWAN selbst, um Zäh-
ler aus der Ferne abzulesen.“ Die 
swa stehen dabei als Partner an 
der Seite der Bürger, so Otillin-
ger. „Denn durch Glasfaser un-
ter den Straßen und dem LoRa-
WAN an der Oberfläche bieten 
sich neue Möglichkeiten, Augs-
burg bei der Entwicklung zur le-
benswerte Smart City zu unter-
stützen.“

„Wir brauchen Daten- und Da-
tennetze, um unsere Stadt le-
bens- und liebenswert zu erhal-
ten“, ist sich Horst Thieme, Smart 
City Manager bei der Stadt Augs-
burg, sicher. Anwendungen rei-
chen von der Mülltonnenlee-
rung, über Verkehrssteuerung 
bis zur Überwachung von histo-
rischen Gebäuden. „Es geht dar-
um, Ressourcen zu schonen und 
effizienter zu werden – und doch 
das Notwendige und Richtige zu 
tun.“  r
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Engagiert in der freiwilligen Feuerwehr – und plötzlich Arbeitnehmer:

Die Kommune als Arbeitgeber der 
ehrenamtlichen Feuerwehrleute

Mögliche Auswirkungen der steuerrechtlichen Einordnung  
der ehrenamtlichen THW-Helfer durch die Finanzverwaltung in NRW

Von Julian Pfeuffer, LL.M., Oberverwaltungsrat, München*

Problemaufriss: In NRW werden Ehrenamtliche beim Technischen 
Hilfswerk neuerdings steuerlich wie Festangestellte behandelt. Die 
Kernaussage des über einen Zeitraum von ca. zwei Jahren hinziehen-
den Verfahrens bei dem Finanzamt Bonn-Innenstadt besteht darin, 
dass die THW-Helfer steuerrechtlich als Arbeitnehmer zu definieren 
sind und demnach alle zugehörigen Pflichten zu erfüllen haben.

Ehrenamt und  
Arbeitnehmereigenschaft

Nun stellt sich die Frage, wie 
das Finanzamt auf die Idee 
kommt, ehrenamtliche Kräfte als 
Arbeitnehmer einzustufen. 

erlichen Vorgaben seien unab-
hängig davon anzuwenden, ob ei-
ne Person in einem Haupt- oder 
einem Nebenbeschäftigungsver-
hältnis oder bei einem öffentli-
chen Träger in einem Ehrenamts-
verhältnis tätig ist. 

Rein steuerrechtlich ist die Ein-
gliederung der Ehrenamtlichen 
in die Organisationsstruktur des 
THW sowie die Weisungsgebun-
denheit, welche einem Direk-
tionsrecht eines Arbeitgebers 
gleicht, ein wesentliches Krite-
rium. Vereinfacht ausgedrückt 
kommt es steuerrechtlich im Ge-
gensatz zum Zivilrecht auf einen 
Vergütungsanspruch (= Arbeits-
lohn) nicht zwingend an (vgl. § 19 
Abs. 1 S. 2 EstG).

Die Anforderungen an ein 
Dienstverhältnis gem. § 1 Abs. 2 
LStDV (Schulden der Arbeitskraft, 
Weisungsgebundenheit und die 
organisatorische Eingliederung) 
ergeben sich für THW-Helfer be-
reits aus dem Gesetzeswortlaut 
des § 1 Abs. 3 THW-Gesetz: Das 
Technische Hilfswerk besteht aus 
Personen, die sich freiwillig zum 
ehrenamtlichen Dienst im Tech-
nischen Hilfswerk verpflichtet 
haben (Helferinnen und Helfer) 
und aus hauptamtlich Beschäf-
tigten. Die Helferinnen und Hel-
fer stehen zum Bund in einem öf-
fentlich-rechtlichen Amtsverhält-
nis, das sich nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes bestimmt; 
sie sind grundsätzlich in Ortsver-
bänden organisiert.

Wenn man sodann für die eh-
renamtliche Tätigkeit Geld oder 
einen geldwerten Vorteil erhält, 
dann handelt es sich regelmäßig 
um steuerpflichtige Einnahmen. 
Die Bezeichnung der Tätigkeit als 
„ehrenamtlich“ und der Zahlung 
als „Aufwandsentschädigung“ 
hat auf die Steuerpflicht keinen 
Einfluss. 
Rechtslage vor der Einordnung 
von ehrenamtlichen Kräften als 
Arbeitnehmer

Bisher war das THW auf Grund-
lage der Mitteilungsverordnung 
(MV) verpflichtet, alle Zahlun-
gen an Ehrenamtliche an die Fi-
nanzbehörden zu melden. Diese 
Verpflichtung hat ihre Ermächti-
gungsgrundlage in § 93a der Ab-
gabenordnung.

Unter die Mitteilungsverord-
nung (MV) fallen grundsätzlich 
alle Zahlungen für ehrenamt-
liche und nebenberufliche Tä-
tigkeiten (z. B. Verdienstausfall, 
Aufwandsentschädigung, Reise-
kosten, Fahrgeld, Auslandsver-
wendungszuschlag, Honorar für 
Vortragstätigkeit, usw.). Hierzu 
gehören auch Gelder, die im Auf-
trag des Ehrenamtlichen direkt 
an einen Dritten weitergeleitet 
werden, ohne vorher dem Konto 
der anspruchsberechtigten Hel-
fer gutgeschrieben worden zu 
sein („Spende des Fahrgelds an 
die Helfervereinigungen“). Reine 
Erstattungen konkret vorveraus-
lagter Kosten sind hingegen nicht 
meldepflichtig (z.B.: Erstattung 
von Essensauslagen).

In der Vergangenheit konn-
te sich das THW diesbezüglich 
auf die sog. Bagatellgrenze aus § 
7 Abs. 2 der Mitteilungsverord-
nung berufen. Demnach war ei-
ne Meldung an die Finanzbehör-
den nur vorzunehmen, wenn die 
Gesamtsumme aller Zahlungen 
an eine Person im Kalenderjahr 
1.500 EUR überstieg. Diese Sum-
me wurde in der Praxis nur äu-

ßerst selten erreicht, sodass es 
zu keinem gesonderten bürokra-
tischen Aufwand (weder auf Sei-
ten des THW noch auf Seiten der 
Helfer sowie der Finanzverwal-
tung) kam. 
Neue Rechtslage nach der Ein-
ordnung von ehrenamtlichen 
Kräften als Arbeitnehmer

Seit die Finanzverwaltung 
NRW die THW-Helfer/innen steu-
errechtlich als Arbeitnehmer/
innen bewertet, ist neben der  
Mitteilungsverordnung nunmehr 
auch das Einkommensteuerge-
setz (insb. §§ 41, 41b EStG) maß-
gebend. Auszahlungen an THW 
Helfer/innen wie Aufwandsent-
schädigung, Reisekosten, Fahr-
geld und Auslandsverwendungs-
zuschlag sind daher künftig als 
sogenannte „Lohnzahlungen“ zu 
behandeln.

Das bedeutet, dass von der 
Bundesanstalt Technisches Hilfs-
werk für jede der ca. 85.000 eh-
renamtlichen Einsatzkräfte eine 
Lohnsteuerbescheinigung an das 
Finanzamt übermittelt werden 
muss, und zwar bereits bei Zah-
lung von 00,01 Euro pro Kalen-
derjahr. Eine Bagatellgrenze wie 
bei der Mitteilungsverordnung (§ 
7 Abs. 2) ist nicht vorhanden. 

Auch für die ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer führt dies 
zu einem erheblichen Mehrauf-
wand: Das Finanzamt wird über 
Zahlungen informiert und wird 
gegebenenfalls bei den Empfän-
gern nachfragen. Dies führt ins-
besondere bei ehrenamtlich en-
gagierten Schülern/ Studenten 
und/ oder Arbeitssuchenden, 
welche bisher mangels anderer 
Einnahmen keine Steuererklä-
rung abgeben mussten, zu einer 
faktischen Pflicht eine Steuerer-
klärung einzureichen. Auch bei 
bereits eingereichten Steuerklä-
rungen, in welchen die Zahlun-
gen aus dem Ehrenamt nicht an-
gegeben wurden, ist nicht aus-
zuschließen, dass das Finanzamt 
Nachfragen stellt. Gem. § 153 der 
Abgabenordnung muss der/die 
Steuerpflichtige die Steuererklä-
rung zudem berichtigen, sofern 
steuerpflichtige Einnahmen nicht 
erklärt wurden. 

Zuzustimmen ist der Aussage, 
dass der Gesetzgeber Zahlungen 
im Ehrenamt grundsätzlich nicht 
als wesensfremd ansieht. So ist 
gesetzlich ausdrücklich (§ 22 Abs. 
3 MiLoG) oder mittelbar (§§ 31 
a Abs. 1, 31 b Abs. 1 BGB) fest-
gelegt, dass Ehrenamtliche eine 
„Vergütung“ erhalten. Im Steu-
errecht belegt die Existenz der 
auf typischer Weise im Ehren-
amt geleistete nebenberufliche 
Tätigkeiten ausgerichteten Frei-
betragsregelungen des § 3 Nr. 12 
S. 2, 26 und 26 a EStG, dass hier 
grundsätzlich von der Möglich-
keit steuerlich relevanter Einnah-
men ausgegangen wird.  Jedoch 
hält der Bundesfinanzhof auch 
fest, dass zumindest für die An-
wendung der §§ 3 Nr. 26 und 26 
a EstG (auch) vorausgesetzt wird, 
dass die nebenberufliche Tätig-
keit als Übungsleiter/in mit der 
Absicht, einen Totalgewinn oder 
-überschuss der Einnahmen über 
die Ausgaben zu erzielen, ausge-
übt wird. Denn sollte die Tätig-
keit als so genannte Liebhaberei 
anzusehen sein, wären die dar- 
aus stammenden Einnahmen 
nicht steuerbar und die damit zu-
sammenhängenden Aufwendun-
gen steuerlich unbeachtlich (vgl. 
BFH, BFH/NV 2006, 1068 = Beck-
RS 2005, 25009661).  Gerade die 
vom Bundesfinanzhof geforder-
te Gewinnerzielungsabsicht ist 
bei ehrenamtlich Engagierten äu-
ßerst fraglich und hätte von Sei-
ten der Finanzverwaltung NRW 

Julian Pfeuffer, LL.M., Oberver-
waltungsrat, München.  r

Dies kann nur nachvollzogen 
werden, wenn man sich (wie das 
Finanzamt) ausschließlich auf das 
Steuerrecht konzentriert und 
sämtliche übrigen Belange bei-
seitelässt: Denn der sozialversi-
cherungsrechtliche und der ar-
beitsrechtliche Arbeitnehmerbe-
griff unterscheidet sich von dem 
einkommensteuerrechtlichen Ar-
beitnehmerbegriff des § 19 EstG. 
Obwohl die Begriffe die gleichen 
sind, sind diese inhaltlich nicht 
deckungsgleich. 

Das Steuerrecht regelt den Ar-
beitnehmerbegriff in der Lohn-
steuer-Durchführungsverord-
nung (LStDV). Gem. § 1 Abs. 1 
der LStDV sind Arbeitnehmer sol-
che Personen, die in öffentlichem 
oder privatem Dienst angestellt 
oder beschäftigt sind oder wa-
ren und die aus diesem Dienst-
verhältnis oder einem früheren 
Dienstverhältnis Arbeitslohn be-
ziehen. Arbeitnehmer sind auch 
die Rechtsnachfolger dieser Per-
sonen, soweit sie Arbeitslohn 
aus dem früheren Dienstverhält-
nis ihres Rechtsvorgängers bezie-
hen.

Weiter regelt § 1 Abs. 2 der 
LStDV, dass ein Dienstverhältnis 
vorliegt, wenn der Angestellte 
(Beschäftigte) dem Arbeitgeber 
(öffentliche Körperschaft, Unter-
nehmer, Haushaltsvorstand) sei-
ne Arbeitskraft schuldet. Dies ist 
der Fall, wenn die tätige Person 
in der Betätigung ihres geschäft-
lichen Willens unter der Leitung 
des Arbeitgebers steht oder im 
geschäftlichen Organismus des 
Arbeitgebers dessen Weisungen 
zu folgen verpflichtet ist.

Wie kann es aber sein, dass eh-
renamtliche THW-Helfer ohne 
Arbeitsvertrag sowie Zahlung ei-
ner Vergütung aufgrund eines Ar-
beitsvertrages als steuerrecht-
liche Arbeitnehmer eingestuft 
werden? 

Eine diesbezügliche Anfrage 
der Westfalenpost reichte das Fi-
nanzministerium an die Oberfi-
nanzdirektion weiter. In der Ant-
wort heißt es: „Kennzeichnend 
für die steuerliche Einordnung 
als Arbeitnehmerin oder Arbeit-
nehmer ist insbesondere, dass 
eine Person weder unabhängig 
noch eigenverantwortlich tätig 
ist (Weisungsgebundenheit) und 
in die Organisation des Arbeitge-
bers eingegliedert ist.“ Die steu-

einer gesonderten Prüfung be-
durft. 

Im Ergebnis führt die Einschät-
zung des Finanzamts Bonn-In-
nenstadt zu der (für den Laien 
nicht nachvollziehbaren) Situati-
on, dass Helferinnen und Helfer 
sich nun einerseits ausführlich 
mit Steuerfragen befassen müs-
sen, andererseits in der Regel 
Freibeträge (z.B.: § 3 Nr. 26 EStG: 
„Übungsleiterpauschale“) nicht 
überschritten werden, sodass 
keinerlei Steuer gezahlt werden 
muss. Das Finanzamt muss die Er-
klärungen darüber hinaus prüfen, 
um ebenfalls zu dem Ergebnis zu 
kommen, dass den meisten Fäl-
len keine zusätzlichen Abgaben 
fällig werden. Vor dem Hinter-
grund, dass das Ehrenamt in na-
hezu allen Fällen gemeinnützig ist 
und lediglich Aufwandsentschä-
digungen gezahlt werden, steht 
der Verwaltungsaufwand in kei-
nem Verhältnis zum Nutzen (= 
höherer Steuerertrag). 

Bedeutung für  
die Kommunen in Bayern

Gem. Art. 1 Abs. 1 und Abs. 
2 des Bayerischen Feuerwehr-
gesetzes ist es Pflichtaufgabe 
der Gemeinden im eigenen Wir-
kungskreis dafür zu sorgen, dass 
drohende Brand- oder Explosi-
onsgefahren beseitigt und Brän-
de wirksam bekämpft werden 
(abwehrender Brandschutz) so-
wie ausreichende technische 
Hilfe bei sonstigen Unglücksfäl-
len oder Notständen im öffent-
lichen Interesse geleistet wird 
(technischer Hilfsdienst). Zur Er-
füllung dieser Aufgaben haben 
die Gemeinden in den Gren-
zen ihrer Leistungsfähigkeit ge-
meindliche Feuerwehren aufzu-
stellen, auszurüsten und zu un-
terhalten. Nach Art. 4 Abs. 1 des 
Bayerischen Feuerwehrgesetzes 
werden der abwehrende Brand-
schutz und der technische Hilfs-
dienst durch gemeindliche Feu-
erwehren (Freiwillige Feuerweh-
ren, Pflichtfeuerwehren, Be-
rufsfeuerwehren) und durch 
Werkfeuerwehren besorgt. Die 
gemeindlichen Feuerwehren sind 
öffentliche Einrichtungen der Ge-
meinden.

Überträgt man die obige 
Rechtsauffassung, so unterfal-
len die freiwilligen Feuerweh-
ren der bayerischen Gemein-
den ebenfalls unter die steuer-
rechtliche Arbeitnehmereigen-
schaft. Die Anforderungen an ein  
steuerrechtliches Dienstverhält-
nis (Schulden der Arbeitskraft, 
Weisungsgebundenheit und die 
organisatorische Eingliederung) 
liegen vor. So haben Feuerwehr-
dienstleistende gem. Art. 6 Abs. 
1 Satz 2 des bayerischen Feu-
erwehrgesetzes an Einsätzen, 
Ausbildungsveranstaltungen,  
Sicherheitswachen und am Be-
reitschaftsdienst teilzunehmen 
und die Weisungen ihrer Vorge-
setzten zu befolgen.  Ebenso wie 
bei den THW-Helfern ist es un-
beachtlich, dass der Feuerwehr-
dienst, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, ehrenamtlich geleistet 
wird (Art. 6 Abs. 1 Satz 1 des bay-
erischen Feuerwehrgesetzes).

Wo wird dies hauptsächlich 
relevant?

Für die Teilnahme an Brand-
wachen und Sicherheitswachen 
erhalten Feuerwehrleute nach 
Art. 11 Abs. 2 BayFwG in Verbin-
dung mit § 11 Abs. 5 AVBayFwG 
eine Entschädigung für den Zeit-
aufwand, wenn nicht der Lohn 
fortzuzahlen oder Verdienstaus-
fall zu erstatten ist. Der maßge-
bende Stundensatz ergibt sich 
aus der jeweils gültigen Bekannt-
machung des Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern, für 
Sport und Integration. 

Fazit:

Formaljuristisch mag das Vor-
gehen der Finanzverwaltung kor-
rekt sein. Eine Stärkung des Eh-
renamts erfolgt hierdurch je-

denfalls nicht. Insofern stellt sich 
schon die Frage, warum die Po-
litik über die Einführung von zu-
sätzlichen Rentenpunkten für das 
Ehrenamt diskutiert, während 
das Steuerrecht sowohl für eh-
renamtlich Tätige als auch die da-
hinterstehenden Vereine, Kom-
munen und Organisationen ei-
ne wesentliche Hürde bietet.  Die 
Entscheidung des Finanzamts 
Bonn-Innenstadt lässt das The-
ma jedenfalls neu aufflammen: 
So hat der Bundestagsabgeord-
nete Martin Gerster und Präsi-
dent der THW-Bundesvereini-
gung e.V. sich in einem offenen 
Brief an Bundesfinanzminister 
Christian Lindner  gewandt und 
sich dafür eingesetzt den ehren-
amtlichen Helferinnen und Hel-
fern zusätzliche steuerrechtliche 
Mitteilungspflichten zu erspa-
ren. Es verbleibt daher die Hoff-
nung, dass die Reaktion des Bun-
desfinanzministeriums auch für 

freiwillige Feuerwehren in Bay-
ern eine positive Wendung er-
möglicht. Dann können sich die 
ehrenamtlichen Feuerwehrleute 
auf ihre Aufgaben im abwehren-
den Brandschutz und im techni-
schen Hilfsdienst konzentrieren, 
um möglichst schnell Menschen 
zu retten, Schadenfeuer zu be-
kämpfen sowie technische Hilfe 
leisten zu können. Das Erstellen 
von Steuererklärungen gehört je-
denfalls nicht dazu. 

*Unser Autor Julian Pfeuffer, 
LL.M. ist Jurist in der Vergabe-
stelle 1 der Landeshauptstadt 
München und ehrenamtlicher 
Helfer des THW Ortsverbandes 
München-Land. Der Aufsatz gibt 
ausschließlich seine persönliche 
Meinung wieder.

Eine ausführliche Version des 
Texts inklusive Fußnoten kann 
online unter www.gemeindezei-
tung.de (Ausgabe 17/2023) abge-
rufen werden.  r

Einsatzkräfte aus dem Landkreis München auf dem Weg zu Hilfsein-
sätzen im Landkreis Bad Tölz-Wolfratshausen.  Bild: LRA München

Unterstützung für 
Benediktbeuern

Landkreisfeuerwehren im Hilfseinsatz nach Unwetter
Das schwere Unwetter Ende August hat für große Schäden in vielen 
Teilen Bayerns gesorgt – vor allem Benediktbeuern wurde von der 
Wucht der Hagelkörner, dem Sturm und den Wassermassen stark 
getroffen. Einsatzkräfte auch aus dem Landkreis München packen 
nun vor Ort mit an.

40 Einsatzkräfte mit mehreren 
Drehleitern und Löschfahrzeugen 
verschiedener Landkreisfeuer-
wehren befanden sich im überört-
lichen Einsatz zur Unterstützung 
der Kräfte in Benediktbeuern. Zu 
tun gab es viel: Unzählige Fenster-
scheiben wurden zerstört, Dächer 
abgedeckt und Bäume entwurzelt. 

Hinzu kam der anhaltende Nie-
derschlag, der viele vom Unwet-
ter getroffene Gebäude weiter 
beschädigte, wenn diese nicht 
notdürftig gegen die Feuchtigkeit 
geschützt wurden. 

Kurzfristig haben neun Hilfs-
kräfte aus dem Landkreis Mün-
chen deshalb 39 Notdächer nach 
Benediktbeuern geliefert. Die da-
mit abgedeckten Häuser wurden 
so provisorisch vor den Regen-
massen geschützt. 

Ebenso machten sich noch ein-
mal zehn Kräfte der Freiwilligen 
Feuerwehren aus dem Landkreis 
München auf dem Weg nach Be-
nediktbeuern, um mit Hilfe zwei-
er Drehleitern die dortigen Ein-
satzkräfte zu unterstützen.

Zahlreiche Freiwillige  
Feuerwehren im Einsatz

Allein aus dem Landkreis Mün-
chen waren bei dem Hilfseinsatz 
beteiligt Kräfte der Freiwilligen 
Feuerwehren aus Pullach, Ober-
schleißheim, Neuried, Aschheim, 
Feldkirchen, Garching, Gräfelfing, 
Grasbrunn, Taufkirchen und Un-
terschleißheim, Einsatzkräfte der 
Kreisbrandinspektion Landkreis 
München sowie des Technischen 
Hilfswerks..  r

Symposium Krise und Resilienz
Folgen eines Stromausfalls in Alten- und Pflegeheimen – 

vorbereitet in den Notbetrieb

Am 19.09. und 24.11.2023 findet in Regensburg das Symposi-
um Krise und Resilienz der STEINHOFER Ingenieure in Koopera-
tion mit der OTH Regensburg statt. Fachthema ist „Folgen eines 
Stromausfalls in Alten- und Pflegeheimen – vorbereitet in den 
Notbetrieb“. Im Rahmen von Vorträgen, einer Podiumsdiskus-
sion und einem Workshop werden verschiedenste Krisenszena-
rien im Bereich Alten- und Pflegeeinrichtung bei einem länger 
anhaltenden Stromausfall durchdacht, diskutiert und Lösungs-
ansätze erarbeitet.

Ein Blick auf die vergangenen Jahre zeigt, dass Krisen und Ka-
tastrophen in der heutigen Zeit eher zu- als abnehmen, die Pan-
demie, das Hochwasser im Ahrtal 2021 oder Stromausfälle bzw. 
-engpässe. All diese Ereignisse verdeutlichen, dass ein Plan für 
den Notfall, vor allem auch in Alten- und Pflegeeinrichtungen 
höchste Bedeutung hat. Diese müssen auf Störungen vorberei-
tet sein, um die Versorgung der Bewohner aufrecht zu erhal-
ten. Es sollte sich nicht ausschließlich auf die Unterstützung von 
Hilfsorganisationen und der Feuerwehr verlassen werden, denn 
diese sind in länger anhaltenden Krisen- oder Katastrophensi-
tuationen vielerorts im Einsatz. Aus dem Gesundheitsversor-
gungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) in § 113 Abs. 1 SGB XI 
geht hervor, dass in Krisensituationen Maßnahmen zur Quali-
tätssicherung getroffen werden müssen: Infos und Anmeldung 
unter: https://www.steinhofer-ingenieure.com/veranstaltun-
gen/symposium/.  r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php
https://www.steinhofer-ingenieure.com/veranstaltungen/symposium/
https://www.steinhofer-ingenieure.com/veranstaltungen/symposium/
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Schöne Wanderstrecken dank Unimog
Um die touristische Infrastruktur der Gemeinde Schwangau nach-
haltig zu unterstützen, müssen ganzjährig die Wanderwege gepflegt 
werden. Der Mercedes-Benz Geräteträger wird zur Instandhaltung 
von Wegen und dem Räumen und Freischneiden von Parkflächen ein-
gesetzt, wodurch er sich für die Wanderwegs-Förderung aus dem Eu-
ropäischen Fond für regionale Entwicklung qualifizierte. Ursprünglich 
war die Förderung von bis zu 60 Prozent für Schmalspurfahrzeuge bis 
zu 9,5 t möglich, nun wurde sie für den Unimog erweitert. Das Bild 
zeigt v.l.: Hannes Bruckdorfer (stellvertretender Bauhofleiter der Ge-
meinde Schwangau) und Fabian Duschl (Henne Nutzfahrzeuge GmbH) 
bei der Übergabe des U 423 an die Kommune bei Henne in Heimstet-
ten. Bild: Henne

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Saubere Leistung.
Der Unimog hat auf zahlreiche Reinigungsanforder-
ungen die passende Antwort. Mit dem Unimog 
Geräteträger lassen sich öffentlicher Raum und Betriebs-
flächen schnell und einfach säubern. Frontkehrbesen 
halten beispielsweise Baustellenbereiche sauber, Hoch-
druck reinigungsbalken entfernen Staub und Schmutz 
flächendeckend und Spezial geräte wie Tunnelwasch-

geräte ersetzen eine ganze Flotte an Spezialfahrzeugen. 
Mit der ab Werk lieferbaren Vorrüstung für Aufbaukehr-
maschinen ist selbst ein Kehraufbau in kurzer Zeit auf- 
und wieder abgebaut. Der schnelle Geräte wechsel 
ermöglicht, dass in einer Arbeitsschicht gleich mehrere 
Geräte eingesetzt werden können. Mehr unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

V.l.: Reinhold Degelmann (Geschäftsführer KLMV), Rolf Trampert, Heinrich Blumenberg, Thomas Freidel, 
Matthias Holz (alle von Mercedes-Benz Special Trucks), Patrick Degelmann (Geschäftsführer KLMV), Armin 
Fahlpahl (Bucher Municipal), Tobias Degelmann (Geschäftsführer KLMV). Bild: KLMV Degelmann

Ein starker Partner für Mercedes-Benz Unimog:

KLMV GmbH feiert  
25-jähriges Bestehen

Leinfelden-Echterdingen/Schloss Döhlau – Die Mercedes-Benz Unimog 
Generalvertretung KLMV GmbH feiert einen runden Geburtstag: Seit 25 
Jahren unterstützt sie ihre Kunden im Bereich der Kommunaltechnik 
und im Bausegment. Im Jahr 1998 wurde das familiengeführte Unter-
nehmen gegründet. An den Standorten im oberfränkischen Oberkot-
zau und im sächsischen Rodewisch ist die KLMV als autorisierter Ver-
triebs- und Servicepartner für Unimog aktiv, in Kulmbach betreibt sie 
einen Baumaschinenvertrieb mit entsprechenden Servicereparaturen. 

Die KLMV bietet Kommunal- 
und Baumaschinen zum Kaufen 
und Mieten an sowie den dazu-
gehörigen Werkstatt- und Ersatz-
teil-Service. Als Unimog Gene-
ralvertretung gehören hochge-
ländegängige Unimog, Unimog 
Geräteträger und passende An-

baugeräte für den Winterdienst, 
die Stadtreinigung und die Land-
schaftspflege zum vielseitigen 
Angebot. Ihr breites Produktan-
gebot und der umfassende Ser-
vice durch Fachpersonal ma-
chen die KLMV zum Anlaufpunkt 
von Kunden mit hohen Ansprü-

chen und zu einem starken Part-
ner von Mercedes-Benz Special 
Trucks.

Rolf Trampert, Leiter Vertrieb 
Mercedes-Benz Special Trucks 
für Deutschland, Österreich und 
die Schweiz: „Die Unimog Gene-
ralvertretung KLMV bedient Kun-
den mit passenden Fahrzeugen 
und Geräten für unterschiedlichs-
te Anwendungsfälle. Damit er-
reicht sie seit Jahren eine beein-
druckend hohe Kundenzufrieden-
heit und Marktdurchdringung. 
Wir sind stolz auf die enge Zusam-
menarbeit und freuen uns auf vie-
le weitere, erfolgreiche Jahre.“ r

Landkreis Amberg-Sulzbach:

Neues Einsatzgerät  
für die Landkreisfeuerwehren

Sie bringt mehr Sicherheit für die Rettungskräfte und eine besse-
re Einschätzung von Gefahren: Die Feuerwehr im Landkreis Am-
berg-Sulzbach bekommt, so das Landratsamt, dank ihrer neuen 
Drohne schneller einen Überblick über brenzlige Situationen. Auf 
rund 40 Einsätze wird die Drohne voraussichtlich im Jahr kommen 
und dabei oft bei der Suche nach Menschen eingesetzt.

Mitglieder der Fachgruppe 
„Drohne im Kreisfeuerwehrver-
band Amberg-Sulzbach“, Vorsit-
zender und Teamleiter Christo-
pher Richter, Feuerwehr Küm-
mersbruck, und deren Kom-
mandant Alwin Holzner, ließen 
das hochmoderne Fluggerät der 
Kreisbrandinspektion im Bei-
sein von Landrat Richard Rei-
singer, dem neuen Kreisbrand-
rat Christof Strobl und der Feu-

erwehr-Führungskräfte erstmals 
steigen. „Die Drohne ist land-
kreisweit im Einsatz, das heißt, 
alle der mehr als 100 Feuerweh-
ren im Landkreis profitieren von 
dieser Investition“, so der Kreis-
brandrat.

Stationiert ist die Drohne zen-
tral bei der Feuerwehr Küm-
mersbruck, dort wird das Gerät 
auch gewartet. Wenn die Drohne 
für einen Einsatz benötigt wird, 

rücken die Aktiven der Fachgrup-
pe aus. Die Leitung der Grup-
pe haben Kreisbrandinspektor 
Armin Daubenmerkl und Kreis-
brandmeister Dominik Ernst. 
Auch Landrat Richard Reisinger 
zeigte sich begeistert von dem 
neuen High-Tech-Gerät: „Die 
Feuerwehr im Landkreis ist jetzt 
technisch noch besser ausgerüs-
tet. Leib und Leben der Rettungs-
kräfte bei deren vielfältigen Ein-
sätzen können besser geschützt 
und Gefahren für die Landkreis-
bevölkerung effektiver abge-
wehrt werden.“

Technische Details

Die Drohne kostet rund 22.000 
Euro, kann auch bei Regen (beim 
Vorgängermodell nicht mög-
lich) und bei Windböen bis zu 
rund 50 km/h fliegen. Sie bleibt 
bei Bedarf etwa 40 Minuten in 
der Luft, das Vorgängermodell 
schaffte nur rund 25. Ein Akku- 
wechsel sei im Betrieb möglich 
ohne Ausfallzeit (vorher muss-
te man die Drohne ausschalten 
und neu starten, was jeweils fünf 
Minuten Verlust bedeutete). Die 
Drohne kann mit zwei Fernbedie-
nungen gesteuert werden, eine 
Wärmebildkamera wandelt Wär-
mestrahlung von Menschen, Tie-
ren oder Objekten in Bilder um. 
Die theoretische Reichweite liegt 
bei 7.000 Metern (vorher in der 
Praxis 500 Meter). Mit ihrem La-
serentfernungsmesser operiert 
sie zwischen drei und 1.200 Me-
tern, ihr Suchscheinwerfer, ein 
leistungsstarker LED-Spot, leuch-
tet selbst in 120 Metern Höhe 
noch alles taghell aus. Besonde-
res Highlight ist aber ein Hoch-
leistungslautsprecher: 120 db 
Schalldruck machen eine Durch-
sage (etwa bei einer Evakuierung 
oder dem Räumen des Gefahren-
bereichs) problemlos möglich. Al-
les in allem eine äußerst wert-
volle technische Hilfe für die ver-
antwortungsvollen und oft auch 
gefährlichen Aufgaben der Feu-
erwehrmänner und -frauen.  r

Natürlicher Klimaschutz
Mehr Raum für die Natur im Tal der Großen Laber

Regensburg (RL)/Ansbach/Kelheim/Genua. Gemeinsam mit 
den Landschaftspflegeverbänden Kelheim und Regensburg set-
zen sich der Deutsche Verband für Landschaftspflege (DVL) und 
Fondazione Capellino für ein europäisches Netzwerk von Bio- 
diversitätskorridoren ein.-

Das Tal der Großen Laber, ei-
nem Nebenfluss der Donau süd-
lich von Regensburg, ist ein ein-
zigartiger Lebensraum für viele 
Tier- und Pflanzenarten, die auf 
naturnahe Flussauen angewie-
sen sind. Die Landschaftspflege-
verbände (LPV) Kelheim und Re-
gensburg sind seit Jahrzehnten 
in der Biotoppflege tätig. Doch 
die Natur macht nicht an Gren-
zen halt. Mit Hilfe des DVL wer-
den deshalb zwei Projektgebiete 
in ein europäisches Verbundpro-
jekt eingebunden.

Vernetzung  
europäischer Schutzgebiete

Das Projekt EU Biodiversity 
Corridors (EuroBIOCOR) unter-
sucht EU-Biodiversitätskorrido-
re mit dem Ziel, die Vernetzung 
europäischer Schutzgebiete zu 
verbessern. Es leistet damit un-
mittelbar einen Beitrag zur Errei-
chung der EU-Biodiversitätsstra-
tegie, 30 Prozent der Fläche der 
Europäischen Union bis 2030 als 
Schutzgebiete auszuweisen.

Initiiert und gefördert wird 
das Projekt von Fondazione Ca-
pellino. Die 2018 gegründe-
te Stiftung aus Genua (Italien) 
konzipiert und fördert Projek-
te zur Wiederherstellung der 
biologischen Vielfalt und gegen 

den Klimawandel. Die EU-Bio-
diversitätskorridore bilden ei-
nen Schwerpunkt der Stiftungs-
arbeit.

Bayerische LPV sind Pioniere

In Bayern liegt das erste kon-
krete Testgebiet. Es umfasst die 
Talauen und die Talhänge auf ei-
ner Strecke von rund 45 Kilome-
ter entlang der Großen Laber 
zwischen Laaberberg im Land-
kreis Kelheim und Schönach im 
Landkreis Regensburg. Neben 
der Vernetzung der lokalen Pro-
jektgebiete werden Biotop-Ver-
bindungen im gesamten Talraum 
und dessen Bedeutung im Euro-
päischen Schutzgebietssystem 
dargestellt.

Biologische Vielfalt  
erhalten und fördern

Das insgesamt dreijährige Pro-
jekt ist Teil eines größeren Netz-
werks von Biotopverbundpro-
jekten in ganz Europa, die darauf 
abzielen, die biologische Viel-
falt zu erhalten und zu fördern. 
Das Projekt wurde im April 2023 
gestartet und läuft zunächst bis 
März 2024. In der ersten Pro-
jektphase werden die umzuset-
zenden Maßnahmen konzipiert, 
woraufhin die Bewertung der 

Erfolgsaussichten erfolgt. Daran 
anknüpfend werden Maßnah-
men für die Hauptprojektphase 
entwickelt, um sie in den Folge-
jahren sukzessive umzusetzen.

Internationale Kooperation

Die wissenschaftlichen Partner 
der Fondazione Capellino, das In-
stitut für Regionalentwicklung 
des Eurac Research Forschungs-
zentrums in Bozen und die nie-
derländische Universität Wage-
ningen, wenden dazu computer-
gestützte Methoden an. Mittels 
geografischer Informationssyste-
me wird der aktuelle Stand der 
ökologischen Vernetzung wie 
Kerngebiete, Korridore, kosten-
günstigste Wege und Barrieren 
überprüft. Zudem werden die 
wichtigsten Standorte und öko-
logischen Verbindungen für den 
europäischen Biotopverbund er-
mittelt.

Praxiserfahrung der  
Landschaftspflegeverbände

Lokal baut das Projekt auf frü-
here Erfahrungen im Labertal 
auf. Im Landkreis Kelheim gibt 
es seit den 1990er Jahren Bemü-
hungen zum Schutz und zur Ent-
wicklung eines Naturschutzge-
bietes und des Wiesenbrüterge-
bietes im Labertal. Die dort ge-
wonnenen Erfahrungen werden 
nun im Landkreis Regensburg 
aufgegriffen, regional ausgewei-
tet und in den europäischen Pro-
jekt-Verbund eingebracht.  r

https://special.mercedes-benz-trucks.com/de/unimog/kommunal.html?utm_source=print&utm_medium=link&utm_content=unimog-kommunal
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Markt Stammbach hat ca. 
2.500 Einwohner, sieben Feuer-
wehren verteilt auf 35 Quadrat-
kilometer Fläche und entspre-
chend viel Infrastruktur.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Seit 1996 bin ich hauptamtli-
cher Erster Bürgermeister. Der 
Arbeitsaufwand ist vergleichbar 
mit einem mittelständischen 
Unternehmen, das geht meiner 
Meinung nach nicht ehrenamt-
lich.
Welchem Beruf sind Sie vor 

unserem normalen Budget 
nicht lösen können. Das Aus-
weisen von städtebaulichen Sa-
nierungsgebieten und den da-
mit verbundenen steuerlichen 
Vorteilen für die Eigentümer ist 
der Turbolader für die innerört-
liche Aufwertung.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Es geht mit voller Kraft um 
die Innenentwicklung. Wenn 
ich einen Bauplatz ausweise, 
dann sind die ersten Folgefra-
gen, wie es mit dem Breitband- 
anschluss und der Kinderbe-
treuung aussieht. Hier haben 

Karl Philipp Ehrler
Erster Bürgermeister, Markt Stammbach

Amtsantritt nachgegangen bzw. üben Sie die-
sen nach wie vor aus?

Ich war Beamter im gehobenen Dienst beim 
Freistaat Bayern im Bereich Justiz/Strafvollzug.

Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Seit 300 Jahren ist meine Familie hier am Ort 
ansässig. Mein Anreiz ist meine Heimat weiterzu-
entwickeln und zukunftsfähig zu machen, damit 
auch künftige Enkelkinder gern hier leben und  
eine gute Zukunft haben werden. Das war mein 
Anreiz und ist es immer noch.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Durch eine hervorragende Ausbildung beim 
Freistaat in den Bereichen Psychologie, Betriebs-
wirtschaft und Recht. Das sind Kernkompeten-
zen, die man für das Bürgermeisteramt drauf- 
haben sollte.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Stammbach liegt im ehemaligen Zonenrand-
gebiet. Seit der Gebietsreform haben wir bestän-
dig Bevölkerung verloren. Ohne die Grenzland-
förderung hätten wir nicht überlebt. 1996 war 
die kleine Boomphase nach der Deutschen Ein-
heit vorbei. Wir waren wirtschaftlich und demo-
graphisch in einer schwierigen Situation. Schritt 
eins war die Konsolidierung der Finanzen und 
die Neuaufstellung der Verwaltung. Als Kommu-
ne hat man hier nicht viele Möglichkeiten, daher 
mussten wir in der Verwaltung extrem sparen 
und die Personalkosten reduzieren. Das erfordert 
kommunalpolitischen Mut, denn damit macht 
man sich auch nicht unbedingt Freunde.

Die zweite große Herausforderung war jedes 
Haus in den Ortsteilen an das Kanalnetz anzu-
schließen, die Infrastruktur zu ertüchtigen und 
die Schule zu sanieren. Diese Sanierung bildet 
auch die Grundlage für unser Selbstverständ-
nis als Familienparadies. Einen Vorteil, den wir  
haben, ist unsere günstige Lage zwischen drei 
Mittelzentren und an der Autobahn. Indem wir 
für Bauplätze und gute sowie mehr als ausrei-
chend Betreuungsangebote (sowohl für die jun-
ge als auch die ältere Generation) gesorgt haben,  
ist es uns gelungen den Bevölkerungsschwund 
umzudrehen. Damit zieht auch die Kaufkraft  
wieder an.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Wir bauen das Familienparadies weiter aus. 
Dass sich die Hochschullandschaft und das Ar-
beitsangebot in unserer Region verbessert, 
kommt uns sehr entgegen, denn die Leute blei-
ben da. Jetzt kümmern wir uns um die Innenent-
wicklung und haben mit großer Bürgerbeteili-
gung ein ISEK (Integriertes städtebauliches Ent-
wicklungskonzept) aufgestellt. An dieser Stelle 
geht ein extrem großes Lob an die Staatsregie-
rung für die Förderoffensive Nordostbayern. Un-
sere städtebaulichen Probleme hätten wir aus 

wir beste Voraussetzungen geschaffen. Jeder in 
Stammbach hat einen Breitbandzugang und bald 
jedes Haus Glasfaser. Bei mir hat sich in der Pan-
demie niemand über eine schlechte Internetver-
bindung beklagt. 

Aber es wird zunehmend schwieriger die Dör-
fer lebensfähig zu halten. Die Bundesregierung 
hat massiv Mittel für die ländliche Entwicklung 
gestrichen. Wenn der Bundeshaushalt so be-
schlossen wird, bedeutet das einen Förderstopp 
von zahlreichen Projekten. Hier müssen wir poli-
tisch tätig werden!

Im Bereich Erneuerbare Energien ist Stamm-
bach gut aufgestellt. Unsere Bürger-Energie Pro-
Region eG hat inzwischen über 400 Mitglieder 
und zahlt 10 Prozent Dividende. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Seid mutig und habt keine Angst. Das Ziel 
ist nicht verwalten, sondern gestalten. Am An-
fang einer Legislaturperiode sind Analysen und  
Coachings gemeinsam mit dem Gemeinderat 
sinnvoll.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Einfach planen und dann bauen geht nicht 
mehr. Bürgerbeteiligung ist extrem wichtig. Um 
unser ISEK mit maximaler Bürgerbeteiligung zu 
starten haben wir mit interessierten Bürgerin-
nen und Bürgern Workshops veranstaltet und in 
der Pandemie in Arbeitskreisen online gearbei-
tet. Wir haben auch begehbare Modelle in der 
Turnhalle aufgebaut, denn nicht alle können sich  
Pläne räumlich vorstellen. 

Im Rathaus arbeiten wir fortlaufend an der 
Optimierung unserer Prozesse. Meiner Meinung 
nach ist das der Schlüssel für eine gelingende Di-
gitalisierung. Außerdem sorgen wir für angeneh-
me Begegnungsräume und ein gutes Arbeits-
umfeld, inkl. Homeofficemöglichkeiten. Die Öff-
nungszeiten im Rathaus haben wir angepasst, 
damit auch ohne Unterbrechungen an Projekten 
gearbeitet werden kann.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Digitale Akte wird vieles einfacher machen, 
das Arbeiten mit ihr braucht aber – neben der  
adäquaten Hardware – andere Prozesse und ein 
gut gesteuertes Projektmanagement. An der 
Umsetzung des Online-Zugang-Gesetzes (OZG) 
arbeiten wir weiterhin. 

Was uns tatsächlich immense Schwierigkei-
ten macht ist, dass wir erstickt werden in im-
mer neuen Vorschriften und Förderungen und für  
alles brauchen wir mehr Personal. Ich habe  
damals mit Personaleinsparungen angefangen 
und muss jetzt ständig neues Personal einstellen, 
das geht so nicht weiter.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Ich bin Optimist! Das Glas ist immer mehr als 
halbvoll. Pessimisten gibt’s genug.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Das müssen andere entscheiden. Ich versuche 
das Beste für Stammbach zu erreichen. r

Die Kunst des  
nachhaltigen Wasserspeicherns 

Der mittelfränkische Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Winds-
heim (NEA) nimmt den „Kampf“ gegen die weitere Austrocknung 
durch den Klimawandel auf. Mit einer widerstandfähigen, also kli-
maresilienten Wasserwirtschaft will sich der Landkreis in eine Art 
Schwammregion verwandeln und als nachhaltig und zukunftsorien-
tiert positionieren. Nicht nur die für den Landkreis repräsentative 
Auswahl von 14 Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie das 
Amt für Ländliche Entwicklung Mittelfrankens, sondern vor allem 
auch das zuständige Wasserwirtschaftsamt in Ansbach sind „Trei-
ber“ des Pilotprojekts, das die versiegelten Böden für Niederschlags-
wasser aufnahmefähig wie einen Schwamm machen soll. 

Die seit Jahren immer heißer 
werdenden Sommermonate oh-
ne nennenswerte Niederschlä-
ge führen einerseits zu längeren 
Dürren mit dauerhaft niedrige-
ren Grundwasserständen in einer 
ohnehin relativ trockenen Regi-
on. Andererseits kommt es im-
mer häufiger zu heftigen Stark-
regen- bzw. Unwetterereignissen 
mit messbaren Auswirkungen auf 
die Landwirtschaft, den Wasser-
kreislauf mit Wasserknappheit, 
aber auch Überschwemmungen, 

treffen wurden im laufenden 
Jahr die vom geringen Wasser-
dargebot Betroffenen und die 
damit verbundenen Auswirkun-
gen sowohl innerhalb der Kom-
munen als auch auf den freien 
Land(wirt)schaftsflächen identi-
fiziert. In Fokus standen Möglich-
keiten an Gewässern und Talau-
en, in Siedlungsgebieten, in der 
Land- und Forstwirtschaft sowie 
bei Sonderkulturen und der Teich-
wirtschaft. Das Spektrum reich-
te von einer wesentlichen Er-

Schulalter. Erklärte Ziele des kli-
maresilienten Landkreises sind 
eine zukunftsorientierte Was-
serspeicherung, ein funktionie-
rendes Überschwemmungsma- 
nagement, sauberes Trinkwasser 
und wasserorientiertes Handeln 
Aller – auch und gerade in Tro-
ckenzeiten.

Erarbeitet wurden neue und in-
novative Lösungsansätze für ein 
von Trockenheit geprägtes Was-
sermanagement im Landkreis. 
Wo notwendig und sinnvoll wur-
den Experten und Betroffene je 
nach Themenstellung gehört und 
konnten sich einbringen. Im Früh-
jahr 2024 ist die Präsentation der 
Ergebnisse aus der Arbeitsgruppe 
geplant. Die Ergebnisse der Land-
kreis-Arbeitsgruppe werden ein 
elementarer Baustein zur kom-
munalen Umsetzungsverpflich-
tung des vom Bundeskabinett 
beschlossenen Klimaanpassungs-
gesetzes sein und der Bundesre-
gelung sogar vorgreifen. Die Bun-
desregierung will erst Ende 2024 
die erste Klimaanpassungsstrate-
gie mit konkreten Zielen verab-
schieden.

NEA als Modell  
für andere Landkreise

Bei der Umsetzung der dann 
vorgeschlagenen, eigenen Kli-
maanpassungsstrategien, die si-
cher auch mit Kosten verbun-
den sind, kommt dem Landkreis 
NEA entgegen, dass es ein brei-
tes Bündnis und den Willen al-
ler Beteiligten gibt, die gemein-
sam entwickelten Ideen vor Ort 
umzusetzen. Das Projekt ist lang-
fristig angelegt und sollte mit ei-
ner flexiblen Strategie auf die 
sich ändernden klimatischen Be-
dingungen reagieren können. Ei-
ne kontinuierliche Strategieüber-
prüfung kann sicherstellen, dass 
der Landkreis mit seinem Pilot-
projekt die Region auf die Her-
ausforderungen des Klimawan-
dels zielgerichtet vorbereitet und 
klimabedingte Risiken entspre-
chend verringert. Und der Land-
kreis Neustadt an der Aisch-Bad 
Windsheim kann als Modell für 
andere Landkreise dienen, die 
mit ebensolchen Problemen kon-
frontiert sind.  JK

V.l.: Wolfgang Neukirchner, Leiter des Amts für Ländliche Entwicklung, 
Mittelfranken, Dieter Springmann, Erster Bürgermeister der Gemein-
de Ergersheim, Thomas Keller, Leiter Wasserwirtschaftsamt Ansbach 
und Dr. Birgit Kreß, Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Markt Erl-
bach.  Bild: Ulrike Ganter/Fränkische Landeszeitung

Bodenerosion und einer Ver-
schlechterung der Wasserqua-
lität. In Summe führen die sich 
im Zuge des Klimawandels ab-
sehbar wiederholenden Wetter-
kapriolen zu einer fortschreiten-
den Austrocknung der Böden mit 
spürbaren Auswirkungen auf das 
gesamte Leben und Wirtschaften 
vor Ort. 

Spärliches Wasserdargebot

Neben der Umwelt sind die 
Landkreisbürger schon jetzt di-
rekt vom spärlichen Wasserdar-
gebot betroffen. Deshalb ist es un-
verzichtbar, Konzepte und Maß-
nahmen zu entwickeln, um auch 
in Zukunft die Trinkwasserversor-
gung sicherzustellen, gesundheit-
lich unbedenkliche Badegewäs-
ser beizubehalten, eine umwelt-
verträgliche Beregnung von Son-
derkulturen wie Wein ebenso zu 
ermöglichen wie die Bewirtschaf-
tung von Fischteichen.

Mit einem nachhaltigen Kon-
zept für eine ressourcenschonen-
de Wasserwirtschaft und einem 
fortschrittlichen Hochwasser-
schutz soll dem Klimawandel die 
Stirn geboten werden und das Le-
benselixier Wasser im Boden wie 
in einem saugfähigen Schwamm 
gehalten werden.

Großes Engagement

Wie wichtig das Thema für die 
Kommunen im klimaresilienten 
Pilot-Landkreis NEA inzwischen 
ist, zeigt auch die große Bereit-
schaft, sich für das Nachhaltig-
keitsthema mit Ideen und deren 
Umsetzung zu engagieren.

Landkreis, Kommunen, das Amt 
für Ländliche Entwicklung Mit-
telfranken und das Wasserwirt-
schaftsamt Ansbach erarbeiten 
praxisnahe und unkonventionelle 
Wege für einen zukunftsorientier-
ten Wasserrückhalt und ein was-
serorientiertes Handeln vor Ort.

Die Landkreis-Arbeitsgruppe 
will die Wasserwirtschaft neu 
denken. In vier Arbeitsgruppen-

weiterung von Versickerungsflä-
chen, naturnahen Rückhalteräu-
men und Gewässerrenaturierung, 
Aufforstung, Entsiegelung, Bau 
von Zisternen, sparsamer Um-
gang mit der Ressource Was-
ser, Wassernutzungsalternati-
ven in der Landwirtschaft und 
auf Privatgrundstücken bis hin 
zur umfassenden Sensibilisierung 
der Bevölkerung für das Was-
serschutzthema schon ab dem 

„Schwammdörfer“ für  
besseres Wassermanagement
�inisterin Kaniber: Wasserrückhalt und Speicherfähigkeit 

werden Schwerpunkte bei der Dorferneuerung 
In Bayerns Dörfern soll Regenwasser künftig lieber im Boden versi-
ckern als in der Kanalisation verschwinden. Wie die für die Ländliche 
Entwicklung zuständige Agrarministerin Michaela Kaniber mitteil-
te, werden die Themen Rückhalt und Verbesserung der Speicherfä-
higkeit von Wasser im Siedlungsbereich zu einem weiteren Schwer-
punkt in der Dorferneuerung werden. „Das kostbare Gut Wasser im 
Boden zu halten, ist in Zeiten des Klimawandels ein absolutes Me-
ga-Thema. Unser Ziel sind regelrechte Schwammdörfer mit entsie-
gelten Freiflächen und versickerungsfähigen Belägen. Damit wird 
die Einleitung in die Kanalisation verringert und die Neubildung von 
Grundwasser unterstützt“, sagte die Ministerin.

Die Begrünung möglichst vie-
ler Flächen verbessert laut Kani-
ber zudem die klimatische und 
ökologische Situation und damit 

die Lebensqualität für die Bürge-
rinnen und Bürger. Der Bau von 
Rigolen, also unterirdischen Puf-
ferspeichern, zur langsamen Ver-

„Wir treffen uns  
am Dorfplatz“

Feierliche Einweihung des Veitsbronner Dorfplatzes
Stolz berichtet Marco Kistner, Erster Bürgermeister der Gemeinde 
Veitsbronn im Landkreis Fürth, von der Einweihung des neugestal-
teten Dorfplatzes seiner Kommune. Anlass für den Umbau war ein 
erneuter Astbruch einer mächtigen Weide, die das Erscheinungsbild 
des Ortes jahrzehntelang geprägt hatte. Die bauliche Maßnahme er-
folgte mit intensiver Bürgerbeteiligung.

Anstatt Ersatzpflanzungen vor-
zunehmen, ergriff der Gemein-
derat die Chance eine grundsätz-
liche Aufwertung der zentralen 
Fläche vorzunehmen und zwar 
trotz der Einschränkungen, die 
durch mehrere Kreisstraßen vor-
lagen. 

Unter Federführung der dama-
ligen Gemeindeheimatpflegerin 
Sabine Schöberl bildete sich ein 
Arbeitskreis mit dem zutreffen-
den Motto „Wir treffen uns am 

Dorfplatz!“. Städteplaner Matt- 
hias Rühl (Neustadt an der Aisch) 
bereitete die Ergebnisse des Ar-
beitskreises planerisch so auf, 
dass die Gemeinde von der EU- 
Innenstadt-Förderinitiative „In-
nenstädte beleben“ profitieren 
konnte.

Hans Herold, MdL, berichtete, 
dass durch die Förderung knapp 
80 Prozent der Gesamtkosten in 
Höhe von 250.000 Euro über-
nommen wurden.  r

Gemeinderat Veitsbronn, Vertreter der am Umbau beteiligten Firmen 
sowie Hans Herold, MdL (8.v.l.) und Erster Bürgermeister Marco Kist-
ner (mittig). Bild: Schöberl

sickerung von Oberflächenwas-
ser und von Zisternen zur Auf-
nahme von Regenwasser und 
dessen Nutzung in Trockenpha-
sen wird ihren Angaben zufolge 
nun ebenfalls verstärkt über die 
Ämter für Ländliche Entwicklung 
angeregt und gefördert. Ein Er-
folgsfaktor ist auch hier das be-
währte Konzept der Dorferneu-
erung aus Information, Aktivie-
rung und Beteiligung der Bürger. 
In ländlichen Kommunen kann 
zudem die umgebende Land-
schaft in die Planungen mitein-
bezogen werden.

Ansprechpartner ALE

Die landesweit sieben Ämter 
für Ländliche Entwicklung be-
treuen derzeit 1.436 Dorferneu-
erungen in 2.200 Ortschaften. r

https://www.innenstaedte-beleben.bayern.de/
https://www.innenstaedte-beleben.bayern.de/
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„Ich hoffe sehr, Sie sind gut 
durch diesen verregneten und 
heißen Sommer gekommen. 
Vom Wetter her hatten wir es ja 
mit ziemlichen Gegensätzen zu 
tun. Aber eigentlich doch auch 
in der Politik, der Wirtschaft 
und mit dem medialen Bild, das 
sich in Deutschland zeichnete.

Ich beobachte das Gesche-
hen ja nur vom Rande, sozusa-
gen von einer mittleren Posi-
tion auf dem Kratzbaum aus. Und es war ganz 
schön verwirrend für mich. Ich hatte so den Ein-
druck, dass Deutschland einen ganzen Sack vol-
ler Probleme hat: Die Wirtschaft schrumpft, an-
ders als in den übrigen Industriestaaten, die  
Inflation ist noch tierisch hoch, die illegale Migra-
tion ungebremst. Da hätte ich gedacht, gibt  
es viel Diskussionsbedarf. Nur so als Beispiel, wa-
rum bei den illegalen Zuwanderern mancherorts 
Türken die zweitstärkste Gruppe bilden, also 
Bürger eines NATO-Partners, der vielfältige poli-

tische, wirtschaftliche und kulturelle Verbindun-
gen zu Europa hat. Oder warum man Inder, die 
illegal einreisen, nicht einfach postwendend in 
ihr Heimatland zurückschickt, das immerhin die 
größte Demokratie der Erde genannt wird und 
dies nicht nur formal auch ist.

Wenn man aber die Zeitung aufschlug, das 
Radio oder den Fernseher aufmachte, waren an-
dere Themen der satte Aufreger. Zunächst wa-
ren die Zeitungsspalten wochenlang vom Fall ei-
nes aus der Zeit gefallenen Machos blockiert, 
der als Verbandspräsident eine Spielerin des 
siegreichen Frauenfußballteams aus Spanien 
nach dem Gewinn der Weltmeisterschaft auf 
den Mund geküsst hatte. Diese Aktion hätte al-
les verdient, von einer spontanen Betonwatschn 
bis hin zur – wohl jetzt erfolgten – Strafanzeige. 
Aber keine tagelange Berichterstattung mit Sta-
tements aus Politik, Kultur, Gesellschaft und na-
türlich Sport über alle fünf Kontinente hinweg.

Dann mussten wir uns wochenlang mit einer 
ekelhaften Aktion beschäftigen, die vor 35 Jah-
ren an einem niederbayerischen Gymnasium 
von minderjährigen Schülern abgezogen wur-
de, deren Geschichts- und Sozialkundeunterricht 

wohl keine nachhaltige päda-
gogische Wirkung im Hirn von 
mindestens einem Schüler ent-
faltete. Ob dieser Schüler Hu-
bert oder Helmut oder sonst-
wie hieß, ist nach einem Em-
pörungssturm der Extraklasse 
immer noch nicht klar, ebenso 
wenig ist die Frage beantwor-
tet, ob jemand, der mit 16 Jah-
ren Flanellhosen getragen hat, 
heute politische Verantwor-

tung übernehmen darf. Bevor ich jetzt ins Tier-
heim oder ins Versuchslabor komme: Natürlich 
steht man sprach- und fassungslos vor so einem 
Machwerk aus Dummheit, Hass und Menschen-
verachtung. Aber die Schule hat das richtige da-
mit gemacht: Als ein Schüler eine Arbeit im Rah-
men eines Geschichtswettbewerbs zur Aufarbei-
tung der NS-Verbrechen in dem Ort verfasste, 
wurde ihm das Flugblatt als Beispiel für fort-
währenden braunen Ungeist überlassen. Er hat 
es mit Erkenntnisgewinn verwendet, so dass es 
heute noch eingeordnet als zeitgeschichtliches 
Dokument – unabhängig vom Verfasser – ein-
sehbar ist. Wenn jetzt ein Lehrer, der zur Zeit des 
Entstehens offenbar pädagogisch versagt hat, 
damit eine sehr verspätete Diskussion über den 
Charakter eines mittlerweile über 50jährigen 
Mannes auslösen wollte, wird der geistige Aus-
wurf gerade nicht in einen angemessenen histo-
rischen Kontext eingebunden.

Eine klare, wenngleich mich äußerst beunru-
higende Bestätigung fanden meine Beobachtun-
gen zum Missverhältnis von der Bedeutung ei-
nes Themas zu dessen medialer Aufbereitung in 
einer Umfrage zum Vertrauen der Menschen in 
die Politik. Das Ergebnis war erschreckend: Die 
meisten Leute glauben nicht, dass die Politiker 
noch wissen, was die Menschen im Land wirklich 
bewegt. Die Meinungsblase Berlin (Kreuzberg) 
schottet die Entscheidungsträger im Bund von 
dem ab, was im Land (Gillamoss) tatsächlich vor 
sich geht. Nebenbei: Wundert sich von Ihnen je-
mand, dass Friedrich Merz vom juste-milieu der 
Republik für eine Bierzeltrede so viel Kritik erfah-
ren hat, also genau von den Leuten, die das wah-
re Leben in diesem Land nicht mehr kennen.

Ach, käme doch wieder Martin Luther zu Eh-
ren: „Man muss dem Volk aufs Maul schauen, 
ihm aber nicht nach dem Munde reden.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT
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Schulungsangebot für Politikerinnen:

Mehr Frauen in die 
Gemeinderäte! 

„Bayern – ich misch‘ mich ein: Mehr Frauen in die Gemeinderäte“, 
der Name ist Programm und soll das politische Engagement im länd-
lichen Raum Bayerns stärken. Von 27. Oktober 2023 bis 27. Janu-
ar 2024 finden dazu mehrstufige Workshops in Niederbayern und 
Schwaben statt. Interessierte Frauen werden ermutigt und moti-
viert sich neu oder weiterhin in der Politik zu engagieren. Das Pro-
jekt startet in Nördlingen und Wallersdorf und wird gefördert durch 
die Nemetschek Stiftung und die Petra Kelly Stiftung. Organisatorin-
nen sind der überparteiliche Verein „Frauen aufs Podium“ und der 
„Landesverband Frauenlisten Bayern e.V.“

Hintergrund für die Initiative ist 
der aktuelle Tiefstand des Frau-
enanteils in allen Bayerischen 
Parlamenten. Unter 20 Prozent 
war der Frauenanteil nach den 
Kommunalwahlen 2020 in vie-
len bayerischen Landkreisen. 
Das bedeutet, dass in vielen Ge-
meinden von 20 Gemeinderäten 
nur vier weiblich sind. In einigen 
Gemeinden entscheiden sogar 
ausschließlich männliche Man-
datsträger.

Gerade im ländlichen Bereich 
ist es für Frauen schwierig in der 
lokalen Politik Fuß zu fassen. Oft 
scheint der Weg in die Politik als zu 
weit weg von ihrer Realität, zu tro-
cken und zu kompliziert. Dass Ge-
meindepolitik abwechslungsreich 
ist, mit der reellen Möglichkeit ak-
tiv vor Ort zu gestalten, für die Zu-
kunft mit zu entscheiden und noch 
dazu persönlich bereichernd sein 
kann, wird viel zu selten gesagt. 
Trotzdem braucht es Mut! Des-
halb starten bekannte Landespoli-
tikerinnen wie Dr. Petra Loibl, MdL 
(CSU), Gabriele Fograscher, MdB 
a.D. (SPD) und Eva Lettenbauer, 
MdL (B90/Die Grünen) zusammen 
mit anderen Kommunalpolitike-
rinnen im Rahmen einer Fish Bowl 
Diskussion das Frauen-Empower-
ment Programm.

Dazu Andrea Hinterwaldner, 
Vorsitzende des Landesverban-
des Frauenlisten Bayern: „Politi-
sche Entscheidungen sollen von 
einem Gremium getroffen wer-
den, das unsere Gesellschaft wi-
derspiegelt. Das Ziel ist also mehr 
Frauen in die Räte zu bringen. 
Unser Engagement soll der Poli-
tik zeigen, dass sie sich ernsthaft 
diesem Thema widmen muss, um 
das zu schaffen.“ 

Dazu werden Frauen, die sich 
vorstellen können – überhaupt 
oder vermehrt – politisch ak-
tiv zu sein, zu Schulungen ein-
geladen. Neben der Reflektion 
zu den eigenen Werten und Zie-
len und über die richtige Prä-
senz, werden die Teilnehmerin-
nen auch darauf vorbereitet, ih-
re Anliegen in die Öffentlichkeit 
wirkungsvoll einzubringen. „Wir 
trainieren politisch interessierte 
und engagierte Frauen und för-
dern Vernetzung. Ziel ist, dass 
es bei den nächsten Kommunal-
wahlen genügend Kandidatinnen 
für die Listenplätze und Direkt-
mandate gibt“, so Bettina Prae-
torius, Vorsitzende des Vereins 
Frauen aufs Podium. 

Weitere Informationen unter 
www.frauenaufspodium.org und 
www.frauenlisten.de.  r

Rückenwind für Bayern
Markus Söder nimmt 432 Unterschriften  

von bayerischen Bürgermeistern für Windkraft entgegen
In einer parteiübergreifenden Initiative für die Energiewende in 
Bayern hat mehr als ein Fünftel der 2.000 Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister im Freistaat seine Unterschrift unter den Bürger-
meisterappell „Zusammen erfolgreich erneuerbar“ gesetzt. Diese 
bemerkenswerte Unterstützung unterstreicht den gemeinsamen 
Wunsch nach besseren Rahmenbedingungen und politischer Un-
terstützung für den beschleunigten Ausbau von Windkraftanla-
gen in Bayerns Gemeinden. Ministerpräsident Dr. Markus Söder 
hat den Appell persönlich entgegengenommen.

Der Bürgermeisterappell „Zu-
sammen erfolgreich erneuerbar“ 
für die kommunale Energiewen-
de in Bayern ermutigt die Bayeri-
sche Staatsregierung nachdrück-
lich dazu, die Entwicklung von 
Windkraftprojekten in Bayern 
zu fördern und die notwendigen 
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen. Die Unterzeichnerinnen und 
Unterzeichner sind zuversicht-
lich, dass sie von der Staatsregie-
rung auf ihrem Weg kraftvoll un-
terstützt werden. 

Gemeinde Kühlenthal

Iris Harms, Bürgermeisterin der 
Gemeinde Kühlenthal und Mitini-
tiatorin des Appels, sagt: „Ich be-
teilige mich am Bürgermeisterap-
pell, weil ich es sehr wichtig fin-
de, dass Energie vor Ort und de-
zentral erzeugt wird. Energie wird 
immer gebraucht, perspektivisch 
noch mehr und was vor Ort pro-
duziert wird, bringt die Wert-
schöpfung in die Gemeinden.“

Die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister sind überzeugt da-
von, dass Windenergie nicht nur 

zur Reduzierung von CO2-Emissi-
onen beiträgt und somit zum Er-
reichen der bayerischen Klima-
ziele bis 2040, sondern auch wirt-
schaftliche Chancen für bayeri-
sche Kommunen eröffnet. Lokale 
Windkraftprojekte können nicht 
nur eine zuverlässige Energie-
quelle darstellen, sondern auch 
Arbeitsplätze schaffen und die 
regionale Infrastruktur stärken.

Gemeinde Wildpoldsried

„Als Bürgermeisterin vom 
Energiedorf Wildpoldsried be-
teilige ich mich gerne am Appell, 
weil sich bei uns seit vielen Jahre 
gezeigt hat: Ökonomie und Öko-
logie zusammen mit Bürgerbetei-
ligung zu denken, schafft Akzep-
tanz und ist die Basis zum Erfolg“, 
begründet Mitinitiatorin Renate 
Deniffel ihre Unterstützung. Wei-
ter sagt sie: „Der Wind schickt 
keine Rechnung. Wir können die 
Energie hier vor Ort erzeugen, 
sie verbrauchen und bestenfalls 
auch speichern. Gemeinsam mit 
der bayerischen Staatsregierung 
können wir in unseren Kommu-
nen viel bewegen und das ge-
setzte Ziel der Klimaneutralität 
im Freistaat bis 2040 erreichen.“

Übergabe in der Staatskanzlei v.l.: Erster Bürgermeister Claus 
Schwazmann, Markt Eggolsheim, Erster Bürgermeister Christian 
Porsch, Gemeinde Speichersdorf, Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder, Erste Bürgermeisterin Renate Deniffel, Gemeinde Wild-
poldsried, Altbürgermeister Helmut Krämer, Markt Heiligenstadt 
und Erster Bürgermeister Ruppert Steigenberger, Gemeinde Berg 
am Starnberger See.  Bild: Staatskanzlei

Der Appell fordert die bayeri-
sche Staatsregierung auf, mit al-
len Mitteln für den beschleunig-
ten Ausbau erneuerbarer Heimat- 
energien in Bayerns Gemeinden, 
insbesondere von Windenergie-
anlagen, einzutreten. 432 Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister 
aus Bayern haben den Appell bis 
zum 7. August 2023 unterzeich-
net – das entspricht einem Fünf-
tel aller kommunalen Oberhäup-
ter im Freistaat. Gestartet wur-
de der Appell Anfang Mai 2023. 
Insbesondere setzen die Unter-
zeichnerinnen und Unterzeichner 
ein starkes Signal für den Ausbau 
der lokalen Windkraft, die als un-
verzichtbare Quelle für saube-
re Energie und als Motor für re-
gionale Wertschöpfung betrach-
tet wird. 

Markt Heiligenstadt

Altbürgermeister und Mitiniti-
ator des Appells Helmut Krämer 
aus Markt Heiligenstadt in Ober-
franken kommentiert den Erfolg 
des Appells: „Dass so viele Bür-
germeister unterschrieben ha-
ben ist ein starkes Signal dafür, 
dass wir Kommunalpolitiker be-
reit sind, die Energiewende um-
zusetzen. Dazu brauchen wir 
die politische Unterstützung der 
Staatsregierung, der Regierungs-
präsidenten und vor allem die 
Unterstützung der Landräte vor 
Ort. Für diese Unterstützung ap-
pellieren wir als ‚Zusammen er-
folgreich erneuerbar‘.“

Mehr Informationen: https://
erfolgreich-erneuerbar.bayern.  r

„Deutschland braucht 
Bayern als Vorbild“
CSU und CDU für Politik ohne falsche Ideologie

„Mittelstand und Industrie brauchen mehr Verlässlichkeit sei-
tens der Bundespolitik und dürfen nicht immer noch mehr be-
lastet werden“. Bayerns Innenminister Joachim Herrmann beton-
te bei einer gemeinsamen Tagung von CDU und CSU: „Die Stärke 
Bayerns und Baden-Württembergs entstehe vor allem durch den 
aktiven Mittelstand in diesen beiden Ländern“. Der Mittelstand 
spiele aber bei der Bundesregierung „derzeit keine Rolle mehr“, 
meinte der CDU-Landtagsabgeordnete für den Wahlkreis Aalen, 
Winfried Mack, derzeit Vorsitzender aller wirtschaftspolitischen 
Sprecher der CDU/CSU-Landtagsfraktionen.

Bei der jährlichen Regional-
konferenz der CSU des Bezirks-
verbandes Mittelfranken mit 
der CDU aus dem Ostalbkreis 
ging es um grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit auf allen 
Gebieten der Infrastruktur. Heu-
er traf man sich bei der Firma 
Rettenmeier in Wilburgstetten, 
einem der größten holzbearbei-
tenden Unternehmen Europas 
mit 1.600 Mitarbeitern an sechs 
europäischen Standorten.

Es gebe beim Holz in Bayern 
mehr Aufwuchs als eingeschla-
gen wird, meinte der CSU-Be-
zirksvorsitzende von Mittelfran-
ken, Joachim Herrmann. Und im 
Verbund mit nachhaltiger Wald-
wirtschaft diene der Baustoff 
Holz zudem als CO2-Speicher. 

Allerdings sei durch das Hin und 
Her seitens des Bundes beim 
Holz als Energiequelle der Um-
welt ein Bärendienst erwiesen 
worden.

Für Winfried Mack agiere 
der Bundeswirtschaftsminister 
an den Bedürfnissen der Men-
schen vorbei und betreibe rein 
ideologische Politik mit Bevor-
mundung statt Eigenverant-
wortung. Angesichts rückläufi-
ger Wirtschaftsleistung müss-
ten vielmehr Inflation und Ener-
giepreise reduziert werden, um 
nicht noch mehr Investitionen 
ins Ausland zu vertreiben. „Leis-
tung muss sich wieder lohnen“, 
so Mack und ergänzte mit Blick 
auf die bayerische Landtags-
wahl im Oktober: „Deutschland 

braucht Bayern als Vorbild“.
Nach Ansicht von Artur Au-

ernhammer, MdB für Stadt und 
Landkreis Ansbach sowie den 
Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen, werde derzeit in Ber-
lin „eindeutig Politik gegen den 
ländlichen Raum gemacht“. Als 
Beispiele nannte er das „Hei-
zungsgesetz“, die geplante Still-
legung von Agrarflächen und die 
Pläne zur Reduzierung von Kran-
kenhäusern.

Beim Thema Krankenhäuser 
ermahnte Joachim Herrmann, 
auch an die Folgen von Lauter-
bachs Reformplänen zu den-
ken. „Jede Krankenhausreduzie-
rung bedeutet mehr Transpor-
te, mehr Rettungsdienste und 
mehr Rettungshubschrauber, 
das muss mitgedacht werden“. 
In einem gemeinsamen Posi-
tionspapier von CDU und CSU 
heißt es auch, dass gerade länd-
lich geprägte Regionen auf gute 
medizinische Versorgung ange-
wiesen sind. Dabei wird die Bun-
desregierung aufgefordert, die 
Finanzierung der Notfallversor-
gung und von möglichst wohn-
ortnahen Krankenhäusern si-
cherzustellen.

Für Joachim Herrmann habe 
die S-Bahn-Verlängerung von 
Nürnberg aus die Region bereits 
gestärkt und die Verlängerung 
nach Crailsheim werde kom-
men. Auch wenn einiges bereits 
umgesetzt ist und an vielem 
weitergearbeitet werde, müsse 
die Schiene in der Region noch 
attraktiver werden. „Die Wei-
terentwicklung des Öffentlichen 
Personennahverkehrs bedeutet 
aber nicht eine Verabschiedung 
vom Individualverkehr. Dabei 
geht es nicht, wie von interes-
sierten Kreisen behauptet, um 
neue Autobahnen, sondern aus-
schließlich um den Ausbau und 
die Verbreiterung bestehender 
Trassen“.  pmw
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Vorschau auf GZ 18
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 28.09.2023 erscheint,  
behandeln wir folgende Fachthemen: 
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung  

Facility Management
• Energie: Erzeugung l Beschaffung l Speicherung

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de Eine komplette  

Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Bay. Gemeindezeitung
Eintrag Lieferanten-Nachweis 2023

Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH
www.sew-kempen.de

P Betriebskosteneinsparung
	 durch hohe Effizienz und

Betriebssicherheit 

P Maximale Hygiene -
keim- und schadstoff-
übertragungsfrei

P 	Redundant, betriebssicher, hocheffizient

P 	Reduzierung der vorzuhaltenden Heiz-,
Kühl- und Elektroleistungen

P 	Wegfall von Rückkühlwerken möglich

P Nachrüstung / Sanierung im Bestand

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg undWürzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt.
Flugsicherung,KlinikumGroßhadern,Muffathalle, TheCharles
Hotel, TUM Garching, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

Ihre eigene Gas- und 
Strompreisbremse

 Multi funkti onale
Wärmerückgewinnung

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von  
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden Software.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE 
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de 

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Weil gemeinsam viel 
mehr möglich ist

Bezirk Niederbayern veranstaltet große Fachtagung  
zum Thema „Mit Genossenschaften die Heimat gestalten“

Wie kann es funktionieren, dass neue Projekte auch in Zeiten knap-
per werdender kommunaler Finanzen dennoch realisiert werden 
können? Eine Option ist, dass Bürger selbst die Initiative ergreifen, 
z.b. durch die Gründung einer Genossenschaft. Jeder, der möchte, 
steuert finanzielle oder auch ehrenamtliche Unterstützung bei. Wie 
es geht, zeigte ein großes Symposium, veranstaltet vom Bezirk Nie-
derbayern am Bezirksklinikum Mainkofen.

Zahlreiche kommunale Vertre-
ter wie Bürgermeister, Stadt- und 
Kreisräte waren zur Fachtagung 

gekommen. Bezirkstagspräsident 
Dr. Olaf Heinrich freute sich über 
die rege Teilnahme und das gro-

ße Interesse. „Wir stehen in einer 
turbulenten Phase der Verände-
rung, in der wir uns mit der Fra-
ge beschäftigen müssen, wie wir 
dennoch weiter Kommunalpolitik 
mit den Menschen gestalten und 
Projekte umsetzen können“, er-
klärte Heinrich. Die Mittel seien 
endlich, und auch leere Gebäu-
de in den Innenstädten und Ge-
meinden warten darauf, wieder 
mit Leben gefüllt zu werden. Ge-
nossenschaften seien hierzu eine 
hervorragende Möglichkeit: „Sie 
bieten häufig Lösungen.“ Denn 
Genossenschaften böten dem 
Bürger eine Möglichkeit selbst 
Verantwortung zu übernehmen, 
gemeinsam anzupacken und ge-
meinsame Erfolge zu feiern. „Ne-
ben monetären Renditen gibt es 
hier auch sinnstiftende Rendite“, 
unterstrich er.

Aufbau einer Genossenschaft

Wie eine Genossenschaft auf-
gebaut ist, erklärte Franz Penker, 
Regionalbetreuer im Genossen-

schaftsverband Bayern. Er stell-
te drei Pfeiler für diese Recht-
form vor. Erstens die Selbsthilfe, 
die zu einem freiwilligen Zusam-
menschluss eines gemeinsamen 
Interesses führt. Die Mitglieder 
bringen die finanziellen Mittel 
auf. Weiterer Bestandteil ist die 
Selbstverwaltung – die Verant-
wortung für die genossenschaft-
lichen Mitglieder für das eigene 
Handeln. Und die dritte Kompo-
nente ist die Selbstvermarktung. 
Es sind auch rechtliche Voraus-
setzungen zu erfüllen. Die Mit-
gliederversammlung legt eine 
Satzung fest, und es braucht Eh-
renamtliche für verschiedene 
Ämter wie den Aufsichtsrat. Wer 
aber eine Genossenschaft grün-
den möchte, braucht lediglich 
drei Mitglieder und einen Auf-
sichtsrat. Die Vorteile einer Ge-
nossenschaft überwiegen Pen-
kers Worten zufolge, es gibt aber 
auch Schwächen. Oft ist die Kom-
munikation aufwändiger und das 
unternehmerische Risiko den-
noch gegeben.

Wie gut und erfolgreich aber 
Genossenschaften funktionieren, 
zeigten drei praktische Beispie-
le. In Freyung rettete eine Genos-
senschaft die Brauerei Lang Bräu. 
Bei deren Verkauf wurde vor neun 
Jahren diese Rechtsform gewählt. 
Vorstandsvorsitzender Gerhard 
Geier erzählte den Gästen beim 
Symposium von einer Erfolgsge-
schichte: Über fünf Millionen Eu-
ro konnten in dieser Zeit investiert 
werden. 

Im Alter von 25 Jahren gründete 
Thomas Kaindl die „Bürgerenergie-
genossenschaft – Energiewende in 
Bürgerhand“. Ziel ist die dezentrale 
und konzernunabhängige Energie-
versorgung. 

Zum Genussort ist Eppenschlag 
im Landkreis Freyung-Grafenau 
geworden. Die Anfänge liegen ei-
ne Zeit zurück, nun hat der mittler-
weile amtierende Bürgermeister 
Peter Schmid mit seinen Mitstrei-
tern für Projekte wie eine Bauern-
markthalle und eine Genussakade-
mie ebenfalls eine Genossenschaft 
gegründet. Er brach eine Lanze für 

Regionalität und somit auch Nach-
haltigkeit. Lebensmittel aus der Re-
gion zu kaufen, bedeute, Ressour-
cen zu schonen. Durch die Genos-
senschaft werden hier die Men-
schen miteinbezogen und an das 
Thema herangeführt. 

In der an die Präsentation der 
Beispiele anschließenden und von 
Bertram Vogel, Geschäftsführer 
des Niederbayern Forums, mo-
derierten Diskussion sagte stellte 
Carsten Clemens, Vorstandsvorsit-
zender der VR-Bank Landau-Men-
kofen, dass Genossenschaften be-
sonders nahbar und nah am Kun-
den seien. Er erklärte aber auch, 
dass es wichtig sei, dass wirtschaft-
lich gearbeitet werde. Für Max 
Riedl, Gründungsberater im Ge-
nossenschaftsverband Bayern, 
nimmt das Thema Genossenschaft 
besonders im Energiesektor im-
mer mehr Fahrt auf. „Das Entschei-
dende ist, dass man die Menschen 
emotional berührt und ihnen zeigt, 
dass es wirklich Gestaltungsmög-
lichkeiten gibt“, ist sich Heinrich si-
cher. -eb-




